
E
s war im Jahr 1995, als die Stadt
Arnsberg allen über 50-jährigen
Bürgern eine Postkarte schrieb.
„Wie wollen Sie im Alter le-
ben?“ stand darauf. Die Aktion
war ein Skandal – und ein vol-

ler Erfolg. Denn die Bürger regten sich zwar
darüber auf, was die Stadt ihre persönliche
Lebensplanung anging. Aber gleichzeitig lös-
te die Aktion einen intensiven Dialog aus.
Seitdem wurde die Stadt im Sauerland mehr-
fach für ihre Modellprojekte zum demogra-
fischen Wandel ausgezeichnet. Wie in Arns-
berg gibt es überall im Land hunderte Initia-
tiven, um konstruktiv mit den Veränderun-
gen in der Bevölkerung umzugehen. Denn
dass Deutschland in den nächsten Jahrzehn-
ten deutlich schrumpfen wird, bunter und
auch älter wird, kann nicht mehr verdrängt
werden. In den ersten Branchen und Regio-
nen werden die Lehrlinge knapp. Fachkräfte
werden dringend gesucht.  Die Geburten ha-
ben im vergangenen Jahr mit 663.000 Babys
ein Allzeit-Tief erreicht. 

Was Unternehmen brauchen Diese Fakten
wären düster, wären da nicht die vielen intel-
ligenten Projekte landauf, landab. Sie zeigen,
dass der Wandel gestaltbar ist. Wenn wir die
Weichen richtig stellen, können alle Genera-
tionen davon profitieren. Vor tiefgreifenden
Änderungen steht die Arbeitswelt. Für Ältere
brechen gute Zeiten an. Bislang häufig aufs
Abstellgleis geschoben, rücken sie ins Zen-
trum der Personalarbeit. Immer mehr Fir-
men erkennen, dass es sinnvoller ist, die vor-
handenen Fachkräfte besser zu fördern und
länger im Betrieb zu halten statt – oft vergeb-
lich – nach jungen Mitarbeitern zu fahnden.
Natürlich brauchen Unternehmen beides:
frisches Talent aus der Schule und Uni, aber
auch die grauen Köpfe, in denen jahrzehnte-
langes Fachwissen abgespeichert ist.
Fast schon ideal kombiniert das die badische
Großbäckerei K&U aus Neuenburg mit ih-
rem „Senior-Azubi“-Programm. Es ist spe-
ziell zugeschnitten auf Menschen über 40
und bildet sie zu Fachverkäufern, Bäckern
und Konditoren aus. K&U-Vertriebschef
Winfried Fletschinger hat es sich ausgedacht,
weil er schon 2011 nicht
mehr genügend Lehrlinge
gefunden hat. Seine Ziel-
gruppe sind die ungelernten
Kräfte aus dem eigenen Be-
trieb und Berufsrückkehre-
rinnen nach der Familien-
phase.  Handwerkskammer,
Berufsschule und die Ar-
beitsagentur sind eingebun-
den. Letztere fördert die Se-
nior-Azubis über das 
WeGebAU-Programm und
übernimmt zwei Drittel der
Lohnkosten und Sozialbeiträge während der
Ausbildung. Vertriebschef Fletschinger ist mit
seinen Lehrlingen jenseits der 40 hochzufrie-
den: „Ihre Prüfungsergebnisse sind im
Schnitt viel besser als die der Jüngeren, weil
sie viel motivierter sind.“

Reservoir an Pflegekräften In Mönchen-
gladbach hat die dortige Sozial-Holding der
Stadt ein ähnliches Programm für Pflegekräf-
te aufgelegt. Beide Beispiele zeigen, welch
großes Reservoir hier noch anzuzapfen ist.
Dafür aber brauchen wir auf Ältere zuge-
schnittene Ausbildungsgänge – und coura-
gierte Firmen, die sie anbieten. Dass viele
noch zögern, hat mit den vielen Vorurteilen
gegen ältere Mitarbeiter zu tun. Fast alle da-
von sind falsch: Weder geht ihre Produktivi-
tät zurück, noch ihre kognitiven Fähigkeiten.
Körperliche Beeinträchtigungen sind nicht
ganz von der Hand zu weisen, können aber
mit klugen Strategien so angegangen werden,
dass die gesamte Belegschaft am Ende gesün-
der und produktiver wird. So hat der Auto-
hersteller BMW in seinem Dingolfinger Werk
den Altersschnitt des Jahres 2018 simuliert,
der dann bei 47 Jahren liegen wird. Schon
wenige und kaum kostenträchtige Änderun-
gen reichten aus, um die Arbeitsbedingun-
gen am Montageband altersgerechter zu ma-
chen. Der Effekt wäre enorm: Die Produkti-
vität verbesserte sich spürbar – und zwar über
alle Generationen.

Jung und alt Das ist der häufig überraschen-
de Lohn konstruktiver Projekte: Die Bedin-
gungen verbessern sich für alle Generatio-

nen, nicht nur für die Älteren. Auch Eltern
mit Kinderwagen finden es gut, wenn Ge-
schäfte die Gänge breiter machen, mehr Licht
und Sitzgelegenheiten installieren. Ähnli-
ches ist in den Kommunen zu sehen. In Arns-
berg zeigte sich, dass gerade die ganz Alten
und die ganz Jungen viel voneinander profi-
tieren können. Nun gehen Kindergartenkin-
der auf Besuch ins Altenheim. Demenziell
beeinträchtigte Senioren spielen im Kinder-
theater bei der „Kleinen Raupe Nimmersatt“
mit. Alle haben einen Riesenspaß. In Stutt-
gart wird versucht, Kindergärten und Alten-

heime in räumlicher Nähe
zu planen. Gerade in älter
werdenden Städten wird
Quartiersmanagement zu-
nehmend wichtiger. Wo In-
frastruktur wie Ärzte, Behör-
den und Geschäfte inner-
halb von 500 Schritten zu er-
reichen ist, fühlen sich Ältere
(und auch Jüngere) sicher
und können oft weit länger
in ihren Wohnungen blei-
ben. 

Problem Gesundheitsvorsorge Hinzu
kommen intelligente Initiativen gegen Leer-
stand wie beispielsweise im niedersächsi-
schen Hiddenhausen. Mit „Jung kauft Alt“
lockt die Kommune Familien mit einem Zu-
schuss in die leerstehenden Häuser im Zen-
trum  – und vermeidet so die kostenträchti-
ge Ausweisung neuer Baugebiete.
Ein bislang zu wenig beachteter Bereich ist
die Gesundheitsvorsorge. Wie das Sachver-
ständigengutachten der so genannten „Fünf
Weisen“ zum Bevölkerungswandel vom
Frühjahr 2011 zeigt, liegen hier die größten

Kostenrisiken der demografischen Entwick-
lung. Sie sind deutlich höher als in der Ren-
tenversicherung, die zudem durch eine län-
gere Lebensarbeitszeit stabil gehalten werden
kann. Bei der Gesundheitsvorsorge ist Prä-
vention entscheidend – und der Abbau der
Vorurteile gegen das Altern. Anders als oft
vermutet, nimmt die körperliche Leistungs-
fähigkeit bei ausreichendem Training kaum
ab. An der Sporthochschule Köln wurden
900.000 Laufzeiten von Marathon-Läufern
zwischen 20 und 79 Jahren ausgewertet. Ein
Viertel der Läufer zwischen 65 und 69 Jahren
waren sogar schneller als die
Hälfte der 20- bis 54-Jähri-
gen. Das gilt erstaunlicher-
weise auch, wenn sie erst vor
wenigen Jahren mit dem
Training begonnen haben.
„Leistungseinbußen im mitt-
leren Lebensalter sind pri-
mär auf eine inaktive Lebens-
weise, nicht aber auf die bio-
logische Alterung zurückzu-
führen“, sagt Studienautor
Dieter Leyk. 
Wenn das Statistische Bun-
desamt Destatis hochrechnet, dass die Zahl
der Herz-Kreislauf-Erkrankungen bis 2030
um 26 Prozent zunehmen wird, ist das kein
unabwendbares Schicksal. Wir können etwas
dagegen tun und uns mehr bewegen. Regel-
mäßiges Spaziergehen reicht oft schon, es
muss gar kein Marathon sein. Nicht um die
Kosten der Krankenkassen gering zu halten,
das würde wohl kaum jemanden motivieren.
Wir sollten es für uns selber tun, für eine ge-
sunde, leistungsfähige zweite Lebenshälfte.
Noch klingt es für viele abstrus, doch wenig
würde Hochaltrigen mehr helfen als das Auf-

stellen von Muskelmaschinen im Pflege-
heim: Schon zwölf Wochen Training an den
Geräten führten in einer Modellstudie zu ei-
ner Verdoppelung der Kraft und einer mehr
als 20-prozentigen Steigerung der Leistungs-
fähigkeit.  

Angespannte Pflege Auch der Pflegebe-
reich wird sich in den nächsten Jahren stark
ändern. Rund 4,5 Millionen Pflegebedürfti-
ge erwartet das Statistische Bundesamt im
Jahr 2050, fast eine Verdoppelung der heu-
tigen Zahlen von 2,4 Millionen zu Pflegen-

den in Deutschland. Nach
wie vor werden viele sicher-
lich zu Hause gepflegt, man-
che auch in Heimen. Doch
daneben werden Wohnfor-
men wie Pflege- und De-
menz-Wohngemeinschaf-
ten entstehen. Auch die am-
bulante Tagespflege ist eine
Alternative, die zu wenig ge-
nutzt wird. Beides senkt die
Kosten der Betreuung und
erhöht in vielen Fällen die
Lebensqualität der Betroffe-

nen. 
Viel Aufmerksamkeit hat hingegen die Fami-
lienpolitik bekommen. Sie ist wichtig, doch
selbst ein deutlicher Anstieg der Geburtenra-
te wird die demografischen Probleme
Deutschlands nicht lösen. Drei Zahlen illus-
trieren das Problem: 2009 gab es 710.000
Frauen im Alter von 45, aber nur noch
475.000 25-Jährige. Und auch die nächste
Generation war da bereits auf der Welt, gera-
de noch 345.000 fünfjährige Mädchen.
Wenn die damals Fünfjährigen erwachsen
sind, müssten sie also doppelt so viel Kinder
bekommen wie die Frauen zwei Generatio-
nen vorher, um die Zahl der Geburten auch
nur stabil zu halten. Das ist illusorisch, egal
wie gut die Karrierechancen von Frauen und
die Kinderbetreuung bis dahin in Deutsch-
land sind. 
Eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und die Förderung von Frauen sind ei-
genständige und wichtige politische Ziele.
Den Rückgang der Bevölkerung werden sie
nicht aufhalten können. Das aber ist auch
nicht notwendig. Demografie ist nicht
Schicksal. Schon heute gibt es hunderte 
von konstruktiven Strategien, mit der Alte-
rung umzugehen. Wir müssen sie nur umset-
zen. Margaret Heckel ❚

Die Autorin, Jahrgang 1966, ist Volkswirtin
und arbeitet als freie Journalistin in Potsdam.
Die frühere Politikchefin der „Welt“ und „Fi-
nancial Times Deutschland“ hat sich auf den
demografischen Wandel spezialisiert und
kürzlich das Buch „Midlife-Boomer“ veröffent-
licht.

Alle können profitieren
DEMOGRAFIE Deutschland altert, aber es gibt unzählige konstruktive Strategien, um damit umzugehen
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Deutschland wird älter, aber davor braucht niemand Angst zu haben: Wenn der demografische Umbau durch Reformen begleitet wird, können alle Generationen davon profitieren.

Cornelia Rogall-Grothe Über Arbeit
braucht sich die beamtete Staatssekretärin im
Bundesinnenministerium nicht zu beklagen:

Bundesbeauftragte
für IT-Technik, Chefin
des Cyber-Sicher-
heitsrats,Leiterin des
neu geschaffenen
Staatssekretär-Aus-
schusses zur Demo-
grafie. Cornelia Ro-
gall-Grothe, Jahr-
gang 1949, arbeitet
seit 1977 im Innen-
ministerium und ist

dort bis zur Abteilungsleiterin aufgestiegen.
2010 wurde sie Staatssekretärin. Seit dem Ka-
binettsbeschluss zur umfassenden Demogra-
fiestrategie 2009 koordiniert die Juristin als
„oberste Demografin“ im Haus von Minister
Friedrich (CSU) die vielen Aktivitäten.
Jetzt bereitet sie den ersten Demografiegipfel
am 4. Oktober mit vor. Dort wird sie ihr Credo
kundtun: Der demografische Wandel ist kein
Horrorszenario, sondern „eröffnet uns große
Chancen, diesen Wandel zu gestalten“. kru ❚

Millionen Menschen lebten Ende 2011 laut
Statistischem Bundesamt in Deutschland. Das
war ein Anstieg um 92.000 Personen im Ver-
gleich zum Vorjahr. Es war die erste Bevölke-
rungszunahme seit 2002. Sie resultierte vor al-
lem aus dem Zuzug von 958.000 Menschen ge-
genüber 679.000 Fortzügen.663.000 Geburten
standen 852.000 Sterbefällen gegenüber.

KOPF DER WOCHE

Oberste
Demografin

ZAHL DER WOCHE

81,8

ZITAT DER WOCHE

»Demografie ist
Tatsache, aber
kein unabwend-
bares Schicksal.«
Rita Süssmuth (CDU), frühere Bundestags-
präsidentin. Sie hatte sich als Familienpoliti-
kerin und Vorsitzende der Zuwanderungs-
kommission stets mit demografischen Fragen
auseinandergesetzt.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main
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Es gibt immer
noch viele
Vorurteile

gegen ältere
Mitarbeiter.

Fast alle davon
sind falsch.

Die körperliche
Leistungsfähig-
keit kann bei
ausreichend
Training gut

erhalten 
werden.
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Firmen wie dieses mecklenburgische Logistikunternehmen beschäftigen zunehmend Ältere.
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Die öffentliche Wahrnehmung politischen Han-
delns geschieht mitunter aufgeregt, oft über-
trieben, in anderen Fällen eher oberflächlich.
Immer aber ist die mediale Aufmerksamkeit
ganz unmittelbar an das singuläre Ereignis ge-
koppelt. Einordnung in Zusammenhänge ist da
eher hinderlich. Die Flut der Nachrichten über-
spült den Anspruch des Publikums nach kom-
plexer Darstellung. Politisch gefragt ist mithin
der schnelle, leicht vermittelbare Erfolg, weni-
ger der kleine Zwischenschritt auf dem Weg zu
einem entfernten Ziel. Deshalb tut sich die Po-
litik gelegentlich schwer, komplizierte und fa-
cettenreiche Themen, die weit in die Zukunft
reichen, kontinuierlich zu behandeln.
Der demografische Wandel in diesem Land ist
so ein Thema. Jeder weiß:Wir Deutsche werden
immer weniger und immer älter. Diese Entwick-
lung birgt enorme Herausforderungen. Benötigt
werden altersgerechte Wohnungen, Arbeits-
und Beschäftigungsmöglichkeiten nach Eintritt
ins Rentenalter, eine funktionierende Infra-
struktur auch im ländlichen Bereich, weil dort
der Altersschnitt besonders hoch sein wird. Vor
allem aber müssen die sozialen Sicherungssys-
teme dem absehbaren Szenario so angepasst
werden, dass all das auch finanzierbar ist.
An diesem Punkt greifen die politisch zu lösen-
den Aufgaben ineinander. Es gilt, die Renten-
kasse für eine wachsende Belastung zu rüsten,
den absehbar steigenden Pflegebedarf zu orga-
nisieren, die Krankenkassen bezahlbar zu hal-
ten. Diese Erkenntnisse bestimmen die Diskus-
sionen seit Jahren. Und doch fehlt ein Gesamt-
bild, eine Vision, wie es sein wird, wenn das Ar-
beitsleben nach Gutdünken ausdehnbar ist.
Wenn sich medizinische und pflegerische Ver-
sorgung zu einem der wichtigsten Wirtschafts-
zweige entwickeln.Wenn der Zuzug junger Aus-
länder Voraussetzung dafür ist, das gesell-
schaftliche Räderwerk am Laufen zu halten.
Wenn Kinder so geschätzt werden, dass ihr ge-
deihliches Aufwachsen nicht nur als Aufgabe
der Eltern, sondern als Verpflichtung für die All-
gemeinheit gilt.
Gern wird dargelegt, der demografische Wan-
del berge nicht nur Gefahren, sondern auch
Chancen. Das ist wahr. Nur: Um diese Chancen
zu heben, müssen zunächst die Voraussetzun-
gen geschaffen werden, den fließenden Wech-
sel in eine neue Zeit möglichst reibungslos zu
bewerkstelligen. Gelingt das, sind Zukunftssor-
gen hinfällig.

EDITORIAL

Noch fehlt
eine Vision

VON JÖRG BIALLAS 



2030 sollen  mehr als 22 Millionen
Bundesbürger 65 oder älter sein. Eine de-
mografische Katastrophe? 
Franz Müntefering: Das ist keine Katastro-
phe. Der demografische Wandel hat viele
Aspekte und auch viele Chancen. Zum Bei-
spiel, dass junge Menschen größere Mög-
lichkeiten am Arbeitsmarkt haben. Das
Schlimme an der Jahreszahl 2030 ist, dass
das Ende dann noch nicht erreicht sein
wird. Die Bundesregierung macht sich et-
was vor, wenn sie die Zahlen für 2030 für
entscheidend erklärt. Die Zahl der Men-
schen über 65 wird weiter steigen. Sie wird
2050 bei einem Drittel der Bevölkerung lie-
gen.

Florian Bernschneider: Von einer Kata-
strophe würde ich auch nicht sprechen.
Aber die Zahlen – ob nun 2030 oder darü-
ber hinaus – machen die Herausforderung
deutlich, vor der wir stehen. Trotzdem soll-
te man nicht in Schwarzmalerei verfallen.
Im demografischen Wandel stecken auch
jede Menge Chancen, die man bei all den
sicherlich auch schwierigen Herausforde-
rungen nicht aus den Augen verlieren 
sollte. 

Herr Müntefering hat seinerzeit die
Rente mit 67 durchs Parlament gebracht.
Herr Bernschneider, war das rückbli-
ckend betrachtet eine Maßnahme zur Zu-
kunftssicherung? Oder doch eher eine
schnöde Rentenkürzung?
Bernschneider: Ohne Einzelmaßnahmen
bewerten zu wollen, denke ich, dass die
Agenda 2010 insgesamt  richtige Schlussfol-
gerungen auch im Sinne des demografi-
schen Wandels hat. Unsere Gesellschaft
wird älter und bleibt dabei fit. Deswegen ist
es gerade im Sinne zukünftiger Generatio-
nen notwendig, diesen Prozess bei der Al-
terssicherung zu berücksichtigen. Als Libe-
raler würde ich mir trotzdem wünschen,
dass wir nicht über straffe, sondern dem
Einzelfall angemessene Grenzen für den
Renteneintritt diskutieren. Ein Weg, hier zu
mehr Flexibilität zu kommen, sind höhere
Zuverdienstgrenzen für Rentner. Schade ist
allerdings, dass sich die SPD nach den rich-
tigen Ansätzen der Agenda 2010 mehrheit-
lich von diesen Notwendigkeiten einer de-
mografiesicheren Altersvorsorge verab-
schiedet hat.

Müntefering: Nein, nein, mal langsam.
Klar ist: Die SPD verabschiedet sich nicht
von der Rente mit 67. Sie sagt nur, dass es
im Moment schwierig ist, damit zu begin-
nen, weil zu viele Ältere derzeit gar keine
Chance auf dem Arbeitsmarkt haben. Was
das starre Renteneintrittsalter angeht: Frü-
her gab es das nicht, da arbeitete jeder so
lange, wie er konnte, im Familienverbund
und auf dem Hof. Erst mit der Rentenversi-
cherung ist das heutige System entstanden.
In einem starren Renteneintrittsalter liegt
immer auch ein Stück Willkür.

Herr Bernschneider, Sie haben eben
von „Chancen“ gesprochen, die der demo-
grafische Wandel bietet. Welche sollen
das sein? 
Bernschneider: Solche Chancen bieten
sich beispielsweise im bürgerschaftlichen
Engagement, wo junge und ältere Men-
schen gegenseitig Verantwortung füreinan-
der übernehmen und ihre Erfahrungen und
Talente so einbringen, dass jeweils die an-
dere Generation davon profitiert. Aber
auch im Bildungsbereich geben uns sinken-
de Schülerzahlen zum Beispiel die Chance,
mit den bestehenden Mitteln pro Schüler –
also der demografischen Rendite – noch
mehr zu erreichen. 

Herr Müntefering, Sie haben einen
Demografiepakt zwischen Bund, Ländern
und Kommunen vorgeschlagen. Wer soll
den bezahlen?
Müntefering: Wir brauchen eine bundes-
weit einheitliche Definition der vom de-
mografischen Wandel besonders betroffe-
nen Regionen. Und wir müssen Formen des
solidarischen Ausgleichs finden. Das nützt
allen, dem ganzen Land.

Ein zweiter Länderfinanzausgleich? 
Müntefering: Es wird Regionen geben, die
dramatisch verfallen, weil sie in den nächs-
ten 20, 30 Jahren die Hälfte ihrer Bevölke-
rung verlieren. Bleiben werden dort vor al-
lem Alte. Auf der anderen Seite stehen Me-
tropolregionen. Dort gibt es im Zentrum
kaum bezahlbare Wohnungen und einen
akuten Mangel an Menschen, die Kinder er-
ziehen und alte Menschen pflegen. Man
kann das Ganze ausbalancieren, das ist
meine feste Überzeugung.

Aber eine Demografie-Abgabe, so wie
aus der Union gefordert, lehnen Sie bei-
de ab, auch Sie, Herrn Bernschneider?
Bernschneider: Ja, weil man den Heraus-
forderungen des demografischen Wandels
nicht einfach mit Einnahmeerhöhungen
zum Erhalt bisheriger Systeme gerecht
wird, sondern tatsächlich über Strukturver-
änderungen sprechen muss. Neben der
Rente geht es auch um andere Sicherungs-
systeme wie der Gesundheitsvorsorge, bei
der wir nicht nur eine nachhaltige Finan-
zierung, sondern auch die Versorgung im
ländlichen Bereich angepackt haben. Gera-
de in bevölkerungsschwachen Gegenden
sind aber neben der Politik auch neue Ver-
sorgungskonzepte der Privatwirtschaft ge-
fragt. Hier ist bereits einiges in Bewegung.
Insgesamt sind es also große strukturelle

Aufgaben, aber auch viele kleine Dinge, die
Politik einbringen muss.

Wie sehen diese Maßnahmen aus? 
Bernschneider: Im Kleinen sehen solche
Maßnahmen wie der Bundesfreiwilligen-
dienst aus. Wir haben immer mehr Ältere,
die sich engagieren wollen. Also lasst uns
doch dafür sorgen, dass es dafür die Gele-
genheit gibt! Kaum jemand hat gedacht,
dass Ältere überhaupt bereit sind, sich für
ein kleines Taschengeld zu engagieren. Und
heute zeigt sich: Jeder fünfte von den „Bun-
desfreiwilligendienstlern“ ist über 60.

Müntefering: Ein Nein zur Demografie-Ab-
gabe, ein Ja zur Stabilität in den sozialen Si-
cherungssystemen. Es stimmt: Die Bereit-
schaft der Menschen, sich zu engagieren, ist
da, in vielfältiger Weise. Wir lernen im Au-
genblick, wie es sich mit einer großen Ge-
meinschaft älterer Menschen lebt. Aber
ganz wichtig ist, dass die Familien und die
Jungen nicht aus dem Blick geraten. Denn
was wir heute in Bildung, Ausbildung und
Qualifizierung, auch in Forschung und Ent-
wicklung investieren, das ist die Altersvor-
sorge für morgen und übermorgen. Löhne,
Gehälter und Renten hängen in Deutsch-
land ganz eng zusammen. Gute Löhne, gu-
te Renten. Das System muss stabil bleiben.

In vielen Berufen entscheiden sich jun-
ge Menschen lieber für eine Auslandskar-
riere, weil die Arbeitsbedingungen dort
besser sind. Fehlt es an Initiativen, um et-
wa junge Ärzte in Deutschland zu halten?
Bernschneider: Man muss die richtigen An-
reize setzen, dass bei uns benötigte Arbeits-
kräfte nicht abwandern. Dazu gehört es, in der
Forschung und Wissenschaft starre und unat-
traktive Gehaltssysteme aufzubrechen. Insge-
samt sollte man aber die internationale Flexi-
bilität der Arbeitsmärkte nicht in Frage stellen.
Für meine Generation ist die Chance, in ganz
Europa arbeiten zu können, ein hohes Gut.
Einen Teil seiner beruflichen Karriere auch im
Ausland zu verbringen, ist eine von vielen Op-
tionen in bunter werdenden Erwerbsbiogra-
fien. Die Zeiten unserer Großeltern, die in
dem Betrieb in Rente gegangen sind, in dem
sie ausgebildet wurden, sind vorbei.

Und in Zukunft …
Bernschneider: … wird sich das noch weiter
verändern. Unsere sozialen Sicherungssyste-
me sind allerdings noch größtenteils für lan-
ge Beschäftigungsverhältnisse in einem Be-
trieb ausgelegt. Wenn jetzt vermehrt über Le-
bensarbeitszeit-Konten nachgedacht wird,
bringt das beispielsweise diese notwendige
zusätzliche Flexibilität.

Müntefering: Internationalität: Ja! Im ver-
gangenen Jahr sind 40.000 junge, türkisch-
stämmige Menschen nach Abitur und Studi-
um zurück in die Türkei gegangen. Ich finde
das gut. Eines Tages wird in den Geschichts-
büchern stehen: In Deutschland lebten Mil-

lionen Menschen, die eng mit zwei Kulturen
vertraut waren,  Türken, oder beispielsweise
auch Russen. Diese Internationalität dürfen
wir uns nicht kaputtmachen lassen. Wir müs-
sen die jungen, guten Leute ordentlich be-
zahlen und versuchen, sie im Land zu halten.
Wenn sie aber trotzdem gehen wollen, ist das
auch in Ordnung, weil jeder von ihnen ein
deutscher Botschafter im Ausland ist.

Lange Zeit haben die Unternehmer auf
junge Arbeitskräfte gesetzt. Beschäftigte
über 50 Jahre zählten zum alten Eisen und
wurden nach Kräften durch Jüngere ersetzt.
Augenscheinlich hat sich dieser Trend ge-
wandelt. 
Müntefering: Es ist Bewegung da, das ist rich-
tig. Die Menschen werden nicht mehr so früh
verrentet, die allermeisten werden im Beruf
58, 60, 63, und ich bin sicher, das geht auch
auf 65, und 67 Jahre zu. Das Problem ist nur:
Wenn man 50 Jahre und älter ist und dann
arbeitslos wird, hat man auf dem Arbeits-
markt kaum noch Chancen. Deshalb bleibt
mein Appell an die Unternehmen: Guckt
euch bei den Älteren um, gebt denen eine
Chance. Der Dachdecker, der mir dann im-
mer entgegengehalten wird, kann tatsächlich
mit 67 nicht mehr aufs Dach. Nur: Das konn-
te der mit 65 auch schon nicht mehr, irgend-
wann ist halt Schluss. Aber vielleicht ist genau

dieser Dachdecker ja der Richtige, um in den
Haushalten Kundenbetreuung zu machen.

Bernschneider: Die Betriebe haben doch im
demografischen Wandel gar keine andere
Wahl, als auf ältere Arbeitnehmer zurückzu-
greifen; und das zum eigenen Vorteil. Die Mi-
schung macht´s: In Geschlecht und Alters-
struktur gemischte Teams sind immer im
Vorteil. Und eines ist ebenfalls nicht zu un-
terschätzen: Was junge Menschen heute an
Bildung mitbringen, ist wesentlich weniger
Wert als das, was zu den Zeiten von Herrn
Müntefering in der Ausbildung gelernt wor-
den ist, weil die technische Entwicklung
schneller voran geht und damit erworbenes
Wissen auch schneller an Wert verliert. Des-
wegen müssen wir auch aufhören zu denken,
man könne mit dem Wissen der Jugend sein
Leben lang arbeiten. Lernen ist im wahrsten
Sinne des Wortes eine Lebensaufgabe. 

Müntefering: Ganz richtig, und da sind wir
ein Entwicklungsland. Das haben wir alle
mit zu verantworten. Uns fehlt das Bewusst-
sein, dass es ganz normal ist, weiter zu ler-
nen, sich zu entwickeln, auch einen Berufs-
wechsel nicht auszuschließen. Aber: Wenn
du Fußball spielst und du bist 35, dann sa-
gen alle: „Jetzt ist auch mal gut.“ Dann
machst du eben etwas anderes. Warum soll
das denn in anderen Berufen nicht gehen?

Wie gehen denn Ihre beiden Fraktionen
mit Ihrem Alter um? 
Bernschneider: Ich merke im parlamentari-
schen Alltag nicht mehr, dass ich der jüngste

Abgeordnete bin. Man wird weder weniger
ernst genommen, noch hat man so etwas wie
Welpenschutz. Das ist auch richtig so,
schließlich zählt die Stimme eines 25-Jähri-
gen bei der Abstimmung genauso viel wie die
Stimme eines 65-Jährigen. Die FDP-Fraktion
hatte am Wahltag 17 Abgeordnete der Jun-
gen Liberalen, also alle unter 35 Jahren. Das
waren 17 von 93. Das ist schon ein schlag-
kräftiges Netzwerk, das sich da gebildet hat.
Wenn wir jungen Abgeordneten uns zusam-
menschließen und sagen, das ist ein Thema,
das uns bewegt, dann hat das auch Gewicht
in der Fraktion.

Müntefering: Ich habe in meiner alten Zeit
im Willy-Brandt-Haus bei zwei Wahlen die
Parole herausgegeben: „30 unter 40“, also 30
SPD-Abgeordnete unter 40 Jahren. Das ist
auch gut gelungen. Den Jungen muss man
die Chance geben, weil wir Impulse und In-
novation brauchen. Ich bin 72. Ich habe
nicht Recht, weil ich 72 bin, auch nicht Un-
recht, weil ich 72 bin. Genauso verhält es sich
bei einem 27-Jährigen. Man kann vom Alter
nicht ableiten: Ich gehöre an die Spitze.
Wenn man in der dritten oder vierten Reihe
sitzt und ab und zu mal für fünf Minuten als
Joker eingewechselt wird, ist das völlig in
Ordnung. Zugegeben: Das muss man auch
ein bisschen lernen.

Klingt nach altem Zirkuspferd: Das
läuft etwas langsamer als früher, aber
kennt dafür den Weg in der Manege ganz
genau.
Müntefering: Vor allem kennt es alle mög-
lichen Abkürzungen.

Wie lange werden Sie jeweils noch in
der Politik bleiben?
Bernschneider: Ich will zur Bundestags-
wahl 2013 wieder antreten. Ob ich gewählt
werde, entscheidet dann der Wähler,
schließlich hat hier niemand ein Dauerti-
cket. Trotzdem kann ich mir heute nicht
vorstellen, wie Wolfgang Schäuble ...

Müntefering: ... Wolfgang Schäuble ist
1972 in den Bundestag gekommen, ich
1975 ...

Bernschneider: ... okay, da muss ich ehr-
lich sagen: So gerne ich diese Arbeit auch
mache, kann ich mir heute nicht vorstellen,
40 Jahre im Bundestag zu sitzen. Dazu gibt
es zu viele Bereiche außerhalb der Politik,
die ich auch spannend finde.

Müntefering: Ich war ja vorher schon 21
Jahre Industriekaufmann, ich habe mehre-
re Leben hinter mir. Im Moment fragen al-
le: Kandidieren Sie eigentlich bei der Bun-
destagswahl 2013 wieder? Dann sage ich:
Das weiß kein Mensch – außer vielleicht
ich. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas
und Verena Renneberg.
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BRAUCHEN WIR EINE DEMOGRAFIE-ABGABE?

Jürgen Liminski
Moderator beim
Deutschlandfunk,
Köln

Martin Lutz
Korrespondent der
Tageszeitung 
DIE WELT,
Berlin

»Soli« für Kinderlose

Bei der Demografie-Abgabe geht es um ei-
ne Frage der Gerechtigkeit. Das Bundes-
verfassungsgericht hat sie mehrfach auf-
geworfen. Es spricht vom „generativen

Beitrag“ der Eltern bei den Umlagesystemen. Die-
ser Beitrag (Zeugung und Erziehung von Kindern)
ist konstitutiv für die Erhaltung der sozialen Absi-
cherungssysteme und sollte mit dem finanziellen
Beitrag verrechnet werden. Wie, das liegt in der
Hand des Gesetzgebers. Man könnte sich in diesem
Sinn eine Staffelung der Sozialbeiträge je nach Kin-
derzahl vorstellen oder eben eine Demografie-Ab-
gabe in Form eines „Soli“ der Kinderlosen, der in
die Kassen der Renten-, Pflege- oder auch der Ge-
setzlichen Krankenversicherung fließen würde. Die
werden es bitter nötig haben, wenn die Generati-
on der Baby-Boomer allmählich und spätestens in
sechs, sieben Jahren massiv in Rente geht und
gleichzeitig die Erwerbsbevölkerung schmilzt.
Zur Frage der Gerechtigkeit gesellt sich also auch
die pure Notwendigkeit, wenn man die heutigen
Umlagesysteme erhalten will. Das liegt vor allem im
Interesse der Kinderlosen. Diese Gruppe ist in Me-
dien und Politik aber überrepräsentiert – 70 Prozent
der Journalisten sind kinderlos – und deshalb ist ei-
ne solche Maßnahme im politisch-medialen Estab-
lishment besonders unpopulär.Viele von ihnen wis-
sen auch, dass die immer wieder genannten Zah-
len von Transferleistungen für Familien märchen-
haften Charakter haben. Das Ifo in München hat
einmal ausgerechnet, dass der Staat an einem Kind
bis zum 18. Lebensjahr rund 77.000 Euro netto ver-
dient und es ist erwiesen, dass die Transferleistun-
gen nur einen geringen Teil der Erziehungskosten
decken. Ein Demografie-Soli wäre keine Transfer-
leistung, er käme allen zugute, auch und gerade
den Kinderlosen.

Mehr Lust auf Kinder

Eine der größten und zugleich am meisten
unterschätzten Herausforderungen der
nächsten Jahre ist der demografische
Wandel: Die Bevölkerung schrumpft und

wird immer älter. Auf der anderen Seite steht im-
mer weniger Nachwuchs bereit, um Renten, medi-
zinische Versorgung und soziale Infrastruktur zu fi-
nanzieren. Für diese absehbare Entwicklung muss
die Politik unbestreitbar Vorsorge treffen. Vor allem
jüngere Unions-Abgeordnete fordern eine „solida-
rische Demografie-Rücklage“, die ab dem vollende-
ten 25. Lebensjahr einkommensabhängig gezahlt
werden soll.
Eine solche Demografie-Abgabe funktioniert nicht,
wie man an der binnen weniger Jahre aufgezehr-
ten Kapitalreserve für die Pflegeversicherung sieht.
Besser wäre es, das Problem an der Wurzel zu pa-
cken und die Geburtenrate zu steigern. Die reiche
Bundesrepublik weist weltweit den geringsten An-
teil an Kindern im Verhältnis zur Bevölkerung auf,
was an einem auffallend kinderfeindlichem Klima
liegt. Die deutsche Gesellschaft scheint sich in kar-
rieresüchtige „Rabenmütter“ und sogenannte
„Heimchen am Herd“ zu spalten – eine Diskussion,
die in Frankreich schlicht undenkbar wäre.
Die Franzosen belegen innerhalb der EU einen Spit-
zenplatz bei der Kinderrate. Grund dafür ist, dass
jungen Paaren mit Hilfe von Familienzulagen, kos-
tenloser Betreuung in der école maternelle (eine Art
Vorschule) und im Kindergarten ab dem dritten Le-
bensjahr sowie einer besseren Vereinbarkeit von
Mutterschaft und Beruf Lust auf Nachkommen ge-
macht wird. So zeigt uns das Nachbarland, was die
erste Voraussetzung für ein Demografie-Konzept
und der beste Plan gegen den drohenden Renten-
kollaps ist: Deutschland muss endlich ein kinder-
freundliches Land werden.

Dialog zwischen
Jung und Alt

DOPPELINTERVIEW Der 25-jährige Florian
Bernschneider (FDP) und der 72-jährige Franz
Müntefering (SPD) diskutieren über Demografie
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E
gal“. Diese Antwort auf die Fra-
ge nach den Namen der Ju-
gendlichen ist wenig ergiebig,
die Begeisterung, ein Gespräch
zu führen, offensichtlich über-
schaubar. Woher sie kommen?

„Nu ...“, – mit kurzem u – sagt einer, deutet
mit dem Finger nach oben: „... Karl-Marx-
Stadt.“ Über ihnen thront der riesige Bron-
ze-Schädel des Mannes, der der sächsischen
Stadt zu DDR-Zeiten ihren Namen gab. „Dr
Nischel“, wie die Menschen hier sagen, „der
Kopf“ also wiegt stattliche 40 Tonnen und
ist mit Sockel mehr als 13 Meter hoch. 
Nach der Wende durfte er an seinem ange-
stammten Platz vor dem Gebäude in der
Brückenstraße, das in der DDR den Rat des
Bezirkes beherbergte, bleiben. Die Stadt
wurde umgetauft. Karl-Marx-Stadt heißt
seitdem wieder Chemnitz. Die beiden Ju-
gendlichen sitzen auf dem Boden am Fuße

des Denkmals. Sie entsprechen nicht unbe-
dingt der Idealvorstellung bürgerlicher El-
tern von ihren Kindern: bunte Haare,
schwarzes Outfit, ausgesprochen pflegebe-
dürftige Kleidung. Die bereits geleerten und
die bevorrateten Bierflaschen lassen auf ei-
nen längeren Aufenthalt am „Nischel“
schließen. Was sie so treiben in Chemnitz?
„Nix“, und außerdem: „Karl-Marx-Stadt,
nicht Chemnitz.“

Wunsch nach Identität Gewiss, diese Na-
mens-(N)ostalgie mag eine Petitesse sein,
begegnet dem Besucher aber immer wieder.
Der anfänglichen Vermutung, es könnte
sich um politisch motivierte Schwärmerei
über verklärte sozialistische Vergangenheit
handeln, weicht bald der Überzeugung:
Hier spielt der Wunsch nach kontinuierli-
cher Identität mit. Und vielleicht sogar eine
Portion Selbstbewusstsein.
Chemnitz – das war über viele Jahre Syno-
nym für eine sterbende ostdeutsche Stadt,
zerrissen von unlösbaren DDR-Altlasten
und nicht zu erfüllenden Anforderungen
der neuen Zeit. Eine Stadt, in der die zahl-
reichen Industriebetriebe ein Heer von Ar-
beitslosen hinterlassen haben. Eine Stadt,
die früher oder später wehrloses Opfer des
demografischen Wandels werden wird. Eine
Stadt, aus der wegzieht, wer irgend kann,

und bleibt, wer das Ringen um eine lebens-
werte Zukunft verloren hat. Und heute?
Heute trumpft Chemnitz stolz mit dem
selbst gewählten Namenszusatz „Stadt der
Moderne“ auf. Das klingt hochtrabend, ist
aber wahr: Viele der städtebaulichen Wun-
den, die Krieg und Sozialismus hinterlassen
haben, sind geheilt oder wenigstens dabei,
zu verheilen. Eine Innenstadt, einst so char-
mant wie ein riesiger, leerer Parkplatz, ist
wieder ein Zentrum geworden. Das spätgo-
tische Rathaus, das früher einsam und ei-
nem trotzigen, geschichtsträchtigen Boll-
werk gleich inmitten sozialistischer Ein-
heitsbauten fremdelte, ist inzwischen einge-
bettet in manchmal mehr, manchmal
weniger gelungene moderne Architektur.

60.000 Einwohner verloren Im Rathaus
residiert Oberbürgermeisterin  Barbara Lud-
wig. Die SPD-Politikerin war Landtagsabge-

ordnete und sächsische Staatsministerin für
Wissenschaft und Kunst. Seit 2006 steht sie
an der Spitze ihrer Heimatstadt Chemnitz,
die allein in den ersten 15 Jahren nach der
Wende 60.000 Einwohner verloren hat.
„Ein dramatischer Einschnitt“, sagt sie.
Heute leben 240.000 Menschen in Chem-
nitz. 2030 sollen es nur noch 218.000 sein.
Dennoch ist der Trend, der Stadt in Scharen
den Rücken zu kehren, gestoppt; 2011 wur-
de mit fast 11.000 Zuzüglern die höchste
Zuwanderung seit 1990 registriert. Auch die
Geburtenrate zeigt wieder nach oben. Und
doch: In den EU-Mitgliedsstaaten soll das
Durchschnittsalter bis 2030 auf 45 Jahre
steigen. In einigen, wenigen Regionen wird
hingegen ein Altersschnitt der Bevölkerung
von 48 Jahren erwartet. Darunter auch:
Chemnitz.

Eine Chance für die Stadt „Eine Heraus-
forderung“, sagt Barbara Ludwig. Zahlen,
glaubt die 50-jährige Oberbürgermeisterin,
seien aber nicht alles: „Entscheidend ist das
Bewusstsein, dass die Wende geschafft ist,
das Bewusstsein, dass die eigene Leistungs-
fähigkeit ausreicht, die Dinge zu verän-
dern.“ Gewiss, die Chemnitzer würden äl-
ter. Aber: „Junge Menschen kommen zum
Studium nach Chemnitz – auch aus den al-
ten Ländern, auch aus dem Ausland.“ Für

die Stadt bedeutet das eine Chance, Ein-
wohner zu gewinnen. Das wird aber nur
dann gelingen, wenn die Ausbildung an der
Technischen Universität (TU) so attraktiv
ist, dass Chemnitz Studierende nachhaltig
begeistert.

Attraktive Uni  Dafür ist Arnold van Zyl zu-
ständig. Seit fünf Monaten
ist der aus Südafrika stam-
mende Professor für Bauin-
genieurwissenschaften Rek-
tor der TU Chemnitz. „Na-
türlich“, sagt er gleich zu Be-
ginn des Gesprächs, „ist der
demografische Wandel bei
uns ein großes Thema.“ Das
sei schon daran erkennbar,
dass von den derzeit an der
TU lehrenden 156 Professo-
ren in fünf Jahren 42 pen-
sioniert sein werden. Der
Hochschule stehen folglich personelle Um-
wälzungen bevor, die eine Verjüngung des
Lehrkörpers mit sich bringen.
In der Studentenschaft gilt Chemnitz als at-
traktiv. „Wir können nicht mit München
oder Berlin konkurrieren“, sagt van Zyl.
Aber neben den im Vergleich zu Metropo-
len geringeren Lebenshaltungskosten und
fehlenden Studiengebühren lockt eine Viel-
zahl spannender Lehrangebote in den un-
terschiedlichsten Fachrichtungen in die
sächsische Provinz. Ganz bewusst stellt die
TU Chemnitz dabei auch den demografi-
schen Wandel in den Mittelpunkt des Inte-
resses. So gibt es soziologische Forschungs-
projekte zum Verhältnis der Generationen,
zur Migration in Europa, zur Stadtentwick-
lung oder zu Entwicklungsprozessen in
Partnerschaften im Zeichen einer sich ver-
ändernden Gesellschaft.

Simuliertes Altern Im technischen Bereich
werden vor allem die Herausforderungen,
die der demografische Wandel für die Ar-
beitswelt mit sich bringt, untersucht. Schil-
lerndstes Beispiel: der in Chemnitz entwi-
ckelte sogenannte Alterssimulationsanzug,
der das Hören, Fühlen, die Kraft und Beweg-
lichkeit in verschiedenen Altersstufen
künstlich erzeugt. Bei der Entwicklung von
Produkten können so von vornherein die
Bedürfnisse einer alternden Nutzergruppe
berücksichtigt werden. Die Motivation, sich
mit diesen Themen intensiv auseinanderzu-
setzen, beschreibt Rektor van Zyl so: „Wir
haben in unserem Hinterhof ein fantasti-
sches soziologisches Laboratorium.“
Teil des Erfolges ist darüber hinaus eine en-
ge Kooperation mit der Stadt. „Wir planen,
die Universität baulich noch stärker im Zen-
trum zu verankern“, sagt van Zyl. Zudem ist
vorgesehen, die einzelnen Standorte der
Hochschule mit einer neuen Straßenbahn-
linie zu verbinden. Stadt und TU verspre-
chen sich davon mehr studentisches Leben
in der Innenstadt, das auch damit zu kämp-
fen hat, dass von den 11.000 Studierenden
7.000 in die Region pendeln.

Weniger Arbeitslose Die Chancen stehen
gut, dass ihnen allen nach Abschluss des
Studiums eine berufliche Zukunft in der Re-
gion beschieden ist – wenn sie es denn wol-
len. Die Arbeitslosenquote, aktuell 10,8
Prozent in der Stadt Chemnitz, ist inzwi-
schen ausgesprochen niedrig – und: „Die

Zahl der Arbeitslosen wird weiter zurückge-
hen“, sagt Corinna Wasilkow. Sie ist opera-
tive Geschäftsführerin der örtlichen Agentur
für Arbeit und glaubt, besonders junge
Fachkräfte hätten immer bessere Chancen
in der Region. Und die Älteren? „Das ist lei-
der schwieriger.“ Ein Viertel aller Arbeitslo-
sen sei über 55 Jahre. Auch wenn sich da in

den vergangenen Jahren ei-
niges getan habe: Die Agen-
t u r - G e s c h ä f t s f ü h r e r i n
wünscht sich bei der Ein-
stellung älterer Arbeitneh-
mer mehr Flexibilität bei
den Arbeitgebern.
Klaus Gregor Eichhorn ist
Anfang 30, in der Stadt ge-
boren und aufgewachsen.
Heute arbeitet er hier als As-
sistenzarzt, in seiner Freizeit
schreibt er und macht Fil-
me. Damit will er dazu bei-

tragen, dass seine Heimatstadt auch für jun-
ge Menschen attraktiver wird. Mit ihm sit-
zen die Studentinnen Ines Knöfel und Sa-
rah Langer im Hof des Alternativen Wohn-
und Kulturprojektes „Kompott“ in der Leip-
ziger Straße. Hier renovieren junge Chem-

nitzer Abrisshäuser, in denen sie dann leben
und arbeiten, etwa als Künstler.
Was anfangs durchaus nicht konfrontati-
onslos mit der Stadt begann, ist mittlerwei-
le ein mit öffentlichen Mitteln gefördertes
Projekt. Frei von Konflikten mit der Umge-
bung ist das Dasein hier gleichwohl nicht.
Ines Knöfel fasst das so zusammen: „Die
wollen uns nicht.“ Immer
wieder kommt es zu Ausei-
nandersetzungen mit Nach-
barn, etwa über Lärm – „ob-
wohl wir genau auf die Vor-
schriften achten“, wie Sarah
Langer versichert.
Allerdings gibt es auch an-
dere Erfahrungen. Etwa die,
dass intensive Gespräche
mitunter auch bei Kritikern
des Projektes durchaus Ver-
ständnis für die Bedürfnisse
der nachwachsenden Gene-
ration wecken können.

Attraktivität fehlt Die drei Chemnitzer
eint die feste Überzeugung, dass es der Stadt
an Attraktivität für junge Menschen man-
gelt: Kneipen, witzige Läden, Kulturangebo-

te. Dabei gehe es nicht nur darum, ein aka-
demisches Publikum im Blick zu behalten
– „nicht alle jungen Leute studieren“.

Menschliche Herausforderung Spätestens
hier wird klar: Der demografische Wandel
ist zuvorderst keine technische, keine büro-
kratische, sondern eine zutiefst menschli-

che Herausforderung. Letzt-
lich geht es um Fragen wie
diese: Wie wollen die Gene-
rationen miteinander le-
ben? Wie kann ein gedeihli-
ches Zusammensein organi-
siert werden? Wie lässt sich
gegenseitige Toleranz ver-
mitteln?
Gut beraten ist, wer recht-
zeitig nach Antworten
sucht. Dann muss nieman-
dem bange sein vor einer
schrumpfenden und altern-

den Gesellschaft – nicht in Chemnitz, nicht
anderswo.                                Jörg Biallas ❚

Der „Alterssimulationsanzug“ wurde an der TU Chemnitz entwickelt.

„Dr Nischel“, das Karl-Marx-Denkmal in der Brückenstraße, ist Symbol der Sehnsucht vieler Chemnitzer nach kontinuierlicher Identität. Am Rathaus prangt der selbstbewusste Namenszusatz „Stadt der Moderne“.

Chemnitz – das
war über

viele Jahre
Synonym für

eine sterbende
ostdeutsche

Stadt.

Der
demografische
Wandel ist kei-
ne technische,
sondern eine
menschliche

Aufgabe.
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Vom Leben unterm Nischel
CHEMNITZ Besuch in einer Stadt, die sich dem demografischen Wandel gestellt hat und optimistisch in die Zukunft blickt

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Mehr zum Thema unter www.kompott.cc
und www.chemnitz.de

Sachsen-Anhalt leidet be-
sonders unter Bevölkerungs-
schwund. Wie bewältigt das
Land die Probleme?
Der Bevölkerungsverlust resul-
tiert seit einigen Jahren vor al-
lem aus dem negativen Saldo
von Geburten und Sterbefäl-
len. Die Geburtenzahl hat sich
seit der Wende halbiert und
dürfte in diesem Trend vorerst
weitergehen. Beschleunigt
wurde der demografische Pro-
zess dadurch, dass zu wenige
Bürger Arbeit hatten und des-
halb wegzogen. Künftig kehrt
sich dieser Prozess aber um.
Bis 2016 gehen rund 100.000
Erwerbspersonen mehr in
Rente als nachrücken. Hier
entsteht eine Lücke, die Sog-
wirkung entfalten wird. Durch
flankierende Maßnahmen
muss das Land für Zuzügler at-
traktiver gemacht werden. Wir
brauchen auch eine positive
Lohnentwicklung, um mehr
Menschen ins Land zu locken.

Sachsen Anhalt hat aber
das Image eines Billiglohn-
lands ... 
Wir liegen bei den Löhnen
laut Statistiken im ostdeut-
schen Mittelfeld. In Thüringen
sind die Durchschnittslöhne
zum Beispiel niedriger als in
Sachsen-Anhalt. Und der Un-
terschied bei den Löhnen zwi-
schen Baden-Württemberg
und Schleswig-Holstein ist
größer als der zwischen Nie-

dersachsen und Sachsen-An-
halt. Richtig ist aber: Die Löh-
ne müssen bei uns steigen, vor
allem bei den Dienstleistungs-
berufen, aber auch in fast allen
anderen Bereichen.

Das Land wirbt um die
Rückkehr weggezogener
Fachkräfte. Gibt es Erfolge?
Schon jetzt bewirken unsere
Aktionen ein gutes Echo. Uns
erreichen immer mehr Anfra-
gen. Etliches lässt sich statis-
tisch allerdings leider nicht er-
fassen, wenn Leute zurückkeh-
ren. Weiterhin gilt: Viele frei
werdende Stellen sind oft nur
schwer aus dem Land zu beset-
zen. Deshalb sprechen wir vor
allem Pendler an, aber auch
diejenigen, die grundsätzlich
rückkehrbereit sind. Die Quo-
te der Rückkehrbereiten schät-
zen wir auf rund 60 Prozent.

Die Gegensätze zwischen
Stadt und Land werden im-
mer größer. Wird die grund-
gesetzlich gebotene Herstel-
lung „gleicher Lebensverhält-
nisse“ zur Illusion? 
Es muss neu definiert werden,
was gleiche Lebensverhältnis-
se sind. Die Heterogenität darf
nicht zu groß werden. Zudem
muss das Solidarprinzip auf-
rechterhalten bleiben, denn
vieles in Deutschland ist bis
heute die Nachwirkung der
1945 gezogenen Besatzungs-
grenzen. Natürlich wird es bei

Stadt und Land immer Unter-
schiede geben. Es geht hier
nicht nur um unterschiedliche
Löhne, sondern auch um Le-
bensqualität, die außerhalb
der Städte größer sein kann. 

Kann es sich der Staat
noch leisten, Geld in struk-
turschwache Gebiete zu lei-
ten oder sollten manche ent-
völkerten Dörfer nicht besser
aufgegeben werden?
Der Staat wäre überfordert, da-
rüber zu entscheiden. Es wird
immer, auch aufgrund von Ei-
gentum, eine individuelle Ent-
scheidung sein, auf dem Land
zu leben. Dies muss der Staat
respektieren. Umgekehrt muss
der Landbewohner respektie-
ren, dass der Staat nicht alles
ausgleichen kann. Unser „De-
mografieministerium“, das
Landesentwicklungsministeri-
um, erarbeitet in dieser Legis-
laturperiode eine Definition,
wie Mindeststandards in Sach-
sen-Anhalt aussehen können.
Was hat an Schulen da zu sein,
an medizinischer Versorgung
oder Versorgung mit Lebens-
mitteln? All das ist aber nur bis
zu einem bestimmten Maß fi-
nanzierbar. Manchmal wer-
den die Bürger selbst entschei-
den müssen, ob sie zusätzliche
Kosten tragen wollen oder
eben umziehen. ❚

Das Interview führte 
Hans Krump.

FÜNF FRAGEN ZUR: LAGE IN SACHSEN-ANHALT

REINER HASELOFF (CDU)
Ministerpräsident des
Landes Sachsen-Anhalt
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»Es muss neu
definiert werden,
was gleiche
Lebensverhält-
nisse sind.«
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Über die grundsätzlichen Herausforderun-
gen des demografischen Wandels herrscht
zwischen den Fraktionen Einigkeit. Den-
noch setzen die politischen Parteien unter-
schiedliche Schwerpunkte. 

CDU/CSU: Sozialsysteme sichern Die Uni-
on sorgt sich vor allem um die Auswirkun-
gen des demografischen Wandels auf die so-
zialen Sicherungssysteme. Eine Facharbeits-
gruppe um den Fraktionsvize Günter Krings
hatte dazu im Frühjahr ein Konzept ausge-
arbeitet, nach dem künftig jeder Arbeitneh-
mer ab 25 Jahren eine einkommensabhän-
gige Abgabe in eine Rücklage entrichten
soll. Eine solche „Zukunftsvorsorge“ sei an-
gesichts des Bevölkerungsaufbaus in
Deutschland „ein Gebot der politischen
Moral“, sagte Krings. Die Regierung wies
den Vorschlag  zurück, auch vom Koaliti-
onspartner gab es dafür viel Kritik. 
Zustimmung gibt es dagegen für den Vor-
schlag, den ländlichen Raum zu stärken.
Die Koalitionsarbeitsgruppe „Ländliche
Räume, regionale Vielfalt“ plädiert dafür,
dem zunehmenden Ungleichgewicht zwi-
schen Stadt und Land entgegen zu wirken:
Wichtig dafür sei der Ausbau des schnellen
Internets, eine gute Anbindung an die gro-
ßen Verkehrsachsen und eine verbesserte
Vergütungsstruktur für Landärzte. Durchaus
umstritten sind in der Fraktion wiederum
die familienpolitischen Leistungen: Weil
die Zahl der Geburten immer weiter zurück-
geht, hat Fraktionschef Volker Kauder gera-
de gefordert, die Wirkung des Elterngeldes,
für das jährlich 5 Milliarden Euro ausgege-
ben werden, zu überprüfen. Familienminis-
terin Kristina Schröder will davon nichts
hören: Das Elterngeld sei, erklärte sie, „kei-
ne Gebärprämie“.

FDP: Breiter Dialog erforderlich Auch die
FDP konzentriert sich darauf, die Sozialver-
sicherungssysteme „demografiefest“ zu ma-
chen, so der Innenexperte der FDP-Frakti-

on, Manuel Höferlin. Dies könne etwa
durch eine kapitalgedeckte Säule der Pflege-
versicherung geschehen, wie Gesundheits-
minister Daniel Bahr sie mit der Pflegezu-
satzversicherung durchgesetzt habe. Die
Verbesserung der Zuwanderungsmöglich-
keiten für qualifizierte Arbeitnehmer habe
man mit der Blue Card bereits auf den Weg
gebracht. Für wichtig hält Höferlin auch ei-
nen breiten Dialog: Alle Maßnahmen seien
„weniger zielführend, wenn Politik und Ge-

sellschaft nicht an einem Strang ziehen“.
Die Gesellschaft müsse sich darauf festle-
gen, „welche Felder sie vordringlich behan-
delt sehen möchte“. Die Belastungen der
derzeitigen Generationen halte er für „sehr
hoch“, so Höferlin. Durch die Demografie-
strategie zeige die Koalition auf, „wo der
Staat den Bürgerinnen und Bürgern Hilfe-
stellungen bieten muss, besser durch den
Alltag zu kommen“. Dabei müsse man auch
überlegen, wie die Familienförderung effek-

tiver gestaltet werden könne, betonte die li-
berale Familienpolitikerin Miriam Gruß.Es
dürfe keine „ideologischen Scheuklappen“
geben.

SPD: Kein Handlungskonzept Kritik gibt
es für die Demografiestrategie der Bundes-
regierung von der Opposition. Sie sei eine
„fleißige Bestandsaufnahme, aber bei wei-
tem kein tragfähiges Handlungskonzept“,
sagt Sabine Bätzing-Lichtenthäler, Spreche-

rin der SPD-Fraktionsarbeitsgruppe Demo-
grafischer Wandel. Man habe in allen Minis-
terien nach Einzelprojekten gesucht, die
man nun zusammengetragen habe. Grund-
sätzlich seien die primären Ziele der Koali-
tion – eine bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf sowie ein selbstbestimmtes Al-
tern – zwar nachvollziehbar, dazu passe je-
doch das aktuelle Regierungshandeln nicht.
Sie könne nicht erkennen, wie die Einfüh-
rung eines Betreuungsgelds mit dem Ziel
zusammenpasse, mehr Frauen in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren. „Und wie man ei-
nerseits den altersgerechten Umbau stärken
will, gleichzeitig aber die entsprechenden
Programme kürzt, ist mir nicht klar“, gab sie
zu bedenken. Zudem werde in der Strategie
weder über das Thema faire Löhne noch
über die finanzielle Ausstattung der Kom-
munen gesprochen, sagte Bätzing-Lichtent-
häler. Um die Probleme angehen zu kön-
nen, müssten Bund, Länder und Kommu-
nen dringend an einen Tisch. Dabei gehe es
nicht nur um einen Austausch unter Spit-
zenverbänden; vielmehr müsse auch der
„real existierende Oberbürgermeister“ Ge-
hör finden. Ihre Fraktion halte es außerdem
für nötig, dass das gesamte Thema stärker
als bisher koordiniert werde. Denkbar sei et-
wa ein eigener Staatssekretär. 

Die Linke: Neue Ansätze fehlen Die Lin-
ke hält es für gut, dass die Bundesregierung
eine Demografiestrategie aufgelegt hat.  Da-
bei werde aber das Thema Jugend zu Un-
recht vollkommen ausgeklammert, sagte
die Bildungsexpertin Petra Sitte.„Demogra-
fie als Bevölkerungswissenschaft muss sich
mit mehr beschäftigen als nur dem Alter.“
So sei die Kinder- und Jugendarmut ein
dringendes Problem, vor allem in ostdeut-
schen Ballungsgebieten. Wer aber über die
„gesamte Lebensspanne“ denke, müsse dort
ansetzen. Zudem sei das Herangehen der
Regierung an die demografische Herausfor-
derung deutlich zu „technikzentriert“: „Wir

brauchen aber Menschen, die sich liebevoll
um Alte und Hilfsbedürftige kümmern.“
Der Bereich der sozialen Innovation kom-
me bislang  zu kurz. Dass die neuen Bun-
desländer der Regierung als Vorbild für die
Bewältigung des demografischen Wandels
gelten, wird von der Linken begrüßt. Viele
Dinge, die in Ostdeutschland „schon gelau-
fen sind“, würden Regionen in den alten
Bundesländern noch bevorstehen; dabei
könne man von den Erfahrungen lernen.

Bündnis 90/Grüne: Kirchturmdenken
Auch die Grünen halten eine breite gesell-
schaftliche Debatte über die demografische
Entwicklung für dringend erforderlich. Es
sei längst zu spät, die Schrumpfung der Be-
völkerung verhindern zu wollen, sagte die
Sprecherin der Fraktion für Demografiepo-
litik, Tabea Rößner. Die Regierung sei mit
ihrer Demografiestrategie „zu zurückhal-
tend und nicht innovativ“: „Da gibt es kei-
ne Vision von der Zukunft; es geht nur da-
rum, den bisherigen Standard irgendwie zu
erhalten.“ Vieles von dem, was die Regie-
rung praktisch tue, widerspreche den ange-
kündigten Bestrebungen zudem fundamen-
tal: „Mehr Frauen in die Berufstätigkeit in-
tegrieren zu wollen und gleichzeitig ein Be-
treuungsgeld einzuführen, kann nicht im
Sinn des Erfinders sein“, sagte Rößner. Auch
im Bereich der Kommunen erkenne die Re-
gierung zwar, dass es Handlungsbedarf ge-
be – tue aber nichts. Kritik übt Rößner auch
an den Verantwortlichen vor Ort: Noch zu
oft herrsche in den Kommunen ein „Kirch-
turmdenken“, das nicht hilfreich sei. Es
brauche deshalb dringend eine gute Mode-
ration, wenn es darum gehe, wie sich Ge-
meinden besser vernetzen könnten. Ihre
Fraktion sei gerade dabei, einen Antrag zur
ländlichen Entwicklung abzustimmen. Au-
ßerdem habe man Initiativen zur Behebung
des Fachkräftemangels, zur einfacheren Zu-
wanderung und zur Anerkennung ausländi-
scher Bildungsabschlüsse vorgelegt. suk ❚ 

Mehr tun für ländliche Räume, Kommunen, Familien 
POSITIONEN DER FRAKTIONEN Die Ziele bei der Bewältigung des demografischen Wandels ähneln sich. Die Opposition wirft der Koalition jedoch vor, kontraproduktiv zu handeln 

E
s gibt Themen in der Politik,
die undankbarer als andere
sind: Sie sind zu komplex, um
innerhalb einer Legislatur ab-
geschlossen werden zu kön-
nen; sie sind mit schlechten

Prognosen verbunden, und es gibt für sie
keine einfachen Lösungen. Die demografi-
sche Entwicklung ist ein solches Thema. In
einer Zeit, in der innerhalb kürzester Zeit
über Rettungsschirme und die Zukunft
Europas entschieden werden muss, schei-
nen Szenarien, die das Leben in Deutsch-
land im Jahr 2030 oder gar 2050 betreffen,
in weiter Ferne zu liegen.
Dennoch hat Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) den demografischen Wandel zur
Chefinnensache gemacht: „Allerhöchste
Aufmerksamkeit“ verdiene das Thema, sei-
ne „historische Dramatik wird oft unter-
schätzt“, erklärte sie. Denn Deutschland
schrumpft und altert zugleich; nach Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes stieg die
Zahl der Menschen in Deutschland 2011 im
Vergleich zum Vorjahr  zwar nur um 0,1 Pro-
zent auf 81,8 Millionen. Eine Trendwende
sehen die Experten darin
aber noch nicht. Sie gehen
davon aus,  dass 2030 insge-
samt 79 Millionen und im
Jahr 2060 rund 70,1 Men-
schen in Deutschland leben
werden. Dann wird jeder
Dritte 65 Jahre und älter
sein – heute sind mehr als
20 Prozent.
Das stellt die Politik vor gro-
ße Herausforderungen. Wo
ganze Städte und Regionen
ausbluten, wird es schwer,
die Infrastruktur der Daseinsvorsorge auf
dem bisherigen Niveau aufrechtzuerhalten.
Wenn es immer mehr Alte, aber nicht genug
Nachwuchs gibt, fehlen irgendwann die
Fachkräfte, um Kranke und Hilfsbedürftige
zu pflegen. Und auch die bisherige Struktur
der Sozialkassen wird irgendwann für das
ältere Deutschland nicht mehr funktionie-
ren: Bei der Einführung der gesetzlichen
Rentenversicherung 1891 erreichten viele
Menschen nicht einmal deren Eintrittsalter
von 70 Jahren; heute bleiben nach dem En-
de der Erwerbstätigkeit im Schnitt noch 15
Jahre. Weil die jeweils gezahlten Renten aus
den Beiträgen der Versicherten gezahlt wer-
den, die im Erwerbsleben stehen, sind Re-
formen unumgänglich.

Keine Katastrophe Dennoch, so wird Bun-
desinnenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) nicht müde zu betonen, sei der de-
mografische Wandel „keine Katastrophe“,
sondern „vielmehr eine gesellschaftliche
Chance“. Diese Lesart durchzieht auch die
Demografiestrategie der Bundesregierung,
die das Kabinett im Frühjahr verabschiedet

hat: Es sei das Ziel, „jedem Einzelnen ent-
sprechend seiner Lebenssituation und sei-
nes Alters Chancen zu eröffnen, seine Po-
tenziale und Fähigkeiten zu entwickeln und
seine Vorstellungen vom Leben zu verwirk-
lichen“, heißt es darin. Um dies zu errei-
chen, hat die Regierung sechs Handlungs-
felder festgelegt, auf die man sich künftig
besonders konzentrieren will, um den ge-
sellschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt im Land zu bewahren. 

Maßnahmenkatalog So soll die Familie
als Gemeinschaft gestärkt, die Gesundheits-
förderung in den Betrieben verbessert und
das selbstbestimmte Altern unterstützt wer-
den. Zudem will man die Lebensqualität in
den ländlichen Räumen bewahren, über
Bildungsangebote die Grundlage für nach-
haltiges Wachstum schaffen und die Hand-
lungsfähigkeit des Staates erhalten. Derzeit
arbeiten verschiedene Arbeitsgruppen zu
diesen Themenfeldern. Auf dem ersten De-
mografie-Gipfel am 4. Oktober 2012 sollen
ihre Erkenntnisse zusammengetragen wer-
den. Klingt alles prima, finden viele Exper-

ten, reiche aber nicht aus.
Auch Martin Gasche, Ren-
tenexperte des Munich Cen-
ter for the Economics of
Aging (MEA), ist enttäuscht:
„Das ist letztlich nur eine
Zusammenfassung dessen,
was ohnehin schon ge-
macht wird, aber keine
wirkliche Strategie, die eine
rote Linie vorgibt.“ Man ha-
be oft sinnvolle Einzelmaß-
nahmen aufgezählt und ih-
nen Absichtserklärungen

und Aktionspläne an die Seite gestellt und
das als Demografiestrategie bezeichnet. Da-
bei seien die Eckpfeiler einer Politik, mit der
man den Problemen des demografischen
Wandels begegnen könne, seit Jahren be-
kannt: „Es geht darum, bisher ungenutztes
Arbeitskräftepotenzial zu heben – vor allem
das der Frauen, Älteren und Jungen.“
Gleichzeitig müsse die Produktivität derer,
die erwerbstätig seien, über mehr Anstren-
gungen in Bildung und Forschung vergrö-
ßert werden. Dies müsse durch geeignete
Maßnahmen flankiert werden, die die Trag-
fähigkeit der öffentlichen Finanzen und der
Sozialversicherungen sichern.
Tilman Mayer, Präsident der Deutschen Ge-
sellschaft für Demographie, hält es dagegen
für wichtig, einen anderen Punkt in das
Zentrum der Diskussion zu rücken: „Wir
haben seit vier Jahrzehnten ein Geburtende-
fizit – wir müssen darüber diskutieren, was
wir tun können, um das zu ändern.“ Doch
die Entscheidung, wie man mit dem demo-
grafischen Wandel künftig umgehen wird,
scheint so grundlegend bislang nicht getrof-
fen. Grundsätzlich, so Fachmann Mayer, ge-

be es zwei Optionen: Gestalten oder Verwal-
ten. Treffe man die erste Wahl, gehe man da-
von aus, dass die Politik, in welchem Um-
fang auch immer, Einfluss auf die Entwick-
lung nehme und die Schrumpfung wenigs-
tens abbremsen könne. 

Neue Ziele verwirklichen Dafür müssten
Ziele definiert werden, die in diesem Wand-
lungsprozess erreicht werden sollen; etwa
die Reduktion des Geburtendefizits, eine
stabile Zahl an Zuwanderern oder eine Aus-
weitung der Lebensarbeitszeit. Wer hinge-
gen verwalten wolle, beschränke sich da-
rauf, Anpassungsprozesse in Regionen mit
sinkender Bevölkerung auf den Weg zu
bringen.  Elemente beider Varianten finden
sich in der Demografiestrategie der Bundes-

regierung. Sie listet im Wesentlichen die
Maßnahmen auf, die längst beschlossen
sind: Ausbau der Betreuungsangebote für
unter Dreijährige, das Familienpflegezeitge-
setz, die geplante Weiterentwicklung der El-
ternzeit. Die Förderung von Kindern aus bil-
dungsfernen Elternhäusern, die Anwerbung
von qualifizierten Fachkräften, verbesserte
Pflegeangebote für Ältere, Ausbau der Breit-
bandanschlüsse sind weitere Maßnahmen. 
Das mag auf den ersten Blick sehr zaghaft
wirken. Experten nehmen die Bundesregie-
rung aber in Schutz: Die Demografiepolitik
stelle ein neues Politikfeld dar, so Tilman
Mayer – es sei ein „Verdienst“, den „demo-
grafischen Ist-Zustand überhaupt erfasst
und eine verantwortungsvolle Sammlung
einschlägiger Daten“ aufbereitet zu haben.

Auch Nobert Schneider, seit 2009 Direktor
des Bundesinstituts für Bevölkerungsfor-
schung in Wiesbaden, stellt fest, mit ihrer
Strategie habe die Regierung zunächst ein-
mal „den Rahmen gespannt, in dem sie
künftig aktiv werden will“; erste Schritte zu
einer Konkretisierung seien im Herbst zum
Demografiegipfel zu erwarten.

Neue Kommunikationskonzepte Bis da-
hin muss die Regierung aber noch weiter an
ihrer Kommunikationsstrategie pfeilen. Bis-
lang, so heißt es in der Demografiestrategie,
würden die Auswirkungen des demografi-
schen Wandels in der Bevölkerung häufig
„mit Sorge“ betrachtet. Dort, wo Innenmi-
nister Friedrich von Chance spricht, sehen
die Wähler vor allem die Gefahr von Bei-

tragssteigerungen in den Sozialversicherun-
gen. Sie haben Angst, künftig viel länger ar-
beiten zu müssen, als sie eigentlich wollen
und können. 
Auch Tilman Mayer ist davon überzeugt,
dass „Marketing durchaus ein Teil der Sache
ist“.  Der demografische Wandel sei keine
Drohkulisse, sondern könne auch positiv
gedeutet werden. So sei die Beschäftigung
vor allem für Akademiker Teil ihrer Identi-
tät; das Gefühl, gebraucht zu werden, ma-
che viele von ihnen glücklich, so Mayer. Wer
diese Sicht verankern kann, könnte endlich
zu dem kommen, was der Demografiepoli-
tik bislang noch fehlt: gute Nachrichten. 
Susanne Kailitz ❚

Die Autorin ist freie Journalistin in Dresden.  

Gestalten oder verwalten 
DEMOGRAFIEBERICHT Experten streiten über die Strategie der Regierung. Neue Maßnahmen bieten auch neue Chancen

Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) stellte Ende April 2012 die Demografiestrategie der Regierung vor.

»Es geht
darum, bisher 
ungenutzes

Potenzial von
Arbeitskräften

zu heben.«
Martin Gasche
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Mit dem demografischen Wandel kommen viele neue Aufgaben auf die Kommunen zu. Wegen des Rückganges der Bevölkerung sol-
len etwa in der Hansestadt Anklam Plattenbauten in der Innenstadt abgerissen werden.
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G
leich nach der Sommer-
pause geht es in die zwei-
te Runde, dann startet er
wieder: der Anwerbetrip
durch halb Europa. Ein
Dutzend Jobberater der

Zentralen Auslands- und Fachvermittlung
(ZAV) sucht im Tross mit hiesigen Arbeitge-
bern vor Ort nach den besten Fachkräften.
Vier Teams schwärmen aus, aufgeteilt nach
den Branchen Technik, Gesundheit, Land-
wirtschaft sowie Hotel- und Gaststätten. Die
Gesundheitsleute etwa wollen im Septem-
ber Ärzte in Norditalien rekrutieren, danach
Pflegekräfte in Rumänien. Im Oktober hofft
das Team, portugiesisches Klinikpersonal
für Jobs in Deutschland zu gewinnen.

Wandel einer Behörde „Wir stellen uns
mit dem Angebot auf die veränderte Ar-
beitsmarktsituation hierzulande ein“, sagt
ZAV-Direktorin Monika Varnhagen. Was
unspektakulär klingt, ist in Wahrheit eine
Revolution für die Dienststelle der Bundes-
agentur für Arbeit (BA). 50 Jahre verstand
sich die ZAV als ausschließlicher Spezialist,
um deutschen Topleuten bei der Auslands-
karriere zu helfen. „Outgoing“ nennen sie
das. Nun dreht der Wind. Zuwandern wird
Geschäftsziel. Die neue Abteilung „Inco-
ming“ ist binnen eines Jahres auf gut 50
Mitarbeiter gewachsen – Tendenz steigend.
Auf fast 60 Rekrutierungsreisen wird man
bis Ende 2012 kommen. 
Der Wandel einer kleinen Behörde steht für
den Paradigmenwechsel, der sich auch im
Großen abspielt: Deutschland wagt Neues
beim Zuzug. Jahrelang wurde gestritten, ob
Deutschland überhaupt ein Einwande-

rungsland ist. Doch inzwischen haben Par-
teien, Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände den Schulterschluss gefunden, prag-
matisch Tempo aufzunehmen. Auch weil
der Handlungsdruck steigt. Dass es immer
weniger Deutsche gibt – bisher mehr theo-
retisch wahrgenommen –, wird als Fach-
kräftemangel erstmals eine reale Bedro-
hung.
„Das ‚Wir-öffnen-die-Schleusen’-Argument
der Zuwanderungsgegner ist weitgehend
aus der Debatte verschwunden“, sagt der Es-
sener Arbeitsmarktforscher Timo Baas. „In-
zwischen merken alle, dass
Deutschland die Besten von
außen braucht, um den In-
dustriestandort zu erhalten
und Wohlstand zu sichern.“
Erst kürzlich liefen weitrei-
chende Reformen des Zu-
wanderungsrechts recht ge-
räuschlos durch Bundestag
und Bundesrat. Deutsch-
lands Offensivspiel bekam
sogar ein eigenes Online-
Portal: Ausländische Fach-
kräfte werden auf der Seite
make-it-in-germany.com mit dem Verspre-
chen gelockt, „in fünf Schritten zum Arbei-
ten in Deutschland“ zu kommen. „Wir
brauchen neben der gesetzlichen Grundla-
ge auch eine gute Willkommenskultur“,
pries Bundeswirtschaftsminister Philipp
Rösler (FDP) die Kampagne. 
Die Politik nennt keine Zielzahlen. Forscher
Baas hält indes jährlich gut 200.000 Arbeits-
markt-Zuwanderer für eine gute und realis-
tische Größenordnung. Die Zahl liegt so
hoch, dass sie ein drastisches Schrumpfen

der Zahl hiesiger Erwerbspersonen abfedert
und Fachkräfteprobleme in einigen Bran-
chen entschärft. Andererseits liegt sie nied-
rig genug, um eine problemlose Integration
zu schaffen. 
Aber steuert das Land nicht schon auf deut-
lich höhere Zuwanderungszahlen zu, wo
doch 2011 mit 279.000 Personen die höchs-
te Zuwanderung seit 15 Jahren gemessen
wurde? Nein, es handelt sich eher um einen
Ausreißer als um eine dauerhafte Entwick-
lung. Denn der größte Teil des Zuzugs ent-
fällt mit fast 140.000 Personen auf EU-Aus-

länder, die formal gesehen
gar nicht „zuwandern“, weil
sie durch volle Freizügigkeit
überall in Europa leben und
arbeiten können. Für Fach-
kräfte aus den Krisenstaaten
Spanien, Griechenland und
Portugal ist Deutschland
zur Zeit ein attraktives Ziel-
land, weil es hier gut bezahl-
te Jobs gibt. Baas warnt, auf
einen lang anhaltenden
Trend zu setzen: „Wenn die
Konjunktur dort wieder an-

zieht, springen die Zahlen schnell auf Nor-
malwerte zurück.“
Fest steht: Will sich Deutschland als Ein-
wanderungsland im Wettbewerb mit ande-
ren Industrienationen etablieren, kommt es
auf die Attraktivität bei den Menschen au-
ßerhalb Europas an. Das Ausrollen roter
Teppiche für Fachkräfte war hierzulande
lange kein Thema, im Gegenteil. Der „An-
werbestopp“ 1973 prägte  jahrzehntelang
die Einwanderungspolitik: Der Arbeits-
markt blieb im Prinzip dicht – bis auf ein

paar Sonderregeln wie den Familiennach-
zug und die „Anwerbestopp-Ausnahmever-
ordnung“, die ein paar tausend Spezial- und
Spitzenkräfte jährlich ins Land ließ.
Erst die „Green Card“ für IT-Kräfte leitete im
Jahr 2000 unter Rot-Grün die Trendwende
ein. Im selben Jahr begann die unabhängi-
ge Kommission „Zuwanderung“ unter der
CDU-Politikerin Rita Süssmuth Vorschläge
für eine gesteuerte Zuwanderung von Ar-
beitskräften auszuarbeiten. Weil das Thema
noch stark ideologisch besetzt war und
Wahlkämpfe störten, kam das neue Zuwan-
derungsgesetz erst 2005.
Das von der Kommission
empfohlene Punktesystem,
wonach Alter, Ausbildung
und Sprachkenntnisse zäh-
len sollten und eine gewisse
Punktzahl automatisch zur
Einreise berechtigt hätte,
fand allerdings keine Mehr-
heit mehr. Trotzdem war das
neue Recht ein Schritt nach
vorn: Hochqualifizierte und
Top-Unternehmen aus
Nicht-EU-Staaten erhielten
nun einen Aufenthaltsstatus,  wenn sie ei-
nen gut bezahlten Job oder neu geschaffene
Arbeitsplätze nachweisen konnten. Und
ausländische Studierende bekamen nach
dem Studium in Deutschland ein Jahr Zeit
zur Jobsuche. Für die übrigen Fachkräfte
blieb es bei strengen Ausnahmeregeln. 
Im Jahr 2010 wanderten gerade einmal 220
Hochqualifizierte und 1.040 Selbstständige
nach Deutschland. Am meisten zog noch
die Hochschulregel mit 5.700 Fällen. Über
die weiteren Regeln für IT-Kräfte und sons-

tige Spezialisten kamen noch einmal weite-
re rund 8.000 Menschen. Von den diskutier-
ten 200.000 Zuwanderern ist das meilen-
weit entfernt. „Wir müssen ehrlich anerken-
nen, dass wir nicht gut genug im Wettbe-
werb um die klugen Köpfe auf dem
globalen Arbeitsmarkt waren“, sagt der
FDP-Arbeitsmarktexperte Johannes Vogel.
Nun ist nachgelegt: Seit August gibt es die
„Blue Card EU“ als neuen Aufenthaltstitel
für Ausländer mit Hochschulabschluss.
Noch einmal sind die Hürden gesenkt, Kri-
terien vereinfacht und bürokratischer Ein-

fluss gestutzt. Vogel glaubt,
dass mit dem neuen Arbeits-
suchvisum von sechs Mona-
ten sogar ein Paradigmen-
wechsel eingeleitet ist: „Erst-
mals können wir Akademi-
kern auch ohne Arbeits-
vertrag ein Angebot ma-
chen: Komm nach Deutsch-
land, schau’ in Ruhe nach
einem Job – und dann re-
geln wir alles weitere“, sagt
er. Damit sei man „endlich
in der Gedankenwelt eines

Punktesystems angekommen“.
Mit dem neuen Gesetz ist die Debatte um
ein Punktesystem wieder da. Nicht, dass ein
komplett renoviertes Einwanderungsmo-
dell bis zum Ende der Legislatur wahr-
scheinlich wäre. Aber FDP, SPD und Grüne
als Fürsprecher des Punktesystems sehen
darin den nächsten Reformbaustein für die
Zeit danach. „Potenzielle Zuwanderer ken-
nen ein solches Modell aus anderen Län-
dern“, sagt die SPD-Parlamentarierin Da-
niela Kolbe: „Sie bekämen damit das klare

Signal, dass wir Zuwanderung wollen.“ Die
Skeptiker sitzen in der Union. „Ein Punkte-
system wäre ein bürokratisches Monster,
stur und unflexibel“, glaubt der CSU-Inn-
nenexperte Stephan Mayer. „Es müssten ir-
gendwelche abstrakten, womöglich gar
nicht benötigten Qualifikationen ohne ei-
nen konkreten Arbeitsplatznachweis bewer-
tet werden.“
Aus Österreich hört man bisher nichts der-
gleichen. Hier läuft seit Mitte 2011 das
Punktesystem im Praxistest. Eine „Rot-
Weiß-Rot-Karte“ ermöglicht Hochqualifi-
zierten und Fachkräften in festgelegten
Mangelberufen eine Arbeit im Land anzu-
treten, wenn sie genügend Punkte in einem
Kriterienkatalog erreichen. Es zählen Quali-
fikation, Berufserfahrung, Sprachkenntnis-
se und Alter. Im ersten Jahr stellte Öster-
reich mehr als 1.500 Karten aus. 

Mühsames Geschäft Die deutsche ZAV
muss derweil zu potentiellen Bewerbern rei-
sen und Abschlüsse machen. Für die zweite
Jahreshälfte gibt es klare Zielvorgaben von
der BA, die aber nicht verraten werden.
Deutlich mehr als die gut 300 Vermittlun-
gen aus den ersten sechs Monaten sollen es
schon sein. Das Geschäft ist durchaus müh-
sam, wie ZAV-Leute berichten. Fehlende
Sprachkenntnisse sind häufiger ein k.-o.-
Kriterium oder mangelnde Qualifikatio-
nen. Und manchmal winken auch Bewerber
ab: „Etliche denken, es ginge in die großen
deutsche Städten – mit dem in Aussicht ge-
stellten Job in der Provinz können sie sich
weniger anfreunden.“ Dirk Horstkötter ❚

Der Autor ist  freier Journalist in Berlin.

Auch hoch über dem Erdboden ist in Deutschland viel Platz für Fachkräfte aus dem Ausland.

»Wir 
brauchen 
auch eine 

gute
Willkommens-

kultur.«
Philipp Rösler (FDP)

»Ein
Punktesystem

wäre 
ein 

bürokratisches
Monster.« 

Stephan Mayer (CSU)
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Kampf um die klugen Köpfe 
ARBEITSMARKT Jahrelang stritten die Parteien über die Zuwanderungspolitik. Jetzt sorgt Fachkräftemangel für Handlungsdruck 

Als Ákos Gyana und Tamás Gálig in die Fir-
ma kamen, entpuppten sich moderne
Smartphones als unentbehrliche Helfer. Ge-
nauso wie klebende Notizzettel. Weil die
jungen Ungarn in den ersten Wochen als In-
dustriemechaniker-Azubis beim Thüringer
Automobilzulieferer MöllerTech trotz
Sprachcamp-Vorbereitung ihre Mühe mit
dem Deutschen hatten, waren Überset-
zungs-Apps Gold wert. Es gab hunderte
Dinge, die in der Startphase deutsch-unga-
risch zu klären waren. In der Werkstatt kam
Azubis und Ausbilder eine klassische Idee
zur besseren Verständigung: Auf jedes Werk-
zeug klebten sie den deutschen Name.
Zettel und App: Der Kommunikationsbe-
darf steigt, seit der deutsche Lehrstellen-
markt europäischer wird. Zuwanderung we-
gen Ausbildung ist plötzlich ein Thema.
Unbesetzte Ausbildungsplätze hierzulande
und wenig Perspektive für Jugendliche an-
derswo in der EU sorgen für neue Mobilität.
Beim Zuzug aus Nicht-EU-Staaten sind
Deutschlands Grenzen faktisch dicht – je-
der Visumsantrag für potentielle Auszubil-
dende läuft durch die Bürokratie, mit eher
unsicheren Aussichten auf Genehmigung.
Aber junge Ungarn, Spanier, Esten und Por-
tugiesen genießen die Freizügigkeit in der

EU. Da braucht es auch bei Ausbildungsver-
trägen keine Erlaubnis von Ausländerbe-
hörden oder Arbeitsagenturen. 
Zahlen über die Größe der Lehrstellen-Wan-
derung gibt es nicht, dafür fehlt eine Statis-
tik. Aber bei Markus Kiss, Referatsleiter für
Ausbildungspolitik beim Kammerverband
DIHK, landen immer mehr Hinweise zu
länderübergreifenden Initiativen, Projekten
und Soloanwerbungen einzelner Firmen. Er
sagt: „Aus der Not heraus suchen immer
mehr deutsche Unternehmen in Europa
nach Nachwuchs.“ Der Kandidaten-Mangel
ist längst da: Bundesweit bleibt im Schnitt
schon jeder siebte angebotene Ausbildungs-
platz frei. In den nächsten Jahren dürfte die
Schere zwischen Stellen und deutschen Be-
werbern aus demografischen Gründen
noch weiter auseinander gehen. 

Große Nachfrage In der Erfurter Industrie-
und Handelskammer leitet Thomas Fahl-
busch die Ausbildungsabteilung, aber ei-
gentlich fühlt er sich als Wirtschaftsförderer:
„Wenn unsere Unternehmen in der Region
für jede dritte Ausbildungsstelle keine jun-
gen Kräfte mehr finden, müssen wir was
tun.“ Die Ungarn-Connection, von der
auch der Zulieferer MöllerTech profitierte,

ist sein Ding. Er hat zig Schulleiter in Tsche-
chien, Polen und Ungarn angeschrieben
und nach Thüringen eingeladen. Mit Un-
garn entstand der verlässlichste Kontakt. Elf
Azubis vermittelte er im Herbst 2011 an hie-
sige Betriebe: neben den zwei Industrieme-
chanikern einen Konstruktionsmechaniker,
drei Köche und fünf Hotelfachleute. 
Mit seinen Leuten bereitet Fahlbusch gera-
de die zweite Recruiting-Runde vor. 38 un-
garische Azubis will er diesmal unterbrin-
gen, die Nachfrage bei den Unternehmen
ist groß. Er weiß jetzt besser um die Klip-
pen beim Zuzug junger Ausländer. Die
Sprache ist das A und O, gerade weil die Be-
rufsschule Pflicht ist. Und weitere wichtige
Dinge wollen gelöst sein: das Wohnen, die
Heimfahrten. Für noch entscheidender hält
Fahlbusch: „Gerade bei den jungen Leuten
müssen wir eine besondere Willkommens-
kultur pflegen.“ Seine erste Gruppe trifft er
immer noch einmal monatlich zum
Stammtisch – auf dem Programm stehen
Bowlen oder Deutsch-Ungarische Koch-
wettbewerbe. 
Dirk Lüerßen, Geschäftsführer der Wirt-
schaftsinitiative Ems-Achse in Papenburg,
kennt den Faktor Heimweh. Er hat für sei-
ne Unternehmen in diesem Frühjahr orga-

nisiert, dass 15 arbeitslose junge Spanier ins
Emsland kommen: ein Besuch mit Deutsch-
kurs und zweimonatigem Praktikum beim
potenziellen Ausbildungsbetrieb. Das Fern-
sehen kam auch und drehte  freundliche Be-
richte mit Titeln wie „Hola Emsland“. 

Die Bilanz war am Ende nicht ganz so eu-
phorisch: Sechs Spanier fangen eine Ausbil-
dung an, vier können direkt als Fachkraft
starten, weil ihre heimischen Abschlüsse
angerechnet werden – aber fünf wollten
wieder zurück. „Wir wissen nun, dass der

Austausch im Prinzip funktioniert“, sagt Lü-
erßen. „Aber wir wissen auch, wie wichtig es
ist, mit der deutschen Sprache warm zu wer-
den, um sich insgesamt wohl zu fühlen.“ 30
junge Spanier will er 2013 vermitteln. Was
er besser machen will? „Wir werden schon
vor Ort in Spanien ganz früh deutschen In-
put geben.“ Soll heißen: Keine Märchen-
schlösser bauen und stärker noch auf Kön-
nen und Lust beim Spracherwerb achten. 

Gehalt aufgestockt Bei MöllerTech in Thü-
ringen ist Personalleiterin Karin Gramsch zu-
frieden, wie alles gekommen ist. Es passt ein-
fach mit den jungen Ungarn. Die Firma hat
die Unterkunft in einem Internat organisiert,
das Lehrlingsgehalt aufgestockt und Heim-
fahrten mit einem Leihwagen spendiert.
Gramsch muss schmunzeln, wenn sie an die
Zettelwirtschaft der ersten Wochen denkt. 
Das ist lange her. Ákos und Tamás kommen
bald ins zweite Lehrjahr. Gramsch sagt: „Die
beiden segeln gut durch die Ausbildung –
und sie werden einen super Abschluss ma-
chen.“ Für das Unternehmen wäre es erst
dann eine Win-Situation, wenn sie auch da-
nach blieben. Beide wollen das. In der Fir-
ma hören sie das gern. Auch wenn alle wis-
sen, das nichts sicher ist. Dirk Horstkötter ❚

Mit Smartphones und Zettelwirtschaft 
AUSBILDUNG Bundesweit bleibt im Schnitt jeder siebte angebotene Ausbildungsplatz frei. Folge: Der deutsche Lehrstellenmarkt wird europäischer 

Internationalisierung der Ausbildung: Junger Spanier in deutschem Unternehmen
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Die Mathematik bestimmt, wie wir später
einmal leben. Nicht die Politik, nicht die Ak-
tienmärkte und nicht unser Anlageberater. In
Wahrheit ahnten wir längst, dass irgendwann
Abschied zu nehmen ist von längst verblass-
ten Sehnsuchtsorten, die uns  einmal „nach
der Arbeit“ mit 65 oder 67 Jahren eine Art
ewiges Urlaubsdasein als Mallorca-Rentner
verheißen hatten.
Für die überwältigende Mehrheit der Deut-
schen wird die staatliche Rente später wohl
nicht mehr reichen. Bereits heute können wir
unsere langgehegten Rentenillusionen sehr
schnell entzaubern, sobald wir auf die tat-
sächlichen Zahlbeträge blicken: 985 Euro er-
halten heute Männer im Durchschnitt mo-
natlich ausbezahlt, für Frauen gibt es durch-
schnittlich nur erschreckende 490 Euro Al-
tersrente. Dabei reden wir von den heutigen
Ruheständlern, die noch sehr häufig jahr-
zehntelang ohne Unterbrechung arbeiteten.
Arbeitslosigkeit mit häufigem Jobwechsel
oder ein Hin- und Herspringen zwischen an-
gestellter und selbständiger Tätigkeit blieben
für sie meist Fremdworte, heute sind sie
längst Wirklichkeit.
In Zukunft wird es den so genannten Eck-
Rentner mit mustergültigen 45 Beitragsjah-

ren mit Durchschnittseinkommen, auf dem
unser gesamtes Renten-Konzept insgeheim
immer noch beruht, nicht mehr geben. Die
nächste Generation kann rechnen und hat
längst begriffen, dass sie es kaum schaffen
wird, sich die 985 Euro Kaufkraft als staatli-
ches Alterseinkommen zu sichern. Auch Be-
triebsrenten und Riester-Verträge können die
Jüngeren nur ansparen, solange sie gut ver-
dienen und ihres Jobs sicher sind. Ebenso
sieht es aus mit dem Aufbau von Eigentum
oder Kauf von Wertpapieren: Kippt der Job,
wird die angesparte Vorsorge womöglich mit
abgeräumt und die gesamte Alterssicherung
beginnt von vorne. Solche Unsicherheiten
sind heute zuverlässige Gewissheit in der Le-
bensplanung.
Die Lösung heißt: länger arbeiten. Für alle,
die nicht zu den Erben von Groß-Vermögen
oder zu den Lotto-Hauptgewinnern zählen,
ist dies die einzige Option.
Der Abschied vom fallbeilartigen Arbeitsen-
de mit 65 oder 67 muss kein Unglück sein.
Er eröffnet vielmehr erstaunliche Perspekti-
ven für ein aktiveres und würdevolleres Al-
tern. Die Lebenszeit nach der aktuellen Ren-
te erfährt unglaubliche Ausweitungen: Priva-
te Versicherer kalkulieren heute in ihren Ster-

betafeln bereits für die jungen Menschen mit
Lebenserwartungen von bis zu 115 Jahren!
Und die Zeit zwischen 60 und 70 nennen De-
mografie-Forscher bereits jetzt „das ge-
schenkte Jahrzehnt“, in dem rüstige Rentner
noch zu mehr fähig sind als zur Rosenzucht.

Erste Vorboten des Wandels lassen sich an
der zunehmenden Zahl der Teil-Rentner ab-
lesen. Sie fahren ab Ende Fünfzig auf Teilzeit
zurück, gleiten langsam aus ihrem Vollzeit-
Job heraus, ohne ihn ganz aufzugeben. Klu-
ge Unternehmer wissen, wie sie sich das
Know-how ihrer erfahrenen Kräfte sichern:
indem sie diese als Berater und Mentoren für
die Jüngeren einsetzen. 
Nicht jeder wird sich als Berater und Mentor
eignen, und quasi lebenslanges (Teilzeit-) Ar-
beiten ist auch für Dachdecker oder Kranken-
schwestern eher Theorie. Freilich nur, wenn
wir weiter in der Kategorie „ein Leben – ein
Job“ verharren. Dies wird sich ändern, wir
werden künftig zweite und dritte Professio-
nen erlernen und mehr von unseren Talen-
ten ausleben können. „Midlife“ wird für Vie-
le dann nicht mehr mit „Krise“ assoziiert
sein, sondern mit „Chance“ – einer willkom-
menen Auszeit, die uns etwa in den Mittvier-
zigern Raum für eine Neuorientierung
schafft. Die Mathematik der Rente schafft so
ganz neue Perspektiven – freuen wir uns da-
rauf!                               Matthias Kowalski ❚

Der Autor ist Wirtschaftsredakteur 
des Magazins „Focus“. 

Bleiben Sie doch etwas länger!
ZWISCHENRUF Weniger Rente und mehr arbeiten – das wird uns Freude bereiten (müssen)

I
ch hätte mir nie träumen lassen,
dass ich einmal so weit unten stehe
und kilometerweit für ein paar Le-
bensmittel laufe.“ Die 82-Jährige
wirkt jünger als sie ist, doch ihre
großen Augen schauen tieftraurig.

Ihren Nachnamen verrät sie zwar auf Nach-
frage. „Aber meinen Namen nicht in die Zei-
tung, bitte“, fügt sie mit erhobener Stimme
hinzu, ihre Augen werden noch größer,
ängstlicher. Ihr grauhaariger Tischnachbar
verabschiedet sich, „auf eine Zigarette“. Es
bleibt noch Zeit – Zeit, bis die Lebensmit-
telausgabe beginnt. 
Erst Frühstück, dann Lebensmittelausgabe:
ein gewöhnlicher Mittwoch in der evangeli-
schen Advent-Kirche im Berliner Ortsteil
Pankow. 15 bis 17 Ehrenamtliche versorgen
hier allwöchentlich 80 bis 100 Mitmen-
schen mit Grundnahrungsmitteln. Men-
schen, die trotz vermeintlicher Grundsiche-
rung wie Sozialhilfe oder Hartz IV nicht im-
mer genug zum Leben haben. Und das ist
bei immer mehr Menschen der Fall, nicht
nur in fernen Ländern. Die Armut scheint
zurück zu sein in Deutschland.
Mitte des vergangenen Jahrhunderts waren
der Krieg und seine Folgen, waren Zerstö-
rung und Vertreibung Ursachen der soge-
nannten „absoluten Armut“ – dem Leben
am äußersten Rande der Existenz. Die Be-
troffenen litten unter schwerwiegenden Ent-
behrungen, mussten um ihr Überleben
kämpfen. Die Armut im Deutschland der
Gegenwart nennt sich „relative Armut“: ei-
ne Unterversorgung an materiellen und im-
materiellen Gütern, von Statistikern ermit-
telt, gemessen am allgemeinen Lebensstan-
dard. Dazu gehört auch die Beschränktheit
der Lebenschancen einiger im Vergleich zu
denen der Mehrheit. Arme Menschen hier-
zulande können in der Regel gerade noch
ihre Grundbedürfnisse befriedigen, doch sie
leiden an einer chronischen Mittellosigkeit
und einem Mangel an Chancen.

Euphemismus Die Politik nennt „Armut“
nicht gern „Armut“. Weitaus häufiger spricht
sie über „Armutsgefährdung“ – was nichts
anderes ist als „relative“ Armut, eben anders
ausgedrückt. Das sind immerhin zwölf Mil-
lionen Menschen bundesweit, also 14,5
Prozent der Bevölkerung, jeder siebte Bür-
ger, so das Ergebnis des Armutsberichts 2011
des Paritätischen Wohlfahrtsverbands.
2010 lag die Armutsgefährdungsschwelle für
einen Single-Haushalt bei 826 Euro, für ei-
ne vierköpfige Familie lag sie bei 1.735
Euro. Auf Basis dieser Berechnung wurde
der Armutsbericht 2011 erstellt. In Berlin
sind demnach sogar 19,2 Prozent der Ein-
wohner relativ arm, ein Bruchteil von ihnen
wird mittwochs in der Danziger Straße 201
versorgt.  
„Zehn Jahre bin ich wegen meiner Tochter
zuhause geblieben, aber 37 Jahre lang habe
ich gearbeitet, als Kassiererin.“ Die alte Da-
me, die ihren Namen nicht geschrieben se-
hen will, redet sich in Rage. Das Frühstück
ist beendet, ehrenamtliche Helfer räumen
ab, nur ein unbenutztes Messer ist auf dem
runden Tisch aus hellem Holz liegen geblie-
ben. Nun sitzt die alte Frau allein dort. 
„Das waren noch Kassen mit Kurbeln, ural-
te Scheißdinger, im Osten eben,“ kann sie
sich Jahrzehnte später noch empören. 465
brutto habe sie verdient, „Ostmark“. Und
den ganzen Laden hätten die Kassiererinnen
schrubben müssen. Die Leute hätten schon
vor Ladenöffnung drängelnd vor der Tür ge-
standen. Rentner seien das natürlich gewe-
sen. Nun ist sie selbst eine von ihnen.
514 Euro Rente bekomme sie. Obwohl sie
jahrelang „freiwillig geklebt“ habe, für die
Versicherung. EHundert und ein paar Euro
betrage ihre Kaltmiete, dazu die Nebenkos-
ten. Die letzte Rentenerhöhung von elf Euro
sei direkt von der Nebenkostenerhöhung
verschluckt worden. Zum Leben bleibe ihr
zu wenig. Deshalb komme sie mittwochs
hierher, zu Fuß. Eine Stunde brauche sie. Ihr
Geld reiche nur für eine Fahrt, darum neh-
me sie die Bahn auf dem Rückweg, wenn sie
mit Lebensmitteln beladen ist. Das alles

hätte sie sich nie träumen lassen, wiederholt
sie, die Frau mit den traurigen Augen.

Altersarmut Die voranschreitende Altersar-
mut alarmiert längst nicht mehr nur die So-
zialverbände, sondern auch die Politik. Im
Frühjahr erst hatte Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) ein dreiteiliges
Paket zur Armutsbekämpfung vorgestellt:
Zuschussrente für Geringverdiener, Zuver-
dienst für Frührentner und Versicherungs-
pflicht für Selbständige sollen der Bedürftig-
keit im Alter vorbeugen. Kritik nicht nur aus
der Opposition, sondern auch vom Koaliti-
onspartner FDP und Institutionen wie dem
Sozialverband VdK folgten. „Der am stärks-
ten von Armut bedrohte Personenkreis pro-
fitiert nicht von den Plänen“, argumentier-
te VdK-Präsidentin Ulrike Mascher. Nicht
die langjährig Versicherten, sondern die
Langzeitarbeitslosen seien am stärksten be-
troffen.
Fakt ist, dass mehr als eine halbe Million
Rentner zwischen 65 und 74 Jahren weiter
arbeiten muss – ein Heer älterer Minijobber.
Ihre Zahl ist gegenüber 2000 um fast 60 Pro-
zent gestiegen. Schwarzarbeiter sind in die-
ser Zahl nicht erfasst und auch nicht die
mittlerweile in jeder deutschen Großstadt

allgegenwärtigen Pfandflaschensammler.
Wie zum Beispiel auf dem Bahnhof Fried-
richstraße in Berlin-Mitte. Drei gepflegte
Grauhaarige jenseits der 65 Jahre durchsu-
chen im Abstand von wenigen Minuten die
Mülleimer auf dem Gleis der S7 Richtung
Potsdamm. Sind sie längst keine Ausnahme
mehr.
Die Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) hat
jüngst eine alarmierende Studie veröffent-
licht: In den kommenden 50 Jahren werde
die durchschnittliche Lebenserwartung in
den Industrienationen um etwa sieben Jah-
re steigen; eine Erhöhung des Rentenein-
trittsalters sei deshalb unausweichlich.
Der Tischnachbar, der sich in die Raucher-
pause verabschiedet hatte, ist zurück. Er
stimmt in das Klagelied der alten Dame ein:
„Nicht nur die Politik ist korrupt, die hier
sind es auch“, schimpft er, nickt dabei in
Richtung eines Ehrenamtlichen. „Die“ näm-
lich würden Wartenummern unter der
Hand vergeben und einige Lebensmittel
auch. Außerdem, ergänzt die 82-Jährige,
müsse sie sich auch noch für ihr gepflegtes
Äußeres rechtfertigen. Ihr sei schon vorge-
worfen wurden, dass sie viel zu gut geklei-
det sei für eine Bedürftige. Die alte Dame

führt einzelne Fälle als Belege für zuneh-
mende Streitgkeiten aus. Probleme dieser
Art kennt auch der Paritätische Wohlfahrt-
verband, der bereits im letzten Jahr vor „so-
zialen Unruhen“ gewarnt hat. 
„Das hab’ ich für fünf Euro gekauft“, recht-
fertigt sie sich, „bei den Fidschis“ und zupft
an ihrer Sommerbluse. Kleidung kaufe sie
nur noch an den Ständen asiatischer Händ-
ler, alles andere könne sie sich seit langem
nicht mehr leisten. Schließlich bemerken
sie und ihr Tischnachbar, dass der Saal nun
endgültig leer ist. Die Lebensmittelausgabe
wird gleich beginnen. Sie eilen nach drau-
ßen, zur Warteschlange.

Lebensmittelausgabe An diesem Mitt-
woch scheint die Sonne vom wolkenlosen
Himmel; es ist einer der zählbaren heißen
Tage in diesem Sommer. Draußen, vor den
schweren, hölzernen Pforten des hundert-
jährigen Gotteshauses aus braunem Back-
stein scharen sich die Bedürftigen. Fast bist
zur Straße stehen sie bereits. Dabei hat die
Ausgabe noch nicht einmal begonnen. So
zahlreich wie ihr Erscheinen sind auch ihre
Schicksale. Keiner kommt grundlos. Sie alle
sind registriert und müssen sich ausweisen.
So auch die Mutter mit ihrem blondschöp-

figen Kind, einem Mädchen von eineinhalb
Jahren. Sie stehen in der Warteschlange, das
Kind ist quengelig. Später wird die Mutter
erzählen, dass „die Kleene“ an ADHS leidet,
dem Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom. Da-
für schlägt sie sich noch erstaunlich gut an
diesem Morgen. 
Hinter der Holzpforte laufen die Vorberei-
tungen für die Lebensmittelausgabe auf
Hochtouren. Die 15 Ehrenamtlichen bilden
in ihren roten „Laib und Seele“-Polo-Shirts
auch optisch ein Team. Sie sind eingespielt,
jeder Handgriff sitzt. Die meisten sind von
Beginn an, seit 2007, dabei. Der Ablauf ist
jeden Mittwoch gleich: Sie leihen einen klei-
nen Lkw, fahren zu Supermärkten und dem
Hauptlager der „Berliner Tafel“ und holen
Lebensmittel ab. Die Leihgebühr wird aus
dem kleinen Obolus von einem Euro finan-
ziert, den jeder Bedürftige für seinen „Ein-
kauf“ zu zahlen hat. Anschließend baut das
Team in Windeseile einen kleinen Markt
auf: erst das Gemüse auf der rechten Seite,
dann das Obst, links schließlich Milch,
Fleisch und Brot. Alles schön in Kisten dra-
piert; hier sieht es nicht nur aus wie auf ei-
nem Wochenmarkt, es riecht auch so, ange-
nehm nach frischen Früchten und Gemüse.
Die Helfer sind zumeist älter als 50, so wie
Christiane Gerhardt. Die freundliche Frau
mit Brille und Kurzhaarfrisur verteidigt un-
gefragt die Vorwürfe der Frühstücker: Sie
versuchten, die Lebensmittel gerecht zu ver-
teilen und den Bedürftigen kleine Freuden
zu bereiten. Zur Begrüßung bekommt jeder
einen Schaumkuss, die „Kleene“ eine Bana-
ne extra. Sie erzählt aber auch, dass viele gar
nicht wüßten, was sie mit Obst und Gemü-
se anstellen sollten. Deshalb habe „Laib
und Seele“ extra ein Kochbuch herausgege-
ben, mit Rezepten von Prominenten. 
1,3 Millionen Menschen etwa nutzen ge-
genwärtig die Versorgung durch Lebensmit-
tel-Tafeln. 884 Einrichtungen dieser Art gibt
es derzeit in Deutschland. Die Tendenz sei
steigend, so der Bundesverband Deutsche
Tafel. Die Sozialprojekte sind auf Ehrenamt-
liche wie Christiane Gerhardt und ihren
Mann Lothar angewiesen. 
Bereits als Vierte kommt die 82-Jährige in
die Halle. Entweder hat sie Glück gehabt
und eine niedrige Wartenummer gezogen
oder aber sie wurde tatsächlich vorgelassen.
Alle über-75-Jährige kommen bevorzugt
dran, hatte Frau Gerhardt verkündet. Dass
darauf keine Rücksicht genommen werde,
hatte die alte Dame moniert. Sie zu fragen
ist nicht mehr möglich, zu dicht ist das Ge-
wusel, die alte Dame zu schnell. Auf jeden
Fall sind ihre Tüten und der Hackenporsche
bereits nach wenigen Minuten prall gefüllt.
Dann verliert sich ihre Spur. 

Kinderarmut Nun rückt die Frau mit dem
blonden Kleinkind in den Blickpunkt. Sie
sieht müde aus. 42 sei sie, sagt sie auf Nach-
frage. Ihren Namen will auch sie nicht nen-
nen. Das ist verständlich. In Berlin lebt be-
reits jedes dritte Kind von Hartz IV, bundes-
weit fast jedes siebte. Die „Kleene“ ist nicht
ihr einziges Kind; ihr Ältester sei 22, der
Mittlere 15, erzählt die Frau. Einen Mann zu
den Kindern gibt es nicht. Die Kleine sei ein
„Unfall“ gewesen. Sie lebten von Hartz IV,
Kinder- und Pflegegeld. „Der Große ist Au-
tist, Pflegestufe I, beim Mittleren wurde ei-
ne Behinderung festgestellt, die reicht aber
nicht für Pflegegeld. Bei ihr haben sie nichts
festgestellt, sonst hätten sie die wegge-
macht. Aber ADHS kann man ja nicht se-
hen“, sagt die Mutter. Die Betreuung ihrer
Kinder sei  mehr als ein Vollzeitjob; nur zwi-
schen drei und sechs Uhr morgens könne
sie schlafen. Ihre Augenringe bürgen dafür.
Auf die Lebensmittelspenden seien sie defi-
nitiv angewiesen, sagt die 42-Jährige, bevor
sie das Gemüse im Kinderwagen verstaut
und nach der hyperaktiven Kleinen sucht.
Zwölf Uhr schlägt es vom Glockenturm. Die
Helfer beginnen mit dem Reinigungsarbei-
ten und die Bedürftigen treten mit prallen
Tüten und Taschen den Heimweg an, wie
nach einem ganz normalen Wocheneinkauf
eben.                             Verena Renneberg ❚

Alltag Armut
SOZIALPROJEKTE Immer mehr Menschen in Deutschland 
können sich immer weniger leisten. Sie sind auf Hilfe angewiesen  

Keine ganz normale Markthalle: Hier verteilen Ehrenamtliche des Sozialprojekts „Laib und Seele“ Lebensmittel an Bedürftige.
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Nicht nur Rosenzucht: Konrad Adenauer
war mit 86 Jahren noch Bundeskanzler.
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Immer wieder
sterben wir aus
DEMOGRAFIE Das klingt dramatisch nach
Schrumpfung: 1978 rechnete das Statistische
Bundesamt in einem Modell mit 60 Millio-
nen Menschen in der Bundesrepublik im
Jahr 1999. Tatsächlich waren es rund zwan-
zig Jahre später ganze 22 Millionen Men-
schen mehr. Dass die Statistiker die deutsche
Einheit nicht auf dem Zettel hatten, kann
man ihnen nicht vorwerfen. Aber selbst be-
zogen auf das alte Bundesgebiet gab es rund
acht Millionen mehr Menschen in Deutsch-
land als in der Vorausberechnung von 1978.
Die Geburtenrate war in den 1990er Jahren
unerwartet nach oben geschnellt.
Das Beispiel zeigt ein Dilemma der Demo-
grafie. Ihre Aussagen über die Zukunft fußen
auf den Voraussetzungen der Gegenwart.
Der Koblenzer Statistiker Gerd Bosbach führt
das mit einfachen Argumenten vor Augen:
Eine Bevölkerungsschätzung für unsere Ge-
genwart in den 1950er Jahren konnte weder
die Verbreitung der Anti-Babypille, noch den
Zuzug der Gastarbeiter einkalkulieren, von
der Epochenwende 1989 ganz zu schweigen.
Einem Blick in die Glaskugel gleich käme ei-
ne Schätzung  von 1900 für das Jahr 1950: In
einer solchen Rechnung kämen die beiden
Weltkriege schlicht nicht vor. 
Statistiker sprechen nicht von Prognosen, sie
arbeiten mit Modellen und Simulationen.
Problematisch ist nicht, wenn sie mit den
Zahlen einmal daneben liegen, sondern
wenn – wie der britische Demograf David
Eversley warnte – Annahmen über die Zu-
kunft als Tatsachen verkauft werden, mit de-
nen womöglich ganz gegenwärtige politische
Interessen betrieben werden sollen. 
Kritiker bestreiten nicht, dass es ein Gebot
der politischen Klugheit ist, sich auf eine wo-
möglich älter und kleiner werdende Bevölke-
rung einzustellen. Doch sie mahnen zur
Nüchternheit. Der Historiker Thomas Etze-
müller beschreibt in seiner Studie „Ein ewig-
währender Untergang“, wie seit Ende des 18.
Jahrhunderts – übrigens nicht nur in
Deutschland – stets die gleichen „apokalyp-
tischen“ Prognosen auftauchen: wir überal-
tern, schrumpfen, sterben aus. Unter dem
Strich ist die Bevölkerung stets gewachsen.
Wie stark der Blick auf die Zahlen ideolo-
gisch getrübt sein kann, zeigt das Beispiel des
Demografen Friedrich Burgdörfer, der als Er-
finder der bis heute populären Pyramiden-
grafik gelten darf und sich nach 1933 mit den
Nationalsozialisten gemein machte. 1930
mahnte Burgdörfer, dass das deutsche Volk
„ausgeboren“ zu werden drohe:  Die Bevöl-
kerungspyramide werde erst zur „Glocke“
dann zur „Urne“. Später sah er darin die Vor-
boten eines „Volks- und Rassetodes“. 

Ungesunde Pyramide Dabei warnte der
Gießener Nationalökonom Paul Mombert
davor, die Pyramide als Ausdruck einer „ge-
sunden“ Bevölkerungsstruktur zu werten. Sie
sei vielmehr ein Anzeichen von Armut,
schlechter Gesundheitsversorgung, geringer
Lebenserwartung. 
Trotz mancher Nähe von Demografie und
Demagogie, wie sie etwa Tilo Sarrazin mit
seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“
vorgeworfen worden ist, setzt sich seit eini-
gen Jahren eine sachliche Sicht durch. Nicht
zuletzt der Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages ist es 1992 bis 2002 ge-
lungen, den neutralen Begriff „demografi-
scher Wandel“ zu setzen, vor allem aber den
Blick auf Chancen und Potentiale einer älter
werdenden Gesellschaft zu lenken. 
Seit mehr als hundert Jahren wird vor „Ver-
greisung“ oder gar dem „Aussterben“ eines
ganzen Volkes gewarnt. Recht behalten ha-
ben solche Stimmen nicht. Vielleicht sollte
man sich beim nächsten Warnruf an eine
Überschrift des Bevölkerungswissenschaft-
lers Ralf E. Ulrich halten, die er angesichts der
Konjunkturen des demografischen Alarms
über einen Beitrag setzte: „Wir sterben immer
wieder aus.“ Alexander Heinrich ❚
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Experten-Prognosen zur Demografie sind zuverlässiger als die einer Wahrsagerin, die in die Glaskugel schaut. Hier indes schaut eine demenzkranke Seniorin nicht ins Kristall, sondern trainiert mit einem Trainingsball.

D
ie Therapie ist zwar strittig,
doch wenigstens in der Di-
agnose des Problems sind
sich alle einig. In Deutsch-
land steigt die Lebenser-
wartung – und damit auch

der Anteil derer, die im Alter auf Hilfe ange-
wiesen sind. Auf immer weniger Berufstätige
kommen immer mehr Pflegebedürftige. Und
mit der zunehmenden Zahl von Hochbetag-
ten steigt auch das Risiko von Demenzerkran-
kungen, die besonders intensive Betreuung
erfordern. Bis 2050, teilt der Verband der pri-
vaten Krankenversicherer mit, werde sich die
Zahl der Pflegebedürftigen glatt verdoppeln.
Die Anzahl der Bürger im erwerbsfähigen Al-
ter dagegen werde um 30 Prozent sinken.
Schlimme Aussichten für die älter werdende
Bevölkerung, der die Versicherer aber prakti-
scherweise gleich ein probates Gegenmittel
offerieren können: die private Vorsorgeversi-
cherung.

Gezielte Angstmacherei Will da jemand an
selbst geschürten Ängsten verdienen? Bei
Prognosen der Versicherungswirtschaft und
den vielen von ihr mitbezahlten Wissen-
schaftlern ist seit jeher Vorsicht angebracht.
Und auch wenn die Tendenz der Entwicklung
unbestreitbar ist: Auf 40 Jahre, darin sind sich
alle ernst zu nehmende Experten einig, lassen
sich keine seriösen Vorhersagen treffen. „Wer
vorgibt, über einen derart langen Zeitraum
exakte Zahlen zu wissen, lügt“, sagt der Ko-

blenzer Statistik-Professor Gerd Bosbach. Es
handele sich immer nur um Modellrechnun-
gen, die der Öffentlichkeit aber allzu oft „als
Fakten verkauft“ würden. 

Öffentlicher Diskurs Mitunter bebarf es
nicht einmal größerer Anstrengung: Auch
Prognosen, die von ihren Urhebern mit der
nötigen Wenn-Dann-Relativierung versehen
sind, setzen sich im öffentlichen Diskurs fest
– und werden als fundierte
Vorhersagen übernommen.
Die Bundestagsfraktion der
SPD beispielsweise begrün-
det ihr Pflegekonzept auf ge-
nau den Zahlen, mit denen
gegenwärtig die Versiche-
rungswirtschaft hantiert. Zu-
kunft, auf zwei Kommastel-
len genau: 3,27 Millionen
Pflegebedürftige im Jahr
2030. Und 4,36 Millionen im
Jahr 2050.
Der Freiburger Finanzwissen-
schaftler Bernd Raffelhüschen geht sogar
noch weiter. Er glaubt, hochrechnen zu kön-
nen, wie hoch die Pflegeversicherungsbeiträ-
ge im Jahr 2060 sein müssen. Ohne Reformen
läge man dann bei fünf Prozent, behauptete
Raffelhüschen im vergangenen Jahr. Und un-
ter Berücksichtigung der steigenden Kosten
und der wachsenden Zahl von Pflegeheim-
Bewohnern seien acht Prozent realistisch.
Selbst für den Fall, dass Rot-Grün bis dahin

die Bürgerversicherung einführt, gibt Raffel-
hüschen vor, den Beitragssatz auf die Kom-
mastelle genau zu kennen. Er läge dann bei
4,7 Prozent. Die entsprechende Studie erstell-
te Raffelhüschen für das Deutsche Institut für
Altersvorsorge – das von der Deutschen Bank
finanziert wird.
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist
weniger angreifbar – er wagt sich nur bis 2030

vor. Der Beitragssatz zur Pfle-
geversicherung müsse sich
bis dahin verdreifachen, lau-
tet seine Prognose.
Das Problem ist, dass die Po-
litik Zahlen und Prognosen
braucht – je detaillierter des-
to besser. Schließlich will
und darf sie nicht nur reagie-
ren, sie muss auch gestalten.
Eine Rentenversicherung, die
irgendwann erschrocken fest-
stellt, dass ihr die Beitrags-
zahler ausgegangen sind und

die Rentner überhand genommen haben, ist
nichts wert. Und für die steigende Zahl von
Alten und Pflegebedürftigen braucht es nicht
nur genügend Betreuer, sondern auch eine
ganz andere Infrastruktur. Die demografische
Veränderung ist die vielleicht größte soziale
Herausforderung des Landes. Da muss man
wissen, was auf einen zukommt. 
Als allemal verlässlich und unverdächtig bei
der Vorhersage der Bevölkerungsentwicklung

gilt das Statistische Bundesamt. Doch auch
dessen Prognosen sind als das zu lesen, was
sie sind: Hochrechnungen mit Modellcharak-
ter. Ihnen allen liegen „bestimmte Annah-
men zu Lebenserwartung, Geburtenzahl und
Wanderungssalden zugrunde“, erinnert Sta-
tistiker Bosbach, der selbst dort gearbeitet hat.
In seiner 12. koordinierten Bevölkerungsvo-
rausberechnung präsentiere das Bundesamt
nicht weniger als zwölf Modellrechnungen.
Die Bevölkerungszahl des
Jahres 2060 schwankt darin
zwischen 61,8 und 76,9 Mil-
lionen Menschen. Eine Diffe-
renz von 15 Millionen! Man
sei eben nur in der Lage, be-
stimmte Trends auf die Zu-
kunft fortzuschreiben, sagt
Bosbach. Strukturbrüche, die
es in der Vergangenheit im-
mer wieder gegeben hat und
die teilweise auch politisch
auslösbar sind, bleiben aus-
geklammert.
Um sich das zu vergegenwärtigen, braucht
man nur 60 Jahre zurückgehen. Damals
konnte kein noch so gewiefter Statistiker die
Auswirkungen vom Pillenknick, dem Gastar-
beiterzuzug, der weiblichen Berufstätigkeit
oder den Single-Lebensformen erahnen. Hin-
zu kamen Wiedervereinigung, Wanderungs-
bewegungen und Arbeitnehmerfreizügigkeit
in der EU. Das alles war nicht annähernd vor-
hersehbar.  Wenn die „Dramatisierer von heu-

te“, wie der Statistikprofessor Bosbach die
Propheten unserer Tage nennt, im Voraus von
Wende und Wanderung gewusst hätten, hät-
ten sie seiner Ansicht auch wohl den totalen
Zusammenbruch der Sozialsysteme prophe-
zeit.
Klar ist: Die Lebenserwartung wird nicht
mehr in dem Maße steigen wie bisher. Exakt
zugrundelegen lässt sie sich aber nur anhand
derer, die bereits tot sind. Im Moment gehen

die Statistiker folglich von
denen aus, die um 1940 he-
rum geboren sind. Doch de-
ren Lebensumstände waren
ganz andere als die der 20
oder 30 Jahre später Gebore-
nen. Mit beträchtlichen Fol-
gen für Aktivität, Gesund-
heitszustand, Betreuungsbe-
darf im Alter.
Wenn im Jahr 2050 tatsäch-
lich die Hälfte der Bundes-
bürger älter als 50 ist, wie vor-
hergesagt, ist das nicht per se

beunruhigend – weil nicht aus den Erfahrun-
gen der Gegenwart heraus zu bewerten. Der
60jährige von heute hat die Physis eines 50-
Jährigen vor 30 Jahren. Die Menschen werden
älter und bleiben dabei auch länger fit. 
Mediziner weisen darauf hin, dass die Alte-
rung der Gesellschaft nicht automatisch hö-
here Krankheitskosten bedeutet. Die körper-
lichen Malaisen treten später auf. Lebenswei-
se, Prävention und medizinischer Fortschritt

spielen dafür eine entscheidende Rolle. Am
Ende der Kette steht die Pflegebedürftigkeit.
Und ein gutes Beispiel dafür, wie fragwürdig
diesbezügliche Prognosen sind, ist das Alz-
heimer-Risiko. Derzeit leiden 1,3 Millionen
Menschen unter Demenz. Aufgrund der Alte-
rung werde sich diese Zahl in 20 Jahren ver-
doppelt und in 40 Jahren sogar vervierfacht
haben, behauptet die internationale Alzhei-
mer Organisation – und nennt als Grund da-
für, dass die Wahrscheinlichkeit, an Demenz
zu erkranken, im höheren Alter drastisch
steigt.

Alzheimer-Risiko kann sinken Konrad Bey-
reuther, Alzheimerforscher an der Heidelber-
ger Universität, bringen solche simplen Fort-
schreibungen in die Zukunft auf die Palme.
„Unverantwortlich“ und „in keiner Weise ge-
rechtfertigt“, nennt er sie. Schon heute seien
ältere Menschen kognitiv stärker gefordert als
früher. Das werde sich weiter verstärken, et-
was durch die zunehmende Computer-
nuztzung im Alltag. Forschern zufolge lässt
sich das Alzheimer-Risiko durch geistige Reg-
samkeit halbieren. Womöglich steigt die Zahl
der Demenzkranken also gar nicht groß – der
Ausbruch der Krankheit würde sich bloß um
die gewonnenen Jahre nach hinten verschie-
ben. Denkbar wäre es. Exakt prognostizierbar
ist es nicht.                     Rainer Woratschka ❚

Der Autor ist Journalist 
des „Tagesspiegel“ in Berlin.

Idyllische Fachwerkhäuser, Weinberge und
die romantische Neckarinsel: In Tübingen
lässt es sich gut aushalten. Und auch beson-
ders alt werden – denn wer hier geboren
wird, darf sich über die höchste Lebenser-
wartung in Deutschland freuen.
Bei 84,4 Jahren liegt die durchschnittliche
Lebenserwartung bei der Geburt eines Mäd-
chens im Moment. 79,9 Jahre sind es für ei-
nen Jungen. Damit liegen die Tübinger
deutlich über dem Bundesschnitt. Nach Be-
rechnungen des Statistischen Bundesamtes
liegt die durchschnittliche fernere Lebenser-
wartung in Deutschland für Frauen bei 82,6
Jahren und für Männer bei 77,51. Seit vie-
len Jahren schon schneidet das Bundesland
Baden-Württemberg dabei regelmäßig
überdurchschnittlich ab. Während Frauen
hier im Durchschnitt 83,5 Jahre alt werden,
kann die weibliche Bevölkerung in Sachsen-
Anhalt nur mit 81,7 Jahren rechnen.

Sterblichkeitsunterschiede Wie kann es
sein, dass die Lebenserwartung innerhalb
eines Landes so unterschiedlich ist? Auf die-
se Fragen geben Demografen nur zögerliche
Antworten. Denn so gut man auch die Kor-
relationen kenne, so wenig wisse man letzt-
lich über die Kausalitäten, gibt der Volkswirt
am Mannheimer Forschungsinstitut Öko-
nomie und demografischer Wandel (MEA),
Hans-Martin von Gaudecker, zu. Er hat sich
der Gründe für die „zum Teil erstaunlich
hohen“ Sterblichkeitsunterschiede in Ba-

den-Württemberg auf Kreisebene angenom-
men und dabei einen Hauptverantwortli-
chen ausgemacht: den sozioökonomischen
Status. „In Kreisen mit hohem Einkommen
leben die Menschen im Durchschnitt länger
als in Kreisen mit geringem Einkommen.“
Daran gekoppelt ist auch ein hohes Bil-
dungsniveau, wie der Volkswirt im Statisti-
schen Landesamt Baden-Württemberg Wer-
ner Brachat-Schwarz weiß. Gerade für den
Landkreis Tübingen sei auf-
fällig, dass dort der Anteil
der Beschäftigten mit Hoch-
schulabschluss höher sei als
in allen Landkreisen; zudem
wechselten nirgendwo so
viele Grundschüler auf ein
Gymnasium. 
Wie genau Einkommenshö-
he und Bildungsstand zu-
sammenwirken, um Men-
schen eine höhere Lebenser-
wartung zu verschaffen, wis-
sen die Fachleute nicht. Sie
haben aber starke Vermutungen: „Ein höhe-
res Einkommen wirkt sich vermutlich güns-
tig auf die Lebensweise und die Lebensum-
stände aus“, so Brachat-Schwarz, „dazu ge-
hören ein größeres Gesundheitsbewusst-
sein, ein leichterer Zugang zu
gesundheitlicher Versorgung ebenso wie
das Ernährungsverhalten.“ Während im in-
ternationalen Vergleich die Lebenserwar-
tung  vor allem in Entwicklungsländern we-

sentlich von anderen Faktoren – etwa dem
Zugang zu Nahrung und Wasser oder Um-
weltbedingungen – abhänge, spielten diese
in hoch entwickelten Staaten wie Deutsch-
land keine entscheidende Rolle. 

Einfluss der Bildung „Man geht davon aus,
dass gut gebildete Menschen sich besser er-
nähren, weniger rauchen und häufiger an
Vorsorgemaßnahmen teilnehmen“, sagt

von Gaudecker, „aber so
lange wir nur mit Durch-
schnittswerten arbeiten
können, die nicht auf der
individuellen Ebene liegen,
sind viele der Überlegungen
zu den Kausalitäten letztlich
Stochern im Nebel.“
Zu ihren Erkenntnissen ka-
men die Forscher, als sie für
ihre Berechnungen sowohl
Einkommensteuerstatisti-
ken wie auch Rentenein-
künfte als Variablen benutz-

ten. 
In anderen Untersuchungen, die sich vor al-
lem mit der unterschiedlichen Lebenser-
wartung in Ost und West beschäftigen, geht
es auch um den Zusammenhang zwischen
Arbeitslosigkeit und Arbeitsunfähigkeit und
Lebenserwartung. Die Vermutung, dass bei-
de Faktoren zusammenhängen, liegt nahe:
Die Lebenswartung für Männer liegt in al-
len ostdeutschen Bundesländern unter dem

Bundesschnitt. Mit 10,3 war hier im Juni
2012 die Arbeitslosenquote fast doppelt so
hoch wie in Westdeutschland. So hat etwa
Rembrandt Scholz, Wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Max-Planck-Institut für demo-
grafische Forschung, nachgewiesen, dass die

ostdeutsche Bevölkerung hinsichtlich wich-
tiger Strukturmerkmale – etwa Beschäfti-
gung und Sozialversicherung – eine un-
günstigere Zusammensetzung habe als die
westdeutsche. Dies führe „insgesamt zu ei-
ner höheren Sterblichkeit im Osten.“ Am

höchsten sei die Lebenserwartung der Men-
schen, die „weder Anrechnungszeiten für
Arbeitslosigkeit noch für Krankheit“ aufwie-
sen, am niedrigsten sei die derjenigen, für
die sowohl Krankheit wie auch Arbeitslosig-
keit verzeichnet werde. Auch der Münchner
Soziologe Dieter Korczak weist darauf hin,
dass Menschen, die nach den OECD-Krite-
rien als arm gelten, einen höheren Kranken-
stand hätten als diejenigen, die nicht arm
seien. 

Angleichung Trotz der deprimierenden Be-
fundes sind die Forscher letztlich optimis-
tisch: So kommt Rembrandt Scholz zu dem
Schluss, dass sich die Lebenserwartung
deutschlandweit angleichen würde, wenn
sich die Arbeitsmarktsituationen in Ost-
und Westdeutschland anpassten. Zudem
habe die Lebenserwartung in Ostdeutsch-
land innerhalb der vergangenen 20 Jahre
um rund sieben Lebensjahre zugenommen.
Das liege vor allem an der Annäherung der
Lebensbedingungen, vor allem an der me-
dizinischen Versorgung hüben und drüben. 
Und für diejenigen, die in Sachen Lebenser-
wartung im „falschen“ Bundesland geboren
sind, hat Dieter Korczak aufmunternde Er-
kenntnisse: „Wir wissen, dass die subjektive
Lebensqualität vor allem durch Familie,
Freunde und soziale Netzwerke bestimmt
wird – und auch bei Menschen hoch sein
kann, die objektiv in ungünstigen Umstän-
den leben.“                        Susanne Kailitz ❚

Im Westen werden die Deutschen älter
STATISTIK II Die Lebenserwartung in den einzelnen Bundesländern ist extrem unterschiedlich. Die Gründe dafür sind vielfältig

Die 
Lebenswartung

für Männer
liegt in

Ostdeutschland
unter dem

Bundesschnitt.

In Tübingen erfreuen sich die Bürger deutschlandweit der höchsten Lebenserwartung.
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Politik
braucht
Prognosen
STATISTIK I Eine exakte Vorhersage der
Zahlen und Fakten zu Bevölkerungs-
entwicklung, Lebenserwartung und
Versicherungsbeiträgen in 30 Jahren ist
heute unmöglich. Und trotzdem gibt es
Berechnungen bis auf zwei Kommastellen

Auf 40 
Jahre 

lassen sich 
keine 

seriösen
Vorhersagen

treffen.

Die 
Menschen 

werden 
älter und 

bleiben dabei
auch 

länger fit.



E
s klingt schon etwas gruselig.
Sensoren im eigenen Heim,
die jeden Schritt überwachen,
die wissen, wann man das Bett
verlässt, sich wäscht oder den
Kühlschrank öffnet. Doch ein

solches Szenario könnte die Zukunft sein.
Denn die soziale Entwicklung Deutschlands
geht klar in eine Richtung: Die Zahl der äl-
teren, allein lebenden Menschen nimmt zu.
Daher fördert das Bundesministerium für
Bildung und Forschung die Entwicklung
technischer Systeme, die einmal den Alltag
älterer Menschen erleichtern sollen. Das
Konzept heißt „Ambient Assisted Living“
(AAL), übersetzt: „Altersgerechte Assistenz-
systeme für ein gesundes und unabhängiges
Leben“.
Bereits heute müssen laut Statistischem
Bundesamt rund 2,4 Millionen Menschen
gepflegt werden. Bis 2030 wird sich die Zahl
fast verdoppeln. „Spätestens, wenn die Ba-
byboomer – die geburtenstarken Jahrgänge
von 1955 bis 1965 – in das Pflegealter kom-
men, werden intelligente Sensor-Technolo-
gien in den betroffenen Haushalten not-
wendig sein“, sagt der Sprecher des Fraun-
hofer Instituts für Graphische Datenverar-
beitung, Reiner Wichert. 
Es sind Wissenschaftler wie Klaus Scherer
und Viktor Grinewitschus, die im „inHaus-
Zentrum“ des Fraunhofer Institut in Duis-
burg an der Entwicklung dieser Systeme ar-
beiten. „Es geht um die Frage, wie ein früh-
zeitiger Umzug in ein Pflegeheim verhin-
dert werden kann“, sagt Scherer. Dabei
spielen Sensoren eine zentrale Rolle, die
selbstständig Alarm auslösen, wenn ein Be-
wohner Hilfe braucht. 
AAL-Sensoren funken, wenn jemand stürzt.
Die Position der am Boden liegenden Per-
son wird an einen Zentralrechner übertra-
gen, der daraufhin per SMS Nachbarn, An-
gehörige oder den Pflegenotdienst benach-
richtigt. Die Sensoren können als dünne
Drähte im Boden eingebaut sein, als druck-
empfindlicher Teppich ausliegen oder noch
einfacher: in Form eines Armbands von den
Personen getragen werden. „Die Sensoren
sind mit einem Höhen- und einem Be-
schleunigungsmesser ausgestattet“, sagt Gri-
newitschus. So lässt sich unterscheiden, ob
die Person gestürzt ist oder sich freiwillig
auf den Boden gelegt hat. 

Sensoren statt Notrufknöpfe Zwar gibt es
bereits Notrufknöpfe, doch diese müssen
von den Betroffenen selbst aktiviert werden.
„Oft ist der Knopf im entscheidenden Mo-
ment nicht in der Nähe“, sagt Scherer. Men-
schen würden häufig nach einem Sturz oder
Zusammenbruch stundenlang am Boden
liegen, weil sie nicht in der Lage sind, den
Notfallknopf im Nebenzimmer zu drücken.
„Ein anderes Problem ist“, fügt Grinewit-
schus hinzu, „dass alte Menschen vor dem
Drücken des Notfallknopfs zurückschre-
cken, weil sie in der Vergangenheit schon
einmal Fehlalarm ausgelöst haben.“ Des-
halb würden viele Notfälle nicht erkannt. 
AAL-Sensoren lösen nicht nur bei Stürzen
selbstständig Alarm aus, sie erkennen auch,
wenn Demenzkranke mitten in der Nacht
das Haus verlassen. Oder wenn jemand ins
Bad geht, aber nicht wieder herauskommt.
„Die Sensoren melden der Pflegezentrale:
Da könnte etwas sein“, erklärt Scherer den
Sinn der automatischen Warnmelder. Da-
raufhin kann ein Anruf erfolgen oder eine
automatische Sprachverbindung in die
Wohnung, um sich nach dem Befinden der
Person zu erkundigen. Folgt keine Entwar-
nung, sieht die Pflegezentrale per GPS, wel-
ches der Pflegedienstfahrzeuge sich in der
Nähe befindet. Auf diesem Weg kann in kür-
zester Zeit Hilfe vor Ort sein. 
Michael Schidlack vom Bundesverband In-
formationswirtschaft, Telekommunikation
und neue Medien e. V. ist von AAL-Techno-

logien überzeugt: „Wenn die Zahl pflegebe-
dürftiger Menschen aufgrund des demogra-
fischen Wandels ansteigt, wird der Einsatz
moderner Instrumentarien unumgänglich
sein, um die Kosten und den Personalbedarf
im Rahmen zu halten.“ Mit bedarfsorien-
tierter Pflege könnten enorme Spareffekte
erzielt werden, betont Schidlack. „Für alte
Menschen ist es natürlich schön, wenn je-
den Tag jemand vorbeischaut. Andererseits
lässt sich enorm sparen, wenn Pfleger vor al-
lem dann kommen, wenn etwas nicht nor-
mal zu funktionieren scheint.“
Sensoren im Kühlschrank, an Waschgele-
genheiten, in der Matratze können den Ta-
gesablauf einer Person überwachen. Hält
die Person die gewohnten Tagesabläufe ein,
bleibt bei Ambient Assisted Living die Am-
pel im Pflegezentrum auf Grün. „Wenn bei
einer Person, die normalerweise um acht
Uhr aufsteht, der Drucksensor im Bett bis elf
Uhr nicht anzeigt, dass die Person aufge-
standen ist, geht die Ampel auf Rot – eine
Pflegekraft kommt vorbei.“ Just-in-Time-As-
sistance sagen Experten dazu, abgekürzt
JUTTA, wie die Duisburger Wissenschaftler
es nennen. 
„Mir wäre das zu viel Überwachung“, sagt
Hans Cott (87), der sich aus Interesse mit
Ambient Assisted Living beschäftigt hat. „So
viel Freiheit will ich schon haben, dass ich

auch mal bis Mittags um zwölf oder eins im
Bett bleiben kann, ohne dass gleich irgend-
ein Sensor anschlägt.“ Letztlich kann sich
Cott nicht vorstellen, dass so viel Technik
von der Krankenkasse bezahlt würde. 
Die Palette des Fraunhofer Instituts reicht
vom Bewegungsmelder bis zum Inkonti-
nenzsensor. Ein Koffer mit
allen Komponenten kostet
etwa 2.000 Euro. Die Senso-
ren arbeiten ohne Batterie,
kleine Solarzellen machen
es möglich. „Pflegeleichte
Technik, die innerhalb einer
Stunde installiert ist“, sagt
Scherer. 
Intelligente Lichtsysteme
spielen bei Ambient Assis-
ted Living auch eine wichti-
ge Rolle. Etwa um einem
Sturz vorzubeugen. Steht ei-
ne Person zum Beispiel nachts auf, nehmen
das die Sensoren in der Matratze wahr und
schalten die Beleuchtung rund um das Bett
ein, leuchten die Strecke zum Bad automa-
tisch aus. Intelligente Bewegungsmelder an-
tizipieren die Gangrichtung und schalten
das Licht in Räumen schon an, bevor sie be-
treten werden. Damit die Bewohner bei
nachlassendem Hörvermögen nicht verpas-
sen, wenn das Telefon läutet oder jemand

an der Tür klingelt, blinkt im Duisburger
Forschungshaus in diesen Momenten zwei-
mal die Zimmerbeleuchtung.
„Unser Ziel ist es, die Wohnung der Zukunft
fehlertolerant zu machen“, betont Grinewit-
schus und meint damit den Einbau von Sen-
soren, die registrieren, wenn man den Herd

angelassen hat oder Wasser
überzulaufen droht. „Wenn
es in der Küche anfängt zu
kokeln, merkt das der
Rauchmelder und schaltet
den Herd automatisch ab.“
Wenn das tatsächlich funk-
tioniert, wäre das natürlich
eine gute Sache, findet Cott.
Was den Rentner richtig be-
geistert, ist die Idee eines
Sensor-Shirts. Es misst den
Herzschlag und erkennt,
wenn ein bestimmter

Schwellenwert überschritten wird. „Es wäre
ein beruhigendes Gefühl, dass ein Arzt oder
eine Leitstelle im Falle eines Herzinfarkts
sofort informiert werden“, sagt Cott. 
Besonders eifrig im Datensammeln für
Herz- und Diabetespatienten ist die AAL-
Toilette, die im Projekt „Sensorbasiertes Pa-
tientenmonitoring“ im Schmerzzentrum in
Berlin getestet wurde. Sensoren in der Brille
messen Gewicht, Temperatur, EKG und

Blutdruck. Ein Urin-Check erfasst die Blut-
zuckerwerte des Benutzers. Bei bedenkli-
chen Veränderungen werden Ärzte oder
Pfleger informiert. „Das ist sicher gut ge-
meint, aber als alter Mensch will man so viel
Kontrolle nicht haben“, ist sich Cott sicher. 

Bessere Integration Bei Ambient Assisted
Living geht es auch darum, ältere Menschen
sozial besser zu integrieren: „Wenn ein Part-
ner stirbt, wie lässt sich verhindern, dass al-
lein lebende Menschen vereinsamen?“, fragt
Wichert – „mehr Technik“ lautet seine Ant-
wort. Mit einem Monitor am Herd und ver-
einfachter Videotelefonie können ältere
Frauen sich mit der Tochter beim Kochen
unterhalten. Ein internetfähiger Fernseher
macht es ebenfalls leicht, mit Freunden und
Angehörigen in Verbindung zu treten.  Das
alles, ohne umständlich im Internet suchen
zu müssen. „Einfache Anwendungen, die
sich ohne viel Technikverständnis bedienen
lassen“, beteuert Wichert. „Depressionser-
krankungen aufgrund von Alleinsein kann
so vorbeugt werden.“ 
Cott hingegen äußert Bedenken: „Dieses
System könnte auch Kriminelle interessie-
ren, die wissen wollen, wann ich nicht zu
Hause bin.“ Interessant findet der skepti-
sche Senior den Spiegel, der einem riesigen
Smartphone gleicht und an die regelmäßige

Medikamenteneinnahme erinnert. Eine
elektronische Medikamentenbox registriert,
ob ein Patient seine Medikamente verord-
nungsgemäß entnimmt. Geht ein Medika-
ment zur Neige, wird eine Nachbestellung
automatisch veranlasst. Die regelmäßige Pa-
tientenkonsultation würde nach wie vor der
Hausarzt übernehmen. Der könnte sich per
Videotelefonie über den Internetfernseher
zuschalten und den Patienten so den Weg in
die Praxis ersparen. 
Intelligente Systeme sollen die Bewohner
aber nicht nur im täglichen Leben unterstüt-
zen, sondern auch dabei helfen, Energie zu
sparen: Im vernetzten Heim der Zukunft
schaltet sich die Heizung automatisch ab,
wenn das Fenster geöffnet wird. Beim Ab-
schließen der Haustür gehen alle Stromver-
braucher von allein aus. Die Geschirrspül-
maschine startet, wenn der Strom günstig
ist. „Das Querschnittsthema Energieeffi-
zienz spielt natürlich immer eine Rolle“,
sagt Scherer. Bei der Frage, wann die smar-
ten Assistenzsysteme in der Praxis eingesetzt
werden, muss Scherer lachen: „Wenn die
Leute wissen, dass es das gibt – und wenn es
gefördert wird.“ Neben der ungeklärten Fi-
nanzierung, bleibt außerdem abzuwarten,
ob Menschen überhaupt für schnelle Hilfe
im Notfall dauerhafte Überwachung in Kauf
nehmen wollen. Martin Lassak ❚
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Schlank, fit und gesund – das ist das Ziel
vieler Menschen. Auch ältere Verbraucher
wollen sich zunehmend jung halten. Ein
Wunsch, der bei immer mehr Branchen auf
offene Ohren stößt. Wie das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung in Berlin schon
2007 festgestellt hat, sind die Konsumaus-
gaben Älterer in den Jahren von 1993 bis
2003 um 16 Prozent gestiegen. Verbraucher
ab 60 Jahren haben der DIW-Studie zufol-
ge im Jahr 2003 rund 316 Milliarden Euro
für den Konsum ausgegeben, ein Drittel der
Konsumausgaben insgesamt. Jüngere seien
dagegen weniger kaufkräftig gewesen.
Durch diese Entwicklung habe sich die
Struktur der gekauften Güter und Dienste
verschoben. „Stark zugenommen haben die
realen Konsumausgaben für Wohnen und
Gesundheitspflege“, heißt es.
Das Hamburger WeltWirtschaftsInstitut, ein
privates Forschungsinstitut, zu dessen Ge-
sellschaftern unter anderem die Universität
Hamburg und die Handelskammer Ham-
burg gehören, kommt in einer kürzlich ver-
öffentlichten Studie zu dem Schluss, dass
die Menschen wegen der knapper werden-
den staatlichen Mittel verstärkt selbst in ih-
re Gesundheit investieren und so Innovatio-
nen auslösen werden. „Anti-Depressiva-
Brot, Käsesorten zur Regulierung des Hor-
monhaushalts oder Joghurts mit
integrierten Kopfschmerzmitteln“ seien ge-
nauso zu erwarten wie „Mikrochips im

Duschvorleger oder eine Direktschaltung
zum Hausarzt über den Badezimmerspie-
gel“. Gesundheit und Lifestyle würden zu ei-
nem neuen „Healthstyle“ verschmelzen.
Der Deutsche Wellnessverband in Düssel-
dorf prognostiziert für seine Unternehmen
eine ähnliche Entwicklung. 75 bis 80 Milli-
arden Euro jährlich geben die Deutschen in-
zwischen für Wellness aus, sagt der Vorsit-
zende Lutz Hertel. Er sei sich aber sicher,
„dass die Nachfrage nach luxuriösen Ver-
wöhnbehandlungen – Kosmetik, Massage –
rückläufig sein werde und dass nachhaltige
und fachlich qualifizierte Angebote, die
Kunden helfen, gesund sein zu können,
stärker nachgefragt werden“.

Zuwächse erwartet Der Bundesverband
Medizintechnik rechnet mit deutlichen Zu-
wächsen in den kommenden Jahren. Zu
den Gründen zählt er in seinem aktuellen
Branchenbericht die demografische Ent-
wicklung sowie den erweiterten Gesund-
heitsbegriff. Patienten seien stärker „bereit,
für bessere Qualität und zusätzliche Dienst-
leistungen mehr zu bezahlen“. Zu den
Trends der nahen Zukunft gehörten Ent-
wicklungen bei vorwiegend altersbedingten
Krankheiten wie Schlaganfällen und Parkin-
son sowie Fortschritte bei der Telemedizin. 
Der Industrieverband Körperpflege und
Waschmittel gibt sich zurückhaltend. Die
Gesellschaft werde zwar älter und dadurch

würden andere Produkte nachgefragt, sagt
Birgit Huber, Bereichsleiterin Schönheits-
pflege. „Es ist aber nicht so, dass wir da-
durch mehr Umsatz hätten.“ Der Umsatz
verschiebe sich von Jüngeren zu Älteren. Al-
lerdings fragten inzwischen auch die Jünge-
ren stärker Produkte nach, die sie vor Falten
schützen könnten. 
Der VKE-Kosmetikverband, der Hersteller
„selektiv vertriebener Duft- beziehungswei-
se Kosmetikprodukte“ vertritt, sieht die Äl-
teren als „wichtige Zielgruppe gerade für das
gehobene Kosmetiksegment“. Anti-Aging-
Produkte machten mit 62 Prozent den
„wertmäßig größten Anteil im selektiven
Gesichtspflegemarkt“ aus. Die Deutsche
Gesellschaft der Plastischen, Rekonstrukti-
ven und Ästhetischen Chirurgen in Berlin
bestätigt eine Zunahme an Schönheitsope-
rationen. Es werde heute deutlich früher ge-
gen den Alterungsprozess vorgegangen als
früher, sagt Sprecherin Kerstin van Ark. „Fal-
tenbehandlungen mit Eigenfett, Hyaluron-
säure oder auch Botox“ seien beliebt, auch
die Straffung der Augenlider. 
2004 haben die Mitglieder der Gesellschaft
nach eigenen Angaben insgesamt 700.000
chirurgische Eingriffe vorgenommen, ein
deutlicher Anstieg gegenüber 380.000 im
Jahr 2000. Etwa ein Viertel seien rein ästhe-
tische Eingriffe gewesen, was aber etwa
Brustoperationen und Fettabsaugen einge-
schlossen habe. Sandra Ketterer ❚

Brot gegen Depressionen
GESUNDHEIT IM ALTER Medizin- und Kosmetikbranche stellen sich auf ältere Kunden ein

Wollen das Wohnen im Alter erleichtern: Viktor Grinewitschus (unteres Foto links) und Klaus Scherer vom Fraunhofer Institut; Spiegel mit Erinnerungs-Apps für Medikamente (Foto rechts) und Sensorenkoffer (oben links)

»Unser Ziel ist
es, Wohnungen

der Zukunft
fehlertolerant
zu machen.« 
Viktor Grinewitschus, 
Fraunhofer Institut

Wie wird sich die Le-
benserwartung entwickeln?
Die Lebenserwartung der
Deutschen nimmt jedes Jahr
um etwa drei Monate zu.
Männer hätten demnach
2050 eine Lebenserwartung
von 87,5 Jahren, Frauen von
92,5 Jahren.  In Großstädten
und Ballungszentren wird
der Anteil der Älteren dann
über 50 Prozent erreichen.  

Welche Folgen hat das? 
Wer Altersarmut verhindern
will, muss fast ein Leben „ir-
gendwie“ beschäftigt blei-
ben. Mit den Älteren werden
mehr Gelassenheit und Ver-
lässlichkeit in das Arbeitsle-
ben einziehen. Es wird weni-
ger soziale Kälte in den Be-
trieben geben. Doch es droht
eine strukturelle Altersrezes-
sion. Denn mit zunehmen-
dem Alter nimmt die Fähig-
keit ab, sich neues Wissen an-
zueignen. Unternehmen
müssen also mit einem Ver-
lust an Innovationsfähigkeit
rechnen. Es wird keine Gene-
rationskonflikte geben, wohl

aber einen Verdrängungs-
wettbewerb, bei dem die
Übermacht der Alten am En-
de siegt. 

Herrscht auf dem Ar-
beitsmarkt der Zukunft
Vollbeschäftigung? 
Auf dem Arbeitsmarkt
herrscht dann Vollbeschäfti-
gung, auch wenn die meisten
Arbeitnehmer nur noch teil-
zeitbeschäftigt sind und mit
befristeten Arbeitsverträgen
über die Runden kommen
müssen. Die Zahl der Zeitar-
beiter wird sich verdoppeln
und über 70-jährige Rentner
werden zu Neben- und Gele-
genheitsjobbern. 

Brechen die Sozialsyste-
me unter dem Mangel an
Einzahlern zusammen?
Wenn die Babyboomer-Ge-
neration um 2030 in Rente
geht oder das Pflegealter er-
reicht, droht ein Kollaps der
Sozialsysteme. Die nächste
Generation erbt die Schulden
von heute als Steuern von
morgen. Die Schuldenbrem-

se droht zur Rentenfalle zu
werden, weil Rücklagen feh-
len. Spätestens in 20 Jahren
stellt sich die Frage der
Grundsicherung. Dann wird
es kein BAföG mehr geben
und in 50 oder 100 Jahren
auch keine Rente. Die Fami-
lie wird zur wichtigsten Vor-
sorge. 

Welche positiven Folgen
bringt der demografische
Wandel?  
„Gemeinsam statt einsam“,
heißt die Lebensdevise der
Zukunft. Es wird eine neue
Generationensolidarität ge-
ben: Die Alten sparen für die
Jungen. Vom Vater Staat als
Versorger und Verteiler heißt
es Abschied nehmen. Die Zu-
kunft gehört einer neuen Mit-
mach- und Hilfeleistungsge-
sellschaft, weil die Menschen
mehr aufeinander angewie-
sen sein werden. Vieles wird
sich regeln, weil die Men-
schen es selbst regeln. ❚

Die Fragen stellte 
Martin Lassak.

FÜNF FRAGEN ZUM: LEBEN IM JAHR 2050

HORST W. OPASCHOWSKI,
Zukunftswissenschaftler
und Berater für 
Politik und Wirtschaft
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»Die Lebens- 
erwartung
der Deutschen
nimmt jedes
Jahr um drei
Monate zu.«
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Sicher Leben dank Sensoren
WOHNEN IM ALTER Technische Systeme sollen den Alltag der Senioren in ihrer Wohnung erleichtern
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Speziell für ältere Mitarbeiter ausgelegt sind Arbeitsplätze im Werk des Automobilbauers BMW im bayerischen Dingolfing.
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Nicht zum ersten Mal steht für die Bundes-
wehr eine Reform auf der Tagesordnung.
Die aktuelle Reform kann als die grundle-
gendste ihrer Geschichte gelten. Kaum et-
was bleibt, wie es war. Vom Ministerium ab-
wärts bis in den letzten Truppenteil hinein
wird aufgelöst, umgebaut und neu aufge-
stellt. Für die Öffentlichkeit ist vor allem ei-
ne mit Standortschließungen einhergehen-
de Reduzierung des Personalumfangs wahr-
nehmbar. Waren in der alten Struktur
knapp über 250.000 Soldatinnen und Sol-
daten eingeplant, so werden es in Zukunft
nur noch 175.000 bis 185.000 sein. Auch
die Zahl der Zivilbeschäftigten wird deut-
lich sinken – von etwa 76.000 auf 55.000.

Sparbeitrag Die Bundeswehr soll einen
Beitrag zur Konsolidierung der Staatsfinan-
zen leisten. Dies ist ein Grund für die Re-
form, aber nicht der einzige. Auch gilt es, ih-
re seit langem beklagte Überbürokratisie-
rung zu überwinden. Und sie soll, so ver-
künden die Planer im Ministerium, nicht
zuletzt „demografiefest“ sein. Schließlich
mache es keinen Sinn, irgendwelche Soll-
stärken in den Raum zu stellen, wenn man
nicht sicher sein kann, genügend Personal
zu rekrutieren. Die Geburtenjahrgänge, die
die Bundeswehr heute für die Nachwuchs-
gewinnung ins Auge fasst, sind nämlich nur

noch ungefähr halb so stark wie jene von
vor 20 Jahren. Dies wird zwar ein wenig da-
durch aufgefangen, dass alle militärischen
Laufbahnen seit 2001 auch Frauen offen ste-
hen. Allerdings sind derzeit gerade einmal
neun Prozent der Angehörigen der Streit-
kräfte weiblichen Geschlechts. Mehr Solda-
ten als jetzt geplant, so hat Verteidigungs-
Staatssekretär Stéphane Beemelmans jüngst
auf einer Konferenz des Reservistenverban-

des bekräftigt, sind daher aus demografi-
schen Gründen nicht möglich, selbst wenn
man es wollte und finanzieren könnte.
Die Ziele, die man sich im Berliner Bendler-
Block gesetzt hat, sind ambitioniert. In Zu-
kunft müssen Jahr für Jahr 13.000 junge
Männer und Frauen als „Soldaten auf Zeit“
gewonnen werden, um den angestrebten
Personalumfang zu halten. Da nicht alle Be-
werber geeignet sind und die Bundeswehr –
nicht anders als Unternehmen – unter ih-
nen die am besten erscheinenden auswäh-
len möchte, hofft man, dass die Zahl der In-
teressenten möglichst um ein Vielfaches hö-
her liegt. 
Darüber hinaus sollen stets mindestens
5.000, höchstens jedoch 15.000 junge Män-
ner und Frauen freiwilligen Wehrdienst von
bis zu 23 Monaten leisten. Im ersten Jahr
nach der Aussetzung der Wehrpflicht gab es
hierfür unerwartet hohen Zuspruch. Unter
35.000 Bewerbern wurden knapp 12.500
ausgewählt – mit einer durchschnittlichen
Wehrdienstdauer von 15 Monaten. Sorge
bereitet der Bundeswehr, dass nahezu 25
Prozent der Freiwilligen den Dienst vorzei-
tig quittierten.
Masse allein macht es jedoch nicht. Die
Bundeswehr ist eine High-Tech-Armee. Für
sehr viele Dienstposten wird Personal benö-
tigt, das bereits spezielle Qualifikationen

mitbringt, auf denen eine aufwändige Aus-
bildung aufbauen kann. Angesichts des la-
tenten Fachkräftemangels steht die Bundes-
wehr in der Nachwuchsgewinnung daher in
Konkurrenz mit der Wirtschaft, die sich in
den kommenden Jahren deutlich verschär-
fen dürfte. Was etwa Ärzte, IT-Spezialisten
und Ingenieure betrifft, kann sie bereits
heute ihren Personalbedarf nicht decken.
Daher wird die Nachwuchsgewinnung der
Bundeswehr neu organisiert. 16 Karriere-
center, 110 ständig besetzte und bis zu 200
mobile Beratungsbüros sollen flächende-
ckend präsent sein. Unter vielfältigen As-
pekten – von der Kinderbetreuung bis zur
zivilberuflichen Aus- und Weiterbildung –
soll die Attraktivität des Dienstes erhöht
werden. Auch ihre anfängliche Zurückhal-
tung gegenüber sozialen Netzwerken wie
Facebook hat die Bundeswehr überwunden.
Nur beim Geld sind ihr die Hände gebun-
den. Geld allein, so meint sie selbstbewusst,
macht die Attraktivität eines Arbeitsplatzes
aber nicht aus. Auch das Gefühl, etwas Sinn-
volles für das Gemeinwohl zu leisten, kön-
ne berufliche Erfüllung bieten. Der Slogan
„Wir. Dienen. Deutschland“ soll dies zum
Ausdruck bringen. Peter Boßdorf

Der Autor ist Journalist 
für Sicherheitspolitik in Bonn.

Kämpfer auf Facebook gesucht
BUNDESWEHR Nachwuchsdecke für den Soldatenberuf ist erheblich dünner als vor 20 Jahren. Zuspruch unerwartet hoch

Das erste „Bufdi-Jahr“ ist abgelaufen – und
nur über einen Punkt mag sich Familienmi-
nisterin Kristina Schröder (CDU) grämen:
Mehr als die 254 Millionen Euro an jährli-
cher Förderung für den neuen Bundesfrei-
willigendienst wollen die Haushälter des
Bundestags partout nicht locker machen.
Dabei könnten etwa die Wohlfahrtsverbän-
de ohne Probleme doppelt so viele Stellen
besetzen, sagen sie.
Deren großes Zittern nach Wegfall des Zivil-
dienstes mit seinen 90.000 Stellen zum 
1. Juli 2011 erwies sich eindrucksvoll als un-
nötig: kein Pflegenotstand brach aus. Im-
mer mehr jungen Menschen sind bereit, die
wachsenden Schar älterer Pflegebedürftiger
zu unterstützen. Auch grub der Bundesfrei-
willigendienst nicht den Länderprogram-
men „Freiwilliges Soziales Jahr“ und „Frei-
williges Ökologisches Jahr“ das Wasser ab.
48.000 Verträge seien seit Einführung des
Bundesfreiwilligendienstes abgeschlossen
worden, meldete das Ministerium und ju-
belte: „Alle Erwartungen übertroffen“. Für
Schröder ist es gar eine „politische Sensati-
on“.
Allen Altersklassen steht der Freiwilligen-
dienst offen. Es überwiegt der Einsatz im
Sozialen. Überdies geht es um Bereiche wie
Ökologie oder Zivil- und Katastrophen-
schutz, dazu Kultur und Bildung. 64 Pro-

zent der Teilnehmer sind zwischen 16 und
26 Jahre alt – aber immerhin 20 Prozent
jenseits der 50. Dazu zählt der „Schreiner-
meister im Ruhestand, der in die Kitas geht
und mit den Kindern Vogelhäuser baut“,
beschrieb es Schröder in der „Berliner Mor-
genpost“. Und sie verwies auf die „pensio-
nierte Lehrerin, die Kindern mit Migrations-
hintergrund bei den Hausaufgaben hilft“.
Das Geld vom Bund reicht zur Förderung
von 35.000 Freiwilligen-Stellen. Die Teil-
nehmer sind gesetzlich sozialversichert. Da-
zu kann ein Taschengeld von maximal 336
Euro gezahlt werden. Gegebenenfalls erhal-
ten die Eltern Kindergeld. An 25 Tagen müs-
sen die „Bufdis“ an Seminaren teilnehmen.
Diese Fortbildungskomponente ist der Op-
position zu mickrig, wie etwa Sönke Rix
(SPD-Fraktion) anklingen lässt. Kritik gibt
es auch an der üppigen Bürokratie, mit der
das Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben (Bafza) den Bundes-
freiwilligendienst organisiert. Kristina
Schröder schaut lieber auf die Freiwilligen.
Ihnen gebühre „unser Dank, unser Respekt
und unsere Anerkennung“. Ohne sie wäre
das Projekt „nicht zu einem solchen Erfolg
geworden“. Franz Ludwig Averdunk ❚

Der Autor ist 
Korrespondent in Berlin. 

Junge und Alte helfen sich
BUNDESFREIWILLIGENDIENST Alle Erwartungen übererfüllt

Soldat als Beruf: Ansturm wie nie

M
anche Autofirmen ge-
hen daran, ihre Pro-
duktionstechniken
umzustellen. Über-
kopfarbeiten, also et-
wa das Herumschrau-

ben in der Höhe, sollen möglichst wegfal-
len. Älteren Kollegen macht dieses anstren-
gende Herumwerkeln oft sehr zu schaffen,
und für sie bedeuten die neuen Methoden
eine Erleichterung. In Unternehmen wird
man sich künftig noch mehr altersgerechte
Investitionen einfallen lassen müssen: Dies
nutzt der Produktivität Älterer, überdies ver-
mögen solche Innovationen Arbeitnehmer
vielleicht zu motivieren, länger im Beruf zu
bleiben. Der demografische Wandel hin zu
einer schrumpfenden und alternden Bevöl-
kerung zwingt Betriebe zum Umdenken. Be-
sonders der vielbeschworene Fachkräfte-
mangel, bislang angesichts des großen Re-
servoirs an Erwerbslosen noch ein begrenz-
tes Phänomen, dürfte wegen des
Wettbewerbs um Arbeitnehmer  im Übrigen
auch höhere Löhne zeitigen.

Produktivität sinkt nicht Sind Ältere nicht
weniger leistungsfähig und leistungswillig
als bestens qualifizierte, dynamische jünge-
re Kollegen? Christoph Schmidt plädiert un-
ter Verweis auf Fallstudien im produzieren-
den Gewerbe für differenzierte Sichtweisen.
Jüngere würden zwar weniger Fehler als der
ältere Teil der  Belegschaft machen, doch sei-
en diese gravierender. Umgekehrt unterlie-
fen Älteren Missgriffe häufiger, die aber auf-
grund größerer Erfahrung weniger schwer-
wiegend seien. Für den Bochumer Wirt-

schaftsprofessor belegt dieses Beispiel, dass
die Arbeitsproduktivität alternder Beleg-
schaften nicht zwangsläufig abnehmen
muss. 
Schmidt sitzt als Sachverständiger in der
Enquetekommission „Wachstum, Wohl-
stand, Lebensqualität“, in der die Auswir-
kungen des demografischen Wandels zu
den höchst strittigen Themen gehören. Auf
den ersten Blick liegt eine simple Gleichung
nahe: Die Zahl der Erwerbstätigen geht zu-
rück, und diese werden im Schnitt immer äl-
ter – weswegen logischerweise das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) sinkt und sich die Poli-
tik auf Schrumpfungsprozesse einstellen
muss. Doch stimmt diese Rechnung? Wird
ein solcher negativer Trend nicht kompen-
siert durch Produktivitätssteigerungen, wird
die Abnahme an Beschäftigten nicht ausge-
glichen durch mehr Ältere, mehr Frauen,
mehr Zuwanderer? 

Senioren mit anderen Werten „Alle sto-
chern mit Stangen im Nebel“, sagt Mein-
hard Miegel, Ex-Chef des Instituts für Wirt-
schaft und Gesellschaft. Zwar sei in der Ge-
schichte immer mal wieder das Phänomen
einer schrumpfenden Bevölkerung aufgetre-
ten, doch eine alternde Gesellschaft mit we-
nig Kindern und Jugendlichen sei „etwas
völlig Neues“, für die „Bewältigung dieser
Herausforderungen gibt es keine histori-
schen Vorbilder“, mahnt der Professor. Wie
gravierend wird dieses Problem indes über-
haupt sein? Es existieren teils sehr unter-
schiedliche Schätzungen. Als Richtschnur
mag eine von Schmidt genannte Ziffer gel-
ten: Der Rückgang der Zahl der Erwerbsper-

sonen werde in den nächsten vier Jahrzehn-
ten rund 30 Prozent betragen. 
Miegel hat eine eher pessimistische Sicht
der Dinge. Er warnt davor, angesichts einer
„qualitativ anderen Gesellschaft“ statisti-
sche Trends etwa bei der Produktivität oder
der BIP-Entwicklung einfach linear fortzu-
schreiben. Für Miegel  ist es „ungewiss“, ob
es noch zu spürbaren Produktivitätsfort-
schritten kommen wird. Eine  alternde Ge-
sellschaft verhalte sich nicht „betont dyna-
misch-expansiv“, so Miegel. Vom 45. Le-
bensjahr an seien die Leute weniger daran
interessiert, die Wirtschaftsleistung zu erhö-
hen. In diesem Alter zählten nicht mehr so
sehr Veränderungen und Konsumorientie-
rung, sondern Werte wie Ruhe, Genuss, Frei-
zeit. Zweifel im Blick auf künftige Wachs-
tumsraten hegt er auch deshalb, weil zuse-
hends medizinische und pflegerische
Dienstleistungen benötigt würden, und sol-
che Branchen seien für „Produktivitätsstei-
gerungen nur bedingt zugänglich“.
„Produktivität schlägt Demographie“: So
kontert Norbert Reuter Miegels Prognosen.
Der Sachverständige rechnet auch künftig
mit Produktivitätsfortschritten und Wachs-
tumsraten. Bei einem Produktivitätsplus
von einem Prozent werde bis 2060 das BIP
insgesamt leicht, das BIP pro Kopf sogar
deutlich steigen. Sollte es gelingen, die Er-
werbstätigenquote unter den bis zu 65jähri-
gen auf 80 Prozent anzuheben, dann werde
diese Entwicklung noch positiver verlaufen.
Schrumpfung und Alterung führten nicht zu
einem „grundsätzlichen Knappheitspro-
blem“, so der Wirtschaftsexperte beim Ver-
di-Vorstand: „Wir können uns der demogra-

phischen Herausforderung gelassen stel-
len.“ Trotz demografischer Veränderungen
wird sich nach Verdi-Berechnungen der im
Prinzip für jeden zur Verfügung stehende
Reichtum bis 2050 verdoppeln.
Schmidt betont, man starte in den demogra-
fischen Wandel mit einem beachtlichen ma-

teriellen Lebensstandard. Trotz des Rück-
gangs der Zahl der Erwerbspersonen werde
das BIP pro Kopf weiter klettern, mit zuneh-
mendem Alter wachse die Arbeitsprodukti-
vität der Berufstätigen. Für Karl-Heinz Pa-
qué ist historisch belegt, dass gerade in Zei-
ten von Arbeitskräfte- und  besonders von

Fachkräftemangel der Wille zu technischen
Neuerungen stärker werde und Produktivi-
tätsschübe zu verzeichnen seien. Wie der
Magdeburger Wirtschaftsprofessor meint
auch dessen Münchner Kollege Kai Carsten-
sen, eine alternde Gesellschaft könne durch-
aus innovativ sein. Früher habe sich die Ru-

hestandsgeneration auf viele Jüngere verlas-
sen können, weswegen Ältere kaum Anreize
zu wirtschaftlichem Engagement verspürt
hätten – was der demografische Wandel je-
doch ändern werde.
Der CSU-Abgeordnete Georg Nüßlein ist
überzeugt, dass 50- bis 60-Jährige aktiver

und dynamischer sein werden als ehedem:
Deren Bereitschaft, neue Projekte zu wagen,
werde angesichts einer höheren Lebenser-
wartung wachsen. „Defätismus“ lehnt auch
Waltraud Wolff ab: „Der technische Fort-
schritt wird rasant zunehmen.“ Überdies
könne eine ältere Bevölkerung, so die SPD-
Parlamentarierin, eine „Erfahrungsgesell-
schaft“ hervorbringen.
Nun hat ein höherer Anteil Älterer in der Be-
völkerung unweigerlich größere Belastun-
gen für die sozialen Sicherungssysteme zur
Folge, wovor nicht nur Miegel warnt. Inwie-
weit diese Kosten vom Staat oder von Bei-
tragszahlern zu stemmen sind und wie viel
sich über den Produktivitätsfortschritt fi-
nanzieren lässt, ist offen. Paqué sieht nicht
nur Risiken: Der Gesundheitssektor könne
sich auch als Wachstumsmotor entpuppen.
Unstrittig ist in der Kommission, dass eine
schrumpfende und alternde Erwerbsbevöl-
kerung zusätzlicher Arbeitskräfte bedarf:
Man werde mehr Ältere, Frauen und Zuwan-
derer gewinnen müssen. 
Notwendig ist auch eine altersgerechte Ge-
staltung der Arbeitswelt sowie mehr Fortbil-
dung. Vor dem Gremium entwarf Professo-
rin Heike Solga vom Wissenschaftszentrum
Berlin ein differenziertes Szenario für eine
von der Vorsitzenden der Kommission, Da-
niela Kolbe (SPD), geforderte „Kultur des le-
benslangen Lernens“. Zum Instrumenten-
kasten zählt auch eine familienfreundliche
Organisation des Berufslebens. Und dann
ist da noch der wachsende Bedarf an Ar-
beitskräften aus dem Ausland. Kolbe fragt:
„Wie attraktiv sind wir überhaupt für Zu-
wanderer?“ Karl-Otto Sattler ❚

PRODUKTIVITÄT Die künftige »Erfahrungsgesellschaft« kann dynamischer und produktiver sein als angenommen

Wachsen im Alter

Lebenslanges Lernen: Vorlesung in der Universität Chemnitz
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Bauen gegen die Krise? Peter Ramsauer
(CSU), der zuständige Minister für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung, gibt sich über-
zeugt: Nach einem „guten Jahr 2011“ werde
die Branche „ihren Aufschwung 2012 und
2013 fortsetzen“. Und Hans-Werner Sinn,
Präsident des Ifo-Instituts für Wirtschafts-
forschung, sprach von einem regelrechten
„Bauboom“. Clevere Hausbesitzer gehen ih-
re beiden großen Herausforderungen inzwi-
schen in einem Arbeitsgang an: Ganze
Wohnblöcke werden nicht nur energetisch
saniert, um den Klimawandel abzumildern,
sondern mit dem altersgerechten Umbau
stellt man sich auch den demografischen
Herausforderungen. Denn nur ein Prozent
aller Wohnungen gilt heute als altersgerecht
beziehungsweise barrierearm. 
Es sind fast immer dieselben Barrieren, die
beseitigt werden müssen. Für den Zugang
zum Haus oder zur Wohnung müssen Ram-
pen und Aufzüge gebaut werden. Die Türen
sind zu verbreitern, und Türschwellen müs-
sen beseitigt werden, damit Rollstuhlfahrer
ein Durchkommen haben. Teuer wird im
Regelfall auch der notwendige Umbau von
Duschen und Toiletten. 

Mehr Wachstum Barrierefreier Umbau und
energetische Sanierung haben einen Zusatz-
effekt: Sie lösen gigantische Investitionen
aus. Hier wird aus dem angeblichen demo-
grafischen Problem sogar ein Wachstums-

faktor, der mit zunehmender Alterung der
Gesellschaft immer größer werden wird. Be-
reits heute wächst die Bauwirtschaft stärker
als der Rest der Wirtschaft. 2011 nahmen die
Bauinvestitionen gegenüber dem Vorjahr
um 2,8 Prozent zu. Die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute gaben in ihrem letzten
Frühjahrsgutachten die Einschätzung, in
diesem Jahr werde es abermals eine Steige-
rung geben – und zwar um 2,3 Prozent.
2013 kämen noch einmal 4,8 Prozent hin-
zu.

Boom am Bau Der Ökonomie-Professor
Sinn sieht als Ursache: „Die Euro-Krise
treibt immer mehr Kapital in den sicheren
Hafen Deutschland und feuert unsere Bau-
wirtschaft an.“  Der Boom werde „nicht nur
von Investoren getragen, sondern auch von
normalen Häuslebauern, die sich über die
niedrigsten Kreditzinsen seit Menschenge-
denken freuen“. Sie ergreifen damit auch die
Chance zum altersgerechten Umbau ihrer
Wohnungen und Häuser. 
Das Frühjahrsgutachten verweist zudem auf
eine günstige Einkommensentwicklung der
privaten Haushalte. Überdies würden
Wohnimmobilien als wertbeständige Anla-
ge eingestuft. Es ist denn auch der Woh-
nungsbau, dem die Institute für dieses und
das nächste Jahr die höchsten Zuwachsraten
zumessen – deutlich mehr als im Wirt-
schaftsbau und insbesondere im öffentli-

chen Bau. Die Konjunkturpakete sind in-
zwischen ausgepackt.
Der Zentralverband Deutsches Baugewerbe
stellte im Rückblick auf 2011 gerade erst he-
raus, das Wachstumstempo in seiner Bran-
che habe sich gegenüber dem Vorjahr ver-
doppelt: „Ein so deutlicher Zuwachs wurde
die letzten 16 Jahre nicht registriert.“
Als „Träger des Wirtschaftsaufschwungs“
sieht sich die Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft, so der Gesamtverband der Woh-
nungswirtschaft (GdW). Er verweist auf 9,6

Milliarden Euro an Investitionen im vergan-
gen Jahr – ein Plus von 7,7 Prozent. Präsi-
dent Axel Gedaschko geht davon aus, dass
2012 „erstmals seit 2001 die Zehn-Milliar-
den-Marke überschritten“ werde.
Zwei Drittel der Summe stecken die GdW-
Verbandsmitglieder in Modernisierung, In-
standsetzung und Instandhaltung der Ge-
bäude. Womit unter anderem jener Bereich
angesprochen ist, der Ramsauer sehr am
Herzen liegt: die finanziellen Anreize zur
Beschleunigung der energetischen Gebäu-

desanierung – die freilich die Wohnungs-
wirtschaft als deutlich unzureichend ein-
stuft, jedenfalls im Vergleich zur Förderung
der Erneuerbaren Energien.
Als spezieller Investitionsbereich entwickelt
sich überdies rasant die Schaffung von bar-
rierefreiem, mindestens barrierearmen
Wohnraum. Nicht zuletzt mit Blick auf die
Demografie rückte dieser Sektor zuneh-
mend auch in den Fokus des Bundestags.
Drei Anträge beschäftigen sich mit der The-
matik. Die SPD-Fraktion (17/6295) macht
sich unter anderem dafür stark, die Muster-
bauordnung gemeinsam mit den Bundes-
ländern zu überarbeiten. Die Linksfraktion
(17/9426) hebt zusätzlich die Bedeutung
von Förderprogrammen hervor. Bei Bünd-
nis 90/Die Grünen (17/9406) findet sich
der Denkanstoß, das KfW-Programm „Al-
tersgerechter Umbau“ den Erfordernissen
anzupassen. Ein barrierefreies Lebensum-
feld, das alle Menschen selbstbestimmt ge-
meinsam nutzen und mitgestalten können,
ist eine grundlegende Voraussetzung, um
soziale Teilhabe zu ermöglichen und Aus-
grenzung zu unterbinden, schreiben die Ab-
geordneten zur Begründung. Ziel müsse es
sein, allen Menschen ein selbstbestimmtes
und gemeinschaftliches Leben zu ermögli-
chen. 
Die KfW gewährt Kondititonen, wie sie
sonst nur südeuropäische Banken bei der
Europäischen Zentralbank erhalten. Die

Kredite laufen bis zu 30 Jahren, und bis zu
fünf Jahre sind tilgungsfrei. Pro Wohnein-
heit gibt es bis zu 50.000 Euro. 
Die drei Fraktionsanträge bildeten die Basis
einer Anhörung des Ausschusses für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung Anfang
Mai. Dabei machte GdW-Vertreter Christian
Lieberknecht deutlich, Vermieter und Mie-
ter hätten gleichermaßen großes Interesse
daran, dass Wohnungen und Wohnumfeld
„so lange wie möglich attraktiv gehalten
und gemacht werden“. Im Neubau sei „vie-
les möglich“. Aber mit Blick auf den Bestand
sprach er von „technischen und ökonomi-
schen Schwierigkeiten“. Lieberknecht ver-
wies auf das Kuratorium Deutsche Altershil-
fe, demzufolge derzeit 2,5 Millionen Woh-
nungen ohne oder mit nur kleinen Barrie-
ren vonnöten seien, in wenigen Jahren
schon drei Millionen.
Auch Volker Sieger vom „Institut für barrie-
refreie Gestaltung und Mobilität“ rechnet
für das Jahr 2025 mit einem Bedarf von
rund zwei Millionen barrierefreien Woh-
nungen. Dieser Wohnraumbedarf werde
überwiegend durch Modernisierungsmaß-
nahmen im Bestand gedeckt werden müs-
sen, da im Vergleich die Zahl der Neubau-
vorhaben verschwindend gering sei. Selbst
wenn alle Neubauvorhaben im Geschoss-
wohnungsbau ab sofort barrierefrei errich-
tet würden, könnte der prognostizierte Be-
darf in 2025 nicht erreicht werden. fla ❚

Bauen für mehr Mobilität und Klimaschutz
WOHNUNGSWIRTSCHAFT Es fehlen mehrere Millionen barrierefreie Wohungen für die älter werdende Gesellschaft. Demografiebedingte Investitionen stützen die Konjunktur

D
ie Hände in den Schoß
legen und der Dinge har-
ren, die da kommen wer-
den, wird nicht funktio-
nieren: „Ohne Konsoli-
dierungsschritte läge die

Schuldenstandsquote im Jahr 2060 bei et-
wa 270 Prozent“, stellt der Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung in einem Sonder-
gutachten zur Demografie fest. Werde trotz
sinkender Bevölkerungszahlen nichts un-
ternommen, werde es massive Verteilungs-
probleme geben, „da zukünftige Generatio-
nen dadurch zu stark belastet würden“. 270
Prozent sind eine Zahl, die selbst die Werte
europäischer Schuldensünder wie Grie-
chenland (Ende 2011 165 Prozent) oder Ita-
lien (120 Prozent) in den Schatten stellen
würde. 

Die Probleme kommen noch Deutsch-
lands Verschuldungsgrad liegt derzeit bei
rund 81 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
(BIP). Das Bruttoinlandsprodukt ist der
Wert aller in einem Jahr erwirtschafteten
Waren und Dienstleistungen; 2011 waren
das 2,6 Billionen Euro. Die versammelten
Staatsschulden von Bund, Ländern und Ge-
meinden betrugen 2,1  Billionen Euro. Wür-
de der Schuldenstand, der nach allen heuti-
gen politischen Aussagen sinken soll, sich
im Gegenteil weiter erhöhen und die 270
Prozent-Grenze erreichen, hätte Deutsch-
land (nach BIP von heute) sieben Billionen
Euro Schulden. Zur Erinnerung: Der Vertrag
von Maastricht erlaubt einen Schulden-
stand von gerade einmal 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. 
Die eigentlichen Probleme kommen also
erst noch nach dem Ende der Euro- und Fi-
nanzkrise: „Die Babyboomer sind heute et-
wa 47 Jahre alt, in 13 Jahren sind sie 60, das
wäre also 2025, und dann gehen sie sukzes-
sive in Rente. Und 2030 sind die allermeis-
ten in der Rente. Die Übergang wird extrem
schwierig für Deutschland“, erwartet der
Münchener Ökonom Hans-Werner Sinn
vom Ifo-Institut. 

Bevölkerungsrückgang Die Zahlen spre-
chen für den Ökonomen. Ohne Ausgleich
durch Zuwanderungen könne die deutsche
Bevölkerung bis 2060 von derzeit knapp 82
Millionen um 24 Millionen abnehmen,
heißt es im Gutachten des Sachverständi-
genrates. Gemildert würde der Bevölke-
rungsrückgang aber durch einen positiven
Wanderungssaldo: Wenn pro Jahr 100.000
Ausländer mehr nach Deutschland ziehen
würden als Menschen das Land verlassen,
beläuft sich der Rückgang auf 17 Millionen.
Würden 200.000 Menschen mehr nach
Deutschland ziehen als abwandern, könnte
der Rückgang auf zwölf Millionen begrenzt
werden. „Wollte man die Bevölkerungszahl
konstant halten, bedürfte es eines Wande-
rungssaldos in der Größenordnung von
schätzungsweise rund 350.000 Personen,
und zwar jährlich über fünf Jahrzehnte“,
schreiben die Wissenschaftler. 
Parallel zum Bevölkerungsrückgang steigt
die Lebenserwartung, das heißt, die Zahl
der älteren Menschen wird größer. Damit
die schrumpfende und älter werdende Be-
völkerung die Lasten schultern kann, sind
aus Sicht der Sachverständigen mehrere
Maßnahmen notwendig: So müsse an der
Rente ab 67 Jahren ab 2029 unbedingt fest-
gehalten werden. In den Jahren 2045 und
2060 müsse das Renteneintrittsalter sogar
auf 68 beziehungsweise 69 Jahre angeho-
ben werden. Dem Rückgang der Zahl der Er-
werbspersonen könne außerdem entgegen-
gewirkt werden, indem die Frauenerwerbs-
tätigkeit erhöht und das Eintrittsalter in ei-
ne Erwerbstätigkeit vorverlegt wird. Die
weitere Erhöhung des Renteneintrittsalters
würde „zu einem sich selbst stabilisieren-

den Rentensystem führen“, erwarten die
Sachverständigen. Die Zuschüsse des Bun-
des an die Rentenkasse müssten aber trotz-
dem kräftig steigen. 
Dabei haben bereits die Reformen am Ren-
tensystem in der jüngeren Vergangenheit
und Lücken in den Berufsbiografien dazu
geführt, dass die Rentenansprüche  gerade
der Generation der Babyboomer schon jetzt
auf Talfahrt sind. So rechneten das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung und
die Deutsche Rentenversicherung in einer
gemeinsamen Studie vor, dass in Ost-
deutschland zwischen 1956 und 1965 ge-
borene Männer eine Monatsrente von
794,50 Euro zu erwarten haben. Wären sie

zwischen 1936 und 1945 geboren, kämen
sie dagegen auf 1.043 Euro. Ebenfalls ent-
täuschend wird die Entwicklung in den al-
ten Bundesländern für Frauen der Babyboo-
mer-Generation verlaufen. Sie haben im
Durchschnitt eine Rente von 656,50 Euro
zu erwarten, kaum mehr als die zwischen
1936 und 1945 geborenen Frauen. Die Ent-
wicklung ist um so erstaunlicher, da der An-
teil der erwerbstätigen Frauen stark zuge-
nommen hat. Der SPD-Sozialexperte Anton
Schaaf fordert bereits, das Ausmaß des Ren-
tenrückgangs zu begrenzen. 
Dass es auf der Einnahmenseite zu Verbes-
serungen kommt, mit denen die Ausgaben-
lasten abgefangen werden könnten, glau-

ben die Wirtschaftsexperten nicht. Das
Wachstum der Steuern hänge maßgeblich
vom Wachstum des Bruttoinlandsprodukts
ab, „das in Zukunft geringer ausfallen dürf-
te“. Man gehe daher von einem „stabilen
Verlauf der Einnahmequote“ aus. Schon in
der jüngeren Vergangenheit waren die Zu-
wachsraten beim Bruttoinlandsprodukt im-
mer geringer geworden. Stieg es zwischen
1991 bis 2001 jährlich noch um durch-
schnittlich 1,7 Prozent, so betrug dieser
Wert zwischen 2001 und 2010 noch 0,8 Pro-
zent. Erwartet werden für die Zukunft ähn-
lich niedrige Wachstumsraten.
Dafür steckt in der Ausgabenseite noch
mehr Dynamik. Neben dem Rentensystem

werden auch der Gesundheitsbereich und
die Pflegeversicherung als hochproblema-
tisch angesehen. In der Rentenversicherung
wird bis 2060 von einer Verdoppelung der
Ausgaben auf 433 Milliarden Euro ausge-
gangen. Auch die Kosten der Beamtenver-
sorgung sollen sich in diesem Zeitraum auf
74 Milliarden Euro jährlich verdoppeln. Die
Gesetzliche Krankenversicherung wartet
mit ähnlichen Steigerungsraten auf. Die
Ausgaben sollen auf 309 Milliarden Euro
bis 2060 steigen, was einem Anstieg um 95
Prozent entspricht. In ähnlicher prozentua-
ler Größenordnung dürften die Kosten der
Pflegeversicherung auf 37 Milliarden Euro
steigen. 

Beitragsexplosion Folge: Die Beiträge
müssen angehoben werden. Lag der gesam-
te Sozialversicherungsbeitrag Ende 2010 bei
39,7 Prozent, so müsste er bis 2060 auf 48,2
Prozent steigen, und er würde sogar über
die 50-Prozent-Marke klettern, wenn die
Zuschüsse des Bundes nicht weiter angeho-
ben werden. Dabei sind die Prognosen für
die Kranken- und Pflegeversicherung noch
mit einer besonderen Unsicherheit behaf-
tet: Die Ausgaben dieser beiden Sozialversi-
cherungszweige bestehen überwiegend aus
Sachleistungen, deren zukünftige Preise
nicht zu kalkulieren sind. „Hinzu kommt
die Unsicherheit darüber, in welcher Form
der medizinisch-technische Fortschritt Ein-
gang in den Leistungskatalog der jeweiligen
Sozialversicherung findet“, schreiben die
Experten. 
Da eine solche Erhöhung nicht verkraftbar
erscheint, muss die „Tragfähigkeitslücke“
(Differenz zwischen staatlichen Einnahmen
und staatlichen Ausgaben) anders geschlos-
sen werden. Aber auch Steuererhöhungen
bereiten den Experten Kopfzerbrechen. Die
Tragfähigkeitslücke wird bei 3,1 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts gesehen, was etwa
80 Milliarden Euro entspricht. Um die Lü-
cke zu schließen, müssten entweder alle Ab-
gaben um 8,2 Prozent erhöht oder alle Aus-
gaben um 7,2 Prozent reduziert werden,
stellen die Wissenschaftler fest und verlan-
gen schnelle Maßnahmen. Denn je länger
gewartet werde, desto tiefer müsse in die Ta-
schen der Bürger gegriffen werden, oder es
müssten noch stärker Leistungen reduziert
werden. 
Eine vollständiges Schließen der Tragfähig-
keitslücke ließe sich vermutlich auf der Ein-
nahmeseite nur durch ein Bündel von Steu-
er- und Abgabenerhöhungen erreichen. Um
die Lücke von 3,1 Prozent um einen Pro-
zentpunkt zu verringern, müsste nach Be-
rechnungen der Experten bei der Einkom-
mensteuer der untere Proportionalsteuer-
satz auf 67 Prozent und der Reichensteuer-
satz auf 70 Prozent ansteigen. Die
Erhöhung der beiden Sätze auf diese Werte
wird jedoch für unrealistisch gehalten. 
Um die Mehrwertsteuer zur Reduzierung
der Lücke um einen Prozentpunkt einzuset-
zen, müsste der reguläre Satz von 19 auf
21,6 und der ermäßigte von sieben auf acht
Prozent ansteigen. Einer Tragfähigkeitslü-
cke nur durch Einnahmeverbesserungen zu
begegnen, erscheine ausgesprochen schwie-
rig, stellen die Gutachter fest: „Denn die er-
forderlichen Steuererhöhungen hätten er-
hebliche negative Auswirkungen auf das Ar-
beitsangebot und die Investitionstätigkeit
und würden somit das Wirtschaftswachs-
tum deutlich reduzieren. Zudem wäre mit
einer vermehrten Steuerflucht ins Ausland
zu rechnen.“
Pessimistisch sind die Gutachter trotz der
schwierigen Zahlenwelt für Deutschland
nicht. Zwar ließen sich demografische
Trends nicht  so schnell ändern, „aber ihre
ökonomischen Konsequenzen sind be-
herrschbar, wenn sich die Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik der Herausforderungen
annimmt.“ Hans-Jürgen Leersch ❚

Mehr Schulden 
als die Griechen

WIRTSCHAFT Mit der Alterung droht
auch eine Explosion der Sozialkosten. 

Die deutsche Politik muss schnell 
die Bremsen ziehen. 
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Ältere Menschen bringen
Schub im Gesundheitswesen
Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr
(FDP) hat davon abgeraten, die demografi-
sche Entwicklung nur als Horrorszenario zu
malen: „Wir dürfen die demografische Ent-
wicklung nicht nur als Last sehen, sondern
müssen sie auch als große Chance für
Wachstum, Abeitsplätze und den Standort
Deutschland sehen“, so der Minister. Die
Gesundheitsbranche ist bereits heute mit
über fünf Millionen Arbeitnehmern und 300
Milliarden Euro Umsatz einer der wichtigs-
ten Wirtschaftszweige. Ihre Bedeutung dürf-
te weiter steigen, wenn immer mehr ältere
Menschen medizinisch und pflegerisch zu
versorgen sind.

SPD: Deutschland gewinnt 
durch mehr Europa
Chancen liegen für Deutschland besonders
in Europa. Die Vollendung der Wirtschafts-
und Währungsunion, die jetzt angegangen
wird, dürfte ein großes Wachstumspotenzi-
al in sich tragen. Das war bereits in der Ver-
gangenheit so, wie SPD-Chef Sigmar Gabriel
in einer Debatte des Deutschen Bundesta-
ges feststellte: „Seit der Währungsunion hat
unser Land 575 Milliarden Euro mehr ver-
dient, als wir öffentliche Finanzminittel be-
reitgestellt haben.“ Gabriel stellte sogar
fest: „Wir sind Nettogewinner der Europäi-
schen Union.“  

Energiewende stärkt  das
Wirtschaftswachstum
Wirtschaftswachstum von acht Prozent wie
in China entspricht nicht mehr den Vorstel-
lungen von Nachhaltigkeit. Doch bei 0,5 bis
einem Prozent, wie von den „Fünf Weisen“
angenommen, muss es auch nicht bleiben.
Allein in der von allen Fraktionen unterstütz-
ten Energiewende stecken große Wachs-
tumschancen. Die Kosten für die Energie-
wende werden auf bis zu 2,3 Billionen Euro
geschätzt. Das heißt im Umkehrschluss: Die
notwendigen Investitionen führen zu neuen
Arbeitsplätzen und zu mehr Wachstum und
letztlich zu mehr Steuereinnahmen, die die
demografische Last mindern.

Plädoyer für Englisch 
als Arbeitssprache 
Mehr Zuwanderung kann den Schrump-
fungsprozess aufhalten beziehungsweise
verringern. Viele Migranten wollen jedoch
nicht nach Deutschland kommen, weil sie
Probleme mit der Sprache haben und lieber
in englischsprachige Länder gehen. Die Lö-
sung: Deutschland könne seine Position im
Wettbewerb um hochqualifizierte Zuwande
rer verbessern, „indem in den bürokrati-
schen Abläufen soweit möglich die Arbeits-
sprache Englisch zugelassen wird“, empfeh-
len die „Fünf Weisen“.

Der Staat kann mit 
Schulden Geld verdienen
Selbst Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) wundert sich: Bei kurz laufenden
Staatsanleihen zahlen Gläubiger dem
Schuldner Bund Geld dafür, dass sie ihm
Geld leihen können. Früher war das genau
andersrum. Darin liegt ein großes Einspar-
potenzial für den Staatshaushalt. hle ❚

CHANCEN

Gehört zu den teuren Maßnahmen für barrierefreies Wohnen: Der Toilettenbereich
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Wächst der Schuldenberg durch die demografische Entwicklung? Proteste mit „Schuldscheinen“ sind noch die Ausnahme.
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Langer 
Lauf zum
Lebensende
EUROPA Europas Bürger werden immer
älter. 2012 rief die Europäische
Kommission das Jahr des aktiven Alterns
aus. Mit Initiativen wie dieser will sie neue
Impulse setzen. Für konkrete Maßnahmen
fehlt ihr allerdings die Kompetenz. Sport ist eine Möglichkeit, sich fit zu halten: 2010 waren 17 Prozent der EU-Bürger über 65 Jahre alt, 2030 werden es bereits 24 Prozent sein 

A
us dem Off ertönt die Melo-
die von Günther Jauchs
Fernsehquiz „Wer wird Mil-
lionär?“ – allerdings in der
Klavierfassung. Und statt
des deutschen Fernsehlieb-

lings stellt im nachgebauten Studio eine
rüstige ältere Dame der Seniorentheater-
gruppe Köpenick Fragen über Europa, zum
Beispiel: „Wofür stehen die zwölf Sterne auf
der europäischen Flagge?“ Zu sehen ist das
Ganze in einem TV-Quiz: „Wer wird Euro-
pamillionär?“ heißt der Einspielfilm, den
Peter Wolf an diesem Dienstag Senioren in
einer Begegnungsstätte in Bad Saarow
(Brandenburg) zeigt. Der Geschäftsführer
des Vereins Bürger Europas e.V. macht euro-
papolitische Bildungsarbeit – mit Senioren.
Statt Vorträge über den Sinn und Zweck
Europas zu halten, versucht er mit seinem
etwas anderen Europa-Quiz, ältere Men-
schen für das Thema zu begeistern. In wei-
teren Einspielfilmen klärt er die Rentner da-
rüber auf, was man wissen muss, um eine
Kur im EU-Ausland zu beantragen oder wel-
che europäischen Lebensmittelsiegel es
gibt. „Die Reaktionen der Teilnehmer sind
durchweg gut“, erzählt der gelernte Außen-
wirtschaftsökonom. Dann sagt Wolf: „Älte-
re Menschen haben Zeit und Interesse.“  

Megatrend Wolfs Seniorenarbeit ist eine
von insgesamt 45 Initiativen zum „Europäi-
schen Jahr des aktiven Alterns und der Soli-
darität zwischen den Generationen“, die
2012 in Deutschland vom Bundesministeri-
um für Familie Senioren, Frauen und Ju-
gend mit 890.000 Euro gefördert werden.
„Mit dem Europäischen Jahr 2012 werden
die Potenziale älterer Menschen aufgezeigt
und mobilisiert“, sagt Christine Massion,
Leiterin der Geschäftsstelle für das Europäi-
sche Jahr 2012. Von über 300 eingereichten
Projekten wurden dafür 45 ausgewählt.
„Diese Projekte zeigen eine breite Vielfalt

guter Aktivitäten, die wichtige Impulse für
gutes Altern geben“, sagt Massion. Mehr als
ein Drittel der Älteren in Deutschland enga-
giert sich bereits freiwillig und leistet damit
einen wichtigen Beitrag zur Solidarität zwi-
schen den Generationen. Dennoch gibt sie
zu bedenken: „Man darf nicht vergessen,
dass es auch Menschen gibt, die in diesem
Lebensabschnitt Hilfe brauchen.“

Große Schere Ältere Menschen, weiß Mas-
sion, sind daher einer der wichtigsten
„Stützpfeiler, auf den wir nicht verzichten
können, wenn es darum geht, den Heraus-
forderungen des demographischen Wan-
dels zu begegnen – sowohl auf nationaler
wie auch auf europäischer Ebene.“
In der Tat ist das Auseinanderdriften der Ge-
nerationen kein deutsches Phänomen.
Deutschland muss in Zukunft allerdings ein
besonderes Interesse haben, die Potenziale
älterer Menschen zu aktivieren, denn der
demogafische Wandel ist im Vergleich mit
anderen europäischen Ländern hier beson-
ders sichtbar: Es gibt in Europa kein Land,
das einen höheren Anteil von Menschen
über 65 Jahre hat. Ihr Anteil lag im Jahr 2010
laut Eurostat bei 20,7 Prozent, dicht gefolgt
von Italien mit 20,2 Prozent  und Griechen-
land mit 18, 9 Prozent. Dagegen leben in Ir-
land die wenigsten älteren Menschen. Ihr
Anteil betrug 2010 lediglich 11,3 Prozent.
2030 werden in Deutschland 29 Prozent der
Bevölkerung über 65 Jahre alt sein, während
es in Irland nur 16 Prozent sein werden.
Dementsprechend haben die Deutschen im
Vergleich zu den 27 anderen EU-Staaten
auch das höchste Durchschnittsalter: 2011
betrug es 44,6 Jahre, während Franzosen,
Dänen und Spanier im Schnitt vier Jahre
jünger sind. 
Für diese Entwicklung gibt es auch in
Europa vor allem zwei Erklärungsmuster:
Die niedrigere Geburtenrate und die höhe-
re Lebenserwartung. Bei den Geburten ist

Deutschland weiterhin Schlusslicht in
Europa. 2010 kamen in Deutschland auf
1.000 Einwohner 8,3 Geburten, während es
im EU-Durchschnitt 10,7 Kinder waren.
Auch hier wurden die höchsten Geburten-
ziffern aus Irland mit 16,5 Kinder auf 1.000
Frauen, aus Großbritannien (13 Kinder auf
1.000 Frauen) und aus Frankreich (12,8 Ge-
burten auf 1.000 Frauen) gemeldet. 
Bei der Lebenserwartung liegt Deutschland
mit durchschnittlich 80 Jahren im Mittel-
feld. Am ältesten werden die Südländer in
Spanien und Italien mit 82 Jahren. Letten
und Litauer sterben mit 73 Jahren wesent-
lich früher. (siehe Seiten 4 und 5)

Einheitliche Entwicklung Auch wenn die
Bevölkerungszahl in den 27-EU-Staaten im
Jahr 2011 auf 502,5 Millionen Menschen
wuchs und die Entwicklungen in den 
27 EU-Staaten verschieden sind, gibt es ei-
nen einheitlichen demografischen Trend:
Europa wird immer älter. Das Wachstum
kommt dabei hauptsächlich durch Immi-

gration von Menschen aus Nicht-EU-Staa-
ten zustande. 
Das hat die bereits seit langem bekannten
Konsequenzen: Die demografischen Ent-
wicklungen verändern die Strukturen in der
Arbeitswelt, sie berühren das familiäre Zu-
sammenleben, haben erheblichen Einfluss
auf die Finanzierung des Staates und die
Frage der gesellschaftlichen Lastenvertei-
lung. Sie führen zudem zu starken Unter-
schieden in den einzelnen Regionen.
Im Oktober 2006 legte daher die Europäi-
sche Kommission einen Bericht über die de-
mografische Zukunft Europas vor. Damals
benannte sie fünf Handlungsfelder, in de-
nen die Mitgliedsländer tätig werden soll-
ten: Neben der demografischen Erneue-
rung, also familienpolitischen Fragen, soll-
ten der Beschäftigungssektor, die Produkti-
vität, die Integration von Migranten und die
Zukunft der öffentlichen Finanzen unter-
sucht werden. Schon damals wies die Kom-
mission daraufhin, dass „die Bedürfnisse ei-
ner alternden Gesellschaft durch die Schaf-
fung tragfähiger öffentlicher Haushalte er-
füllt werden müsse“. 

Unbekannter Faktor Finanzkrise Die Eu-
ropäische Kommission geht davon aus,
schreibt sie in ihrem Demografiebericht
2010, dass die demografische Entwicklung
auch „einen starken Druck zur Erhöhung
der öffentlichen Ausgaben“ erzeuge. Welche
Konsequenzen die derzeitige europäische
Finanzkrise auf die sozialen Sicherungssys-
teme haben wird, ist heute noch nicht vor-
hersehbar. Für Jonathan Todd, Sprecher von
EU-Beschäftigungskommissar László An-
dor, sind die enormen Kosten der Renten
und Gesundheitsversorgung die größten
Herausforderungen bei der Bewältigung des
demografischen Wandels: „Es gibt immer
mehr Menschen, die in Rente gehen und
länger leben“, sagt er. Für ihn liegt daher ein
wichtiger Schlüssel für die Anpassung an die

neuen demografischen Gegebenheiten auf
dem Arbeitsmarkt: „Eine der möglichen Lö-
sungen ist es, eine höhere Erwerbstätigkeit
von Frauen zu fördern und alte Menschen
zu motivieren, länger zu arbeiten.“ 

Kein Königsweg Entscheidend sei dabei
aber nicht nur, wann jemand in Rente gehe,
sagt Todd. Es sei genauso wichtig, den jewei-
ligen Arbeitsplatz an die Bedürfnisse älterer
Menschen – beispielsweise durch Teilzeit-
maßnahmen – anzupassen. Ein ermutigen-
des Beispiel für einen solchen Prozess kön-
ne man in Dänemark sehen. Aber, gibt Todd
zu bedenken: „Die Kommission kennt nicht
den Königsweg, all diese Probleme zu lö-
sen.“ Was man aber tun könne, sei, die Dis-
kussionen zwischen den Mitgliedstaaten zu
unterstützen und nach der best practice su-
chen, „aber die konkreten Entscheidungen,
die getroffen werden, liegen bei jedem ein-
zelnen Mitgliedstaat“, sagt Todd. Das zeigt
auch das Dilemma der Europäischen Uni-
on: Sie weiß, welche großen Herausforde-
rungen der Rückgang der europäischen Be-
völkerungen bedeutet, in vielen Bereichen
ist sie aber nur sehr beschränkt handlungs-

fähig. Denn die sozialen Sicherungssysteme
liegen klar in der Kompetenz der National-
staaten. Die Union kann daher kaum eige-
ne europäische Akzente setzen. Das zeigt
auch die Wachstumsstrategie „Europa
2020“. Sie nennt zwar konkrete Bereiche,
mit denen demografischer Wandel und
Wirtschaftswachstum miteinander verein-
bart werden sollen. Handlungsempfehlun-
gen für einzelen Länder findet man dort
aber nicht. Vorschläge wie die Integration
von Migranten und die Vereinbarkeit von
bezahlter Arbeit und familiären Verpflich-
tungen zu fördern, finden sich genauso
auch in der Demografiestrategie des Bun-
desinnenministeriums „Jedes Alter zählt“
(siehe Seite 6).
Inzwischen haben die Senioren in Bad
Saarow ihren „Europamillionär“ gekürt
und  Peter Wolf verteilt die Preise: Schir-
me, Skatkarten und Bionudeln mit dem
Europazeichen. „Aktives Altern ist mit
körperlicher und geistiger Bewegung ver-
bunden“, sagt Wolf. Aber noch wichtiger
ist für ihn: „Europa ist mehr als die Krise
– man kann darüber auch lachen.“ 

Annette Sach ❚

11. Juli 1987: die Weltbevölkerung durch-
bricht UN-Berechnungen zufolge die
Schallmauer von fünf Milliarden Men-
schen. Um auf die damit verbundenen Pro-
bleme aufmerksam zu machen, ist seit 1989
der 11. Juli der Internationalen Weltbevöl-
kerungstag. 
Nicht einmal zehn Jahre später ist für leicht
förderbares Erdöl „Peak Oil“ erreicht, der
Moment, von dem an es mit den Förder-
mengen nur noch abwärts gehen kann. Die
Ressourcen werden weltweit knapp, die
Welt wird eng: Waren es 1950 etwa 2,5 Mil-
liarden Menschen weltweit, so wurde im
Oktober 2011 bereits die Sieben-Milliarden-
Marke überschritten. Und bis 2015 rechnet
die UNO mit einem Bevölkerungswachs-
tum von etwa 78 Millionen Menschen pro
Jahr – fast die Bevölkerungszahl Deutsch-
lands also jährlich zusätzlich auf einem Pla-
neten, der nicht wachsen kann.
„Globale Probleme unserer Zeit wie Armut,
Ernährungskrise und Klimawandel lassen

sich nur überwinden, wenn wir das rasante
Bevölkerungswachstum in den ärmsten
Ländern der Welt verlangsamen“, erklärt Re-
nate Bähr, Geschäftsführerin der Deutschen
Stiftung Weltbevölkerung. Naturkatastro-
phen wie Überschwemmungen und Erdrut-
sche werden oft durch Rohdung größer Flä-
chen begünstigt, wie etwa bei der Flutkata-
strophe in Pakistan 2010 – primär eine Fol-
ge der Überbevölkerung. 
Um diesem Trend entgegenzuwirken, gibt
es findige Ideen, wie beispielsweise in Ma-
laysia: Bereits in den frühen 1990er Jahren
nutzte der südostasiatische Staat seine Wäh-
rung, um selbst den Analphabeten des Lan-
des Bildung in Sachen Familienplanung zu
bieten: Es prägte eine Familie auf die Rück-
seite einer Münze, die aus einem Vater, ei-
ner Mutter und zwei Kindern bestand.
„Mehr nicht“, lautete die Botschaft. Immer-
hin wollen nun auch Länder wie Ruanda
versuchen, mittels Bildung die Zahl der Ge-
burten zu regulieren. 

Es klingt grotesk: Während der gesamte Pla-
net unter der Überbevölkerung ächzt, will
Deutschland die Zuwanderung für Fach-
kräfte attraktiver machen. Paradox: Wäh-
rend hierzulande mit Betreuungsgeld und
garantierten Kita-Plätzen das Kinderkriegen
attraktiver werden soll, propagieren Viet-
nam und Indien die Zwei-Kind-Politik. Und
das aufstrebende China beharrt gar auf ei-
ner rigiden Ein-Kind-Formel. Allerdings
macht dem Reich der Mitte nun kein Bevöl-
kerungsrückgang, wohl aber eine Überalte-
rung der Gesellschaft zu schaffen. Fünf Pro-
vinzen wirken dieser Entwicklung bereits
mit einer Zwei-Kind-Politik entgegen. 
Die UNO erwartet, dass bis 2050 die Zahl
der Europäer um etwa 15 Millionen zurück-
geht. Zehn Millionen entfallen dabei allein
auf die Bundesrepublik. Eine Kompensati-
on des Bevölkerungsrückgangs mittels Zu-
wanderung statt durch Geburten kann sich
hinsichtlich der weltweiten Bevölkerungs-
entwicklung als sinnvoll erweisen.       ver ❚

Peak Oil vs. Peak Menschheit
WELTBEVÖLKERUNG Die Ressourcen werden knapper, die Zahl der Menschen jedoch größer 
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Zuständig für Demografie in der EU:
Beschäftigungskommissar László Andor
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Stadt – Land – Umland

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.)

Handlungsansätze für Kommunen
im demographischen Wandel

Chance oder Risiko? Das Thema »demographi-

scher Wandel« wird mittlerweile auch in der

breiten Öffentlichkeit oft diskutiert – häufig

allerdings ausschließlich mit Blick auf die

Risiken. »Stadt – Land – Umland« möchte dazu

anregen, den Fokus – ohne Denkblockaden –

auf die Chancen zu legen. Als Grundlage die-

nen Informationen und Daten zur Bevölkerungs-

entwicklung für alle Kommunen ab 5.000

Einwohner, typisiert auf Basis unterschiedlicher

sozioökonomischer Indikatoren. Was bereits

möglich ist und wie vielfältig die Gestaltungs-

spielräume sind, zeigen Beispiele aus der Praxis.

Anzeige

>STICHWORT

> Ziele Mit dem gemeinsam vom Europäischen Rat und dem Europäischen Parlament ausge-
rufenen Jahr für aktives Altern und Solidarität zwischen den Generationen sollen die Poten-
ziale älterer Menschen stärker wertgeschätzt und mobilisiert werden.

> Schwerpunkte Neben einem neuen Leitbild für aktives Altern sollen etwa die Potenziale Äl-
terer für die Wirtschaft weiterentwickelt werden, aber auch neue Produkte und Dienstleistun-
gen angeregt und eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erreicht werden.

> Initiativen Mit der Umsetzung des Jahres für aktives Altern wurde das Bundesfamilienmi-
nisterium betraut. Aus rund 300 eingereichten Projekten wählte es 45 Initiativen aus.

Europäisches Jahr für aktives Altern 2012 – Zahlen und Fakten 
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Spielkonsolen sind nichts für Ältere? Weit
gefehlt. Immer mehr Hochbetagte schwin-
gen mit Begeisterung den Controller, in
manchen Seniorenheimen gehören virtuel-
le Bowling-Meisterschaften mittlerweile
zum Standardprogramm. Gerontologen be-
obachten diesen Trend mit Interesse. Dabei
haben sie nicht nur den Spaßfaktor für ihre
Klientel im Blick; sie wollen vor allem he-
rausfinden, inwiefern sich bewegungsge-
steuerte Computerspiele – etwa die Spiel-
konsole Wii des japanischen Herstellers
Nintendo – zu therapeutischen Zwecken
wie das Training von Beweglichkeit, Aus-
dauer und Gleichgewichtsgefühl eignen. 

Facebook und Co Die oftmals unterschätz-
te Aufgeschlossenheit der älteren Generati-
on gegenüber den neuen Medien zeigt sich
auch an der rasant wachsenden Zahl der
„Silver Surfer“ im Internet und in den sozia-
len Netzwerken. Einer Umfrage des Bundes-
verbandes Informationswirtschaft, Tele-
kommunikation und neue Medien (Bit-
kom) von Anfang 2012 zufolge sind heute
40 Prozent der Internetnutzer zwischen 65
und 69 Jahren in einer Online-Community
angemeldet. Vor zwei Jahren waren es erst
17 Prozent. Dabei sind Facebook und Stay-
friends in der Generation 50plus die mit
Abstand beliebtesten Netzwerke.

Wichtigstes Medium für ältere Menschen ist
aber nach wie vor das Fernsehen. Laut dem
im Auftrag der Bundesregierung von einer
Sachverständigenkommission verfassten
Sechsten Altenbericht (2010) sehen die
Deutschen ab 60 Jahren im Durchschnitt
täglich über viereinhalb Stunden fern. Um-
so erstaunlicher, dass es bislang keinen ei-
genen TV-Sender für diese stetig wachsende
Zielgruppe gibt, wie es etwa in den USA mit
Spartenkanälen wie „Lifetime“ schon längst
der Fall ist. 
Die Gründe dafür versuchte das Adolf-
Grimme-Institut 2007 in einer breit ange-
legten Studie herauszufinden. Es befragte
unter anderem führende Vertreter von Fern-
sehsendern und Produktionsfirmen. Diese
waren fast übereinstimmend der Meinung,
dass das ältere Publikum gar kein Interesse
an speziell auf sie zugeschnittenen TV-An-
geboten habe, weil es sich ja gerade nicht alt
fühlen wolle. Inzwischen denken die Pro-
grammverantwortlichen offenbar um: So
erklärte vor einigen Wochen der Vorstands-
chef der ProSiebenSat.1 Media AG, Thomas
Ebeling, dass das Unternehmen an der Ent-
wicklung eines neuen, frei empfangbaren
Spartenkanals für Ältere arbeite, der noch in
diesem Jahr an den Start gehen soll. 
Im Unterschied zu den TV-Sendern haben
die Printmedien längst erkannt, dass ältere

Menschen eine eigene Zielgruppe mit spe-
zifischen Bedürfnissen darstellen. Weit über
100 Zeitschriften in Deutschland wenden
sich speziell an Senioren; viele davon er-
scheinen regional und sind kostenlos.
Welch ungeheures Marktpotenzial hier
schlummert, entdecken zunehmend auch
die großen Zeitungsverlage. Sie interessiert
die wachsende Zahl der „Best Ager“, die sich

nicht nur guter Gesundheit, sondern auch
eines prallen Geldbeutels erfreuen. Ob sich
aber genügend Ältere von einem Magazin
wie „Viva!“ (Gruner und Jahr) angespro-
chen fühlen, das in seiner gerade erschiene-
nen ersten Ausgabe den Ruhestand als
„spannende Lebensphase“ voller ungeahn-
ter Möglichkeiten preist, wird sich noch zei-
gen müssen. Nicole Alexander ❚

D
er 50. Geburtstag ist aus
Verbrauchersicht ein To-
desurteil. Wer 50 wird,
fällt nämlich aus der so
genannten „werberele-
vanten Zielgruppe“ he-

raus – jener Gruppe, die den idealtypischen
Konsumenten definiert und den Werbezeit-
vermarktern der Fernsehsender seit rund 20
Jahren ihre Umsätze beschert. Konsum fin-
det danach hauptsächlich im Alter zwischen
14 und 49 Jahren statt. Danach ist der
Mensch als Verbraucher quasi erledigt.
In Deutschland etabliert hat dieses Messsys-
tem zu Beginn der 1990er Jahre der frühere
RTL-Programmdirektor Helmut Thoma.
Der junge Privatsender brauchte dringend
Werbeeinnahmen, und weil die älteren Zu-
schauer eher die Öffentlich-Rechtlichen ein-
schalteten, die jüngeren aber lieber RTL, war
es eine äußerst clevere Idee, die Referenz-
zielgruppe auf „14-49“ festzulegen. Thoma
zeigte sich noch Jahre später verwundert da-
rüber, wie lange und gut dieser Trick funk-
tioniert hatte. 

Wandel im Lebensgefühl Heute allerdings
findet Thomas Ex-Sender RTL das Ganze
nicht mehr so toll. Seit die für ihn einst so
wichtige Klientel der 14- bis 49-Jährigen
merklich schrumpft, die Älteren aber immer
mehr werden, entdeckt auch er die Men-
schen jenseits der Lebensmitte. Eine neue
Zauberformel muss her, aus „14-49“ soll
„20-59“ werden. „In der Zielgruppe der 14-
bis 49-Jährigen findet schon jetzt nicht

mehr der Hauptanteil des Konsums statt“,
erklärt Cordelia Wagner, Unternehmens-
sprecherin von IP Deutschland, Werbezei-
tenvermarkter unter anderem von RTL,
VOX und n-tv. Mit dem Wandel der Gesell-
schaftsstruktur gehe auch ein Wandel im Le-
bensgefühl und Verhalten einher, sagt Wag-
ner: „Die über 50-Jährigen sind heute fi-
nanzstärker als früher, pro-
bieren Neues aus, reisen
gern und sind ganz allge-
mein sehr konsumfreudig.“ 
Das sieht auch Dieter Müller
von der ARD Werbung so:
„Wenn man Werberelevanz
in eine Altersgruppe über-
setzen will, dann ist 20-59
heute näher dran an der
Realität als 14-49. Es macht
also Sinn, einen Wechsel
herbeizuführen.“ Eine neue
Konvention hätte für Sender
mit vielen älteren Zuschauern einen Vorteil
– für die Werbebranche aber einen Nachteil:
„Die Werbetreibenden müssten für eine Al-
tersgruppe mitbezahlen, die sie bisher weit-
gehen umsonst bekommen“, sagt Müller. 
Für Michael Keller vom ZDF Werbefernse-
hen ist die Diskussion über 14-49 oder 20-
59 allerdings „Zahlenspielerei“: Er sieht es
grundsätzlich als Fehler an, werberelevante
Zielgruppen über das Alter zu definieren.
„Das Konsumverhalten ist nicht mehr ab-
hängig davon, ob jemand jünger oder älter
ist“, sagt Keller. „Es gibt sowohl 30-Jährige
als auch 60-Jährige, die gut konsumieren.“ 

Die Werbebranche und nicht zuletzt die
Hersteller von Produkten haben sich von
engen Formeln längst gelöst. Dass sich auch
mit Menschen jenseits der 50 oder sogar 60
gutes Geld verdienen lässt, haben sie schon
seit einigen Jahren entdeckt. Immer häufi-
ger zielen Spots und Kampagnen auf die Äl-
teren, werben Grauhaarige für Lebensmittel,

Elektro-Artikel oder Finanz-
dienstleistungen. Da kicken
beispielsweise im neuesten
Spot eines bekannten
Schuhherstellers fitte Her-
ren um die 70 nachts bei
Flutlicht auf dem Bolzplatz.
„Still doing it“ – „Sie tun es
immer noch“, lautet der Slo-
gan dazu. Ein Anbieter von
Clubreisen zeigt ein Foto
von Bruno und Angela, ei-
nem attraktiven, älteren
Paar, das sich vergnügt und

verliebt im Meer mit Wasser bespritzt. Und
schon 2007 sorgte eine Kampagne für eine
Körperpflegelinie für Aufsehen: Auf Plaka-
ten und in Fernsehspots waren nicht die üb-
lichen makellosen Körper zu sehen, son-
dern ästhetisch fotografierte, grauhaarige
Frauen um die 60. Alle waren nackt. Die
Message: „Schönheit kennt kein Alter“.  
Die Zeiten sind offenbar vorbei, in denen
Ältere in Werbespots immer nur Oma und
Opa verkörperten, die milde lächelnd Kara-
mell-Bonbons an ihre Enkel verteilen. Oder
in denen sie nur für Haftcremes, Waschmit-
tel und Inkontinenzeinlagen werben durf-

ten.„Früher wurden in der Werbung vor al-
lem die Defizite und Gebrechen der Älteren
betont oder sie wurden auf ihre Großeltern-
rolle reduziert“, sagt Michael von Bach, Ge-
schäftsführer strategische Planung bei der
Werbeagentur Jung von Matt: „Heute gibt es
im Lebensgefühl kaum noch Unterschiede
zwischen Mittvierzigern und Mittsechzi-
gern. Sie werden deshalb als Menschen wie
Du und ich inszeniert – als selbstbestimm-
te, reisende Menschen, die mitten im Leben
stehen und es bejahen.“

Gewachsene Kaufkraft Das sind sie also,
die „Neuen Alten“, von der Marketing-Bran-
che gerne auch als „Best Ager“ tituliert: ei-
genständig, aktiv, konsumfreudig. Und
kaufkräftig dazu: Aufgewachsen in den Ba-
byboomer- und Wirtschaftswunderjahren
nach dem Krieg haben viele einen beträcht-
lichen Wohlstand aufgebaut. In den kom-
menden Jahren wird  in Deutschland so viel
Vermögen vererbt wie nie zuvor. Nicht zu-
letzt: Die Kinder sind aus dem Haus, das Ei-
genheim ist abbezahlt, und Zeit ist auch ge-
nug da. Umfragen zeigen, dass sich ältere
Menschen heute gerne etwas gönnen und
nicht nur sparen, wie es die Kriegsgenerati-
on noch getan hat. Auch geben viele an, sich
mindestens 10 Jahre jünger zu fühlen als sie
tatsächlich sind. Diese Selbsteinschätzung
schlägt sich auch in der Werbung nieder.
„Die Alten werden nicht mehr als alt ange-
sprochen, sondern so, wie sie sich fühlen.
Und sie fühlen sich eben nicht als Greise“,
sagt Roland Bös, Hamburger Geschäftsfüh-

rer der Werbeagentur Scholz&Friends: „So
wie es eine moderne Frau mit Sicherheit
nicht mehr ertragen kann, für ein Produkt
als Heimchen am Herd inszeniert zu wer-
den, so wenig ertragen es ältere Menschen
noch, in einem Ohrensessel mit zwei En-
keln auf dem Schoß gezeigt zu werden“, sagt
Bös. Er fasst den gesellschaftlichen Wandel
so zusammen: „Ruheständler gibt es heute
kaum noch. Wenn, dann sind das Unruhe-
ständler.“ Johanna Metz ❚

Fit mit „Wii“: Bewegungsgesteuerte Computerspiele sind auch bei Älteren beliebt.

WERBUNG IM WANDEL Schluss mit „14-49“. Die Branche entdeckt die Älteren als lukrative Zielgruppe

Bolzplatz statt Ohrensessel 

Globetrotter im
besten Alter
REISEN Immer mehr Veranstalter bieten
Reisen speziell für ältere Menschen an. Kein
Wunder, sind sie doch unternehmungsfreu-
diger und konsumfreudiger denn je. Das
zeigen aktuelle Reiseanalysen der For-
schungsgemeinschaft Urlaub und Reisen in
Kiel. So waren im Jahr 2011 schon 46 Pro-
zent aller Urlauber über 50 Jahre alt. 22 Pro-
zent der Reisenden waren über 65 – und es
werden immer mehr. Die „Best Ager“ sind
gute Kunden: Die durchschnittliche Reise-
dauer der über 65-Jährigen ist mit 12,6 Ta-
gen höher als die der Gesamtbevölkerung
(12,4 Tage). Pro Kopf geben sie außerdem
889,4 Euro aus, der Durchschnitt lag bei
867,8 Euro. Nur junge, unverheiratete Paa-
re sind deutlich spendabler: Sie gaben im
Jahr 2011 1054,9 Euro pro Kopf aus. 
Auch in der Reisegestaltung setzen ältere
Globetrotter andere Prioritäten: Sie verrei-
sen besonders oft innerhalb Deutschlands
(44 Prozent), und dafür seltener (56 Pro-
zent) als der Durchschnitt der Deutschen
ins Ausland (68,8 Prozent). Senioren bu-
chen besonders gerne Pauschalreisen (43,5
Prozent) und sind deutlich öfter mit dem
Bus unterwegs (24 Prozent) als der Durch-
schnitt (8,4 Prozent). Auch Schiffe  stehen
als Fortbewegungsmittel hoch im Kurs (3,6
Prozent, in der Gesamtbevölkerung sind es
nur 2 Prozent). Insgesamt checkten 3,1 Pro-
zent der Senioren 2011 auf einem Kreuz-
fahrtschiff ein, aber nur 0,4 Prozent der 14-
bis 29-Jährigen. joh ❚

Hohe Kaufkraft,
große Vermögen
SENIOREN Längst nicht allen, aber vielen
älteren Menschen und Senioren in Deutsch-
land geht es finanziell sehr gut. Untersu-
chungen der Gesellschaft für Konsumfor-
schung zufolge verfügten im Jahr 2008
Menschen über 65 über die zweithöchste
Kaufkraft (289 Milliarden Euro). Höher war
nur die von Menschen zwischen 40 und 49
Jahren (339 Milliarden Euro). Laut Deut-
schem Institut für Altersvorsorge (DIA) ver-
fügen außerdem nur Rentner in den Nieder-
landen, Österreich, Frankreich und Luxem-
burg über mehr Einkommen als hier. Mit ei-
nem durchschnittlichen Jahreseinkommen
von 20.218 Euro lagen die Rentnerhaushal-
te 2008 außerdem über dem Durchschnitt
der deutschen Bevölkerung – nur kinderlo-
se Paare und Alleinlebende verdienten
mehr. Die Armutsquote lag mit 12,7 Pro-
zent unter dem Durchschnitt. Die so ge-
nannte Grundsicherung, die der Staat ge-
währt, wenn Einkommen oder Rente nicht
ausreichen, nahmen 2010 zwar mehr als
400.000 Menschen über 65 in Anspruch,
mehr als 2003 (258.000). Doch der Anteil
dieser Altersgruppe ist mit 2,5 Prozent nach
wie vor gering.
Am meisten verdienen die Deutschen dem
DIA zufolge zwischen dem 35. und dem 65.
Lebensjahr. Aber auch danach sind die Ein-
kommen durchschnittlich höher als die der
unter 25-Jährigen. Viele haben zudem in
den Wirtschaftswunderzeiten nach dem
Krieg beträchtliche Vermögen angespart. Sie
können folglich mehr konsumieren, aber
auch viel vererben: Bis zum Jahr 2020, zeigt
eine DIA-Studie aus dem Jahr 2011, werden
rund 2,6 Billionen Euro den Besitzer wech-
seln, das Erbschaftsvolumen steigt damit
um 20 Prozent, verglichen mit dem Zeit-
raum 2001 bis 2010. Reiner Braun, Autor der
Studie, dazu: „Dies ist die einkommens-
stärkste und vermögendste Erbengenerati-
on, die Deutschland je gesehen hat.“ joh ❚
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Nintendo im Altersheim 
MEDIEN FÜR SENIOREN Der Markt für spezielle Angebote an die Generation 60plus wächst

Der Witz geistert durch das Web 2.0: Warum
verschwinden Senioren ständig spurlos im
Internet? Weil Sie „ALT“ und „ENTFERNEN“
gleichzeitig drücken... So so, die Rentner:
Wenn sie überhaupt einen Computer ha-
ben, sitzen sie hilflos davor und müssen ih-
re Enkel fragen, wenn sie eine E-Mail ver-
schicken wollen. Viel lieber sehen sie fern
oder lesen ihre gute alte Zeitung.
Soweit das Klischee. Doch das trifft nur noch
bedingt zu, wie eine aktuelle Studie zum Me-
diennutzungsverhalten älterer Menschen
des Instituts für Demoskopie Allensbach
zeigt.  Danach sind Fernsehen und Zeitung
zwar noch immer die Lieblingsmedien der
Älteren. Doch eine wachsende Zahl von ih-
nen interessiert sich inzwischen auch für das
Internet und informiert sich online   und pa-
pierfrei über das Weltgeschehen. 

Ältere holen auf 86,1 Prozent der 14- bis
29-Jährigen suchen Informationen heute im
Netz. Doch auch in der Generation 60plus
macht das schon jeder Vierte (25 Prozent).
In der Altersgruppe der 60- bis 75-Jährigen
sind es sogar 32,1 Prozent. 17,3 Prozent der
Älteren nutzen das Internet täglich, vor al-
lem um E-Mails zu schreiben oder um zu re-
cherchieren. 22,4 Prozent haben einen PC
zu Hause (14-29: 55,5 Prozent), 15,6 Pro-
zent ein Notebook (66,7 Prozent). Seltener

nutzen Menschen ab 60 Handys oder
Smartphones: nämlich nur 1,5 Prozent  (14-
29: 34 Prozent). 

Printauflagen sinken Fakt ist aber auch,
dass die Auflagen der Printmedien seit Jah-
ren sinken, während die Leserzahlen online
kontinuierlich steigen. Das liegt daran, dass
die Jüngeren immer weniger mit bedruck-
tem Papier anfangen können. Zwar bejahten
39,6 Prozent der 14- bis 29-Jährigen die Aus-
sage „Ich lese Bücher, Zeitungen und Zeit-
schriften, sobald ich etwas Zeit habe“. Dem-
gegenüber stehen aber 54,5 Prozent der über
60-Jährigen. 61,1 Prozent der Älteren lesen
Berichte in Zeitungen, aber nur 28,2 Prozent
der Jungen. Lediglich 10 Prozent der Men-
schen ab 60 zählt die Allensbacher Studie zu
den „weitgehend Print-Abstinenten“, dafür
aber 28,1 Prozent der 14- bis 29-Jährigen.
59,5 Prozent der Älteren gelten demgegen-
über als „Umfassend Printaffine“ – aber nur
23,7 Prozent der Jungen. Trotzdem: Noch
immer lesen 48 Millionen Deutsche Tag für
Tag eine gedruckte Zeitung; die Reichweite
der Tageszeitungen liegt damit bei 68,4 Pro-
zent. Mehr als jeder vierte Deutsche, egal
welchen Alters, schaut an einem normalen
Werktag aber auch mindestens drei Stunden
fern. Und das ist diesmal – leider – kein
Witz.  Johanna Metz ❚

Surfen und schmökern
ALLENSBACH-STUDIE Immer mehr Ältere nutzen das Internet
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Die Alten 
werden nicht
mehr als alt 

angesprochen.
Sie fühlen sich

nicht als Greise.
Roland Bös, Scholz&Friends

DEMOGRAFISCHER WANDEL14

Attraktiv und dynamisch: So inszeniert ein Modelabel heute den 70-Jährigen Münchner Barmann Charles Schumann (li.). Else Reck mimte hingegen in den 80er- und 90er Jahren mit schlohweißem Haar vor allem die „Oma“.

>KOMPAKT

> Werberelevante Zielgruppe Bisher
waren die 14- bis 49-Jährigen Messgröße
für die Berechnung der TV-Werbepreise.
Heute diskutieren die Sender über eine
neue Referenzzielgruppe „20-59“.

> Mehr ältere Zuschauer Der Durch-
schnitts-Fernsehzuschauer ist heute weit
über 50 – aber auch viel aktiver und kon-
sumfreudiger als früher. Für die Werbe-
branche und die Hersteller von Produkten
eröffnet sich ein neuer Markt.

> Bundestags-Antrag Die SPD hat die Re-
gierung jüngst in einem Antrag (17/2145)
aufgefordert, die Vermittlung „positiver
Altersbilder in den Medien“ zu fördern. Sie
sollen „der Realität und Vielfalt des Al-
ters“ tatsächlich entsprechen.
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Nun soll es zügig gehen: Bis spätestens zum
Jahresende wollen die Bundestagsfraktio-
nen ein neues Wahlrecht verabschieden,
und zwar gemeinsam. „Eine möglichst ein-
vernehmliche Lösung“ müsse gefunden
werden, drängte Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU). 
Genau das war den Fraktionen im vorigen
Jahr nicht gelungen, als es um die Umset-
zung der Karlsruher Entscheidung von 2008
ging. In der hatte das Gericht die Abschaf-
fung des Phänomens des negativen Stimm-
gewichts angeordnet. Im Alleingang hatte
die schwarz-gelbe Koalition, nachdem die
von Karlsruhe gesetzte Frist schon abgelau-
fen war, ihren Entwurf durch das Parlament
gebracht. Dessen Kern war, die bisher bei
der Zuteilung der Sitze übliche Verbindung
der Landeslisten der Parteien wieder abzu-
schaffen und wie vor 1957 die Listentren-
nung zu praktizieren. Damit war das nega-
tive Stimmgewicht weitgehend beseitigt.
Die Opposition und mehr als 3.000 Bürger
klagten gegen das Wahlgesetz der Koalition
beim Bundesverfassungsgericht und beka-
men am 25. Juli Recht. Insbesondere gab
das Gericht dem Gesetzgeber mit Blick auf
die Überhangmandate einen Auftrag, der
auf einen Ausgleich dieser Mandate hinaus-
läuft. Überhangmandate entstehen, wenn
eine Partei in einem Land mehr Direktkan-

didaten durchbringt als ihr über das Zwei-
stimmenergebnis an Sitzen zusteht. Zwei
weitere Punkte des Gesetzes kippten die
Richter: Zum einen rügten sie die Verteilung
der Mandate auf die Länder nach der Wahl-
beteiligung, weil dadurch wieder das Phä-
nomen des negativen Stimmgewichts auf-

trete. Dieses aus dem Mischsystem von
Mehrheits- und Verhältniswahl resultieren-
de Phänomen wirkt sich – verkürzt gesagt –
so aus, dass eine Partei bei der Verrechnung
der Mandate zwischen den Ländern Sitze
zugewinnen kann, wenn sie weniger Stim-
men bekommt, oder Mandate verliert,
wenn sie mehr Stimmen bekommt. 
Zweitens lehnte das Gericht die Regelung
der so genannten Reststimmenverwertung
ab. Damit sollten jene Stimmen, die beim
Verteilen von Sitzen an die Parteien in den
Ländern „übrig“ bleiben, bundesweit ad-
diert werden, um Zusatzsitze an die Partei-
en vergeben zu können. Der Zweite Senat
beanstandete, dass die Koalition keine Maß-
nahmen ergriffen habe, um ein Überhand-
nehmen der Überhangmandate zu unter-
binden. Nach Ansicht der Richter sind mehr
als 15 Überhangmandate ohne einen Aus-
gleich nicht akzeptabel. Abschaffen lassen
sich die Überhangmandate im bestehenden
Wahlsystem nicht, sie können nur mit Lis-
tenmandaten verrechnet oder durch zusätz-
liche Listenmandate ausgeglichen werden.
Nun wird in der Koalition auf Arbeitsebene
vorsorndiert, welche Möglichkeiten es gibt.
Unklar ist, ob Schwarz-Gelb bei der Listen-
trennung bleiben möchte oder doch eine
Lösung mit bundesweiter Sitzzuteilung vor-
schlägt, wie sie vor allem die Linken for-

dern. Bleibt es bei der Listentrennung, wird
die Sitzzuteilung an die Länder nach Ein-
wohnerzahl oder Zahl der Wahlberechtig-
ten vorgenommen. 

Suche nach Lösungen Ob es eine verfas-
sungskonforme Lösung bei der Reststim-
menverwertung gibt oder ob sie fällt, ist
ebenfalls noch offen. Allerdings werden
CDU, CSU und FDP wohl der Kernforde-
rung der SPD entgegenkommen, die Über-
hangmandate auszugleichen – vermutlich
alle, denn jeder Teilausgleich ist wieder
„klageanfällig“. Entsprechend äußerte sich
CSU-Chef Horst Seehofer. Das würden auch
die Grünen akzeptieren, obwohl ihr Parla-
mentarischer Geschäftsführer Volker Beck
die Verrechnung von Überhangmandaten
mit den Listen einer Partei in Ländern ohne
Überhang für die bessere Lösung hält. 
SPD-Innenpolitiker Dieter Wiefelspütz hat
indes gefordert, das Zweistimmensystem
ganz abzuschaffen und damit das Stimmen-
splitting, das eine Ursache für Überhang-
mandate sei, unmöglich zu machen. Bei der
Bundestagswahl könnte es dann nur noch
eine Stimme geben, die für den Wahlkreis
und die Parteiliste gleichermaßen gezählt
würde. Noch ist unklar, ob die Sozialdemo-
kraten diesen Vorschlag offiziell zu ihrer Li-
nie erklären. Albert Funk ❚

Ringen um die Überhangmandate
BUNDESTAGSWAHLEN Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts feilen die Fraktionen an einem neuem Wahlrecht

S
panien geht es schlecht. Noch
schlechter als bislang angenom-
men. Weil die Regierung dras-
tisch spart und die Arbeitslosig-
keit mit fast 25 Prozent auf dem
höchsten Stand seit Jahrzehnten

ist, rutscht das Land immer tiefer in die Re-
zession. Das Bruttoinlandsprodukt ist im
zweiten Quartal des Jahres erneut ge-
schrumpft, ebenso die Wirtschaftskraft  und
die Binnennachfrage. Die Zinsen, die das
Land für notwendige Kredite zahlen muss,
steigen und steigen.
Angesichts der prekären Lage schaute alle
Welt am vergangenen Donnerstag gebannt
nach Frankfurt. Würde die Europäische Zen-
tralbank zur Beruhigung der Anleihemärkte
schon bald wieder Staatsanleihen von Euro-
Krisenstaaten aufkaufen, um deren Zinsni-
veau zu drücken? Und würde der geplante
Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM)
mit einer Bankenlizenz ausgestattet werden,
was bedeuten würde, dass er praktisch ohne
jedes Limit Kredite bei der Europäischen
Zentralbank (EZB) aufnehmen kann? EZB-
Chef Mario Draghi hatte die Spekulationen
im Vorfeld mächtig angeheizt, mit dem Ver-
sprechen, „alles“ für den Erhalt des Euro tun
zu wollen. 
Doch Draghi enttäuschte die Finanzmärkte:
Eine Bankenlizenz für den Rettungsfonds sei
„unmöglich“, da dies Sache der Euro-Staaten
sei. Den Kauf von Staatsanleihen stellte er al-
lenfalls vage in Aussicht, aber nur verbunden
mit Auflagen für die Krisenländer. So müss-
ten sie ihre Defizite reduzieren, Strukturre-
formen durchsetzen und beim Krisenfonds
EFSF oder dessen Nachfolger ESM einen
Hilfsantrag stellen. Ein genauer Plan soll in
den kommenden Wochen gemeinsam mit
den europäischen Regierungen ausgearbeitet
werden. 
Der Dax rutschte daraufhin kräftig ins Mi-
nus, und auch der Euro sackte kurzzeitig
stark ab – die Märkte hatten auf ein schnel-
les, entschiedenes Handeln gehofft. 

EZB in der Kritik Die schwarz-gelbe Koali-
tion reagierte hingegen erleichtert auf Drag-
his Ankündigungen. Spekulationen, die EZB
könnte Anleihen kaufen, hatten vor allem
CSU und FDP Bauchschmerzen bereitet. Die
EZB habe ausschließlich die Aufgabe, für die
Stabilität der Währung zu sorgen, erklärte et-
wa FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle:
„Grundsätzlich ist es nicht die Aufgabe einer
Zentralbank, Staatsfinanzierung zu betrei-
ben.“ Hans Michelbach, Obmann der Uni-
ons-Fraktion im Bundestagsfinanzaus-
schuss, will der EZB Anleihekäufe sogar aus-
drücklich verbieten: „Was Draghi mit gera-
dezu abenteuerlichen Windungen versucht,
ist, das Verbot der Staatsfinanzierung (durch
die Notenbank, Anm. d. Red.) auszuhebeln
und die Möglichkeit der Staatsschuldenfi-
nanzierung in Südeuropa zu schaffen“, sag-
te der CSU-Politiker der Nachrichtenagentur
Reuters. Damit werde Vertrauen in die No-
tenbank erschüttert. 
Doch auch die Opposition zeigte sich von
Draghi enttäuscht. SPD-Fraktionschef
Frank-Walter Steinmeier sagte, mit der EZB-
Entscheidung lasse sich allenfalls etwas Zeit
kaufen. Der Weg in die Haftungsunion wer-
de jedoch „ungebremst fortgesetzt, und zwar
ohne demokratische Kontrolle und ohne
klar definierte Auflagen für die Empfänger-
länder“. Der Bundesregierung warf die Op-
position Versagen vor. Dass die Zentralbank
erneut den Kauf von Staatsanleihen ange-
schlagener Eurostaaten erwäge, zeige, dass
nach wie vor ein schlüssiges Konzept zur Kri-
senbekämpfung fehle, beklagten SPD, Linke
und Grüne. Grünen-Fraktionschef Jürgen
Trittin erklärte: „Wir würden heute nicht
über die Frage diskutieren, ob am Sekundär-
markt oder gar am Primärmarkt Staatsanlei-
hen durch die EZB aufgekauft werden müs-
sen, würde die Bundesregierung nicht jeden
Schritt in Richtung eines Altschuldentil-
gungsfonds blockieren.“ Einen solchen

Fonds lehnt die Bundesregierung aus EU-
und verfassungsrechtlichen Gründen ab. 

Neue Runde Der Streit um die richtige   Stra-
tegie zur Lösung der Euro-Krise geht damit
in eine neue Runde. Dabei hatten die Euro-
Finanzminister erst am 20. Juli den Weg für
ein 100-Milliarden-Euro-Hilfsprogramm zur
Rettung der angeschlagenen spanischen
Banken frei gemacht. Die Hilfen für das auf
18 Monate angelegte Programm sollen vom
befristeten Euro-Rettungsschirm EFSF kom-
men, bis der Europäische Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) ihn im Juni 2013 ablöst.
Am Tag zuvor hatte auch der Bundestag dem
Hilfspaket zugestimmt – die Abgeordneten
hatten für die Sondersitzung eigens ihre
Sommerpause unterbrochen. Die Debatte
verlief erwartungsgemäß kontrovers, doch

am Ende gab es eine deutliche Mehrheit für
die Finanzhilfen. 583 Abgeordnete saßen im
Plenum, 473 von ihnen stimmten in na-
mentlicher Abstimmung mit Ja. 97 Abgeord-
nete votierten gegen den entsprechenden
Antrag des Bundesfinanzministeriums
(17/10320, 17/10321), 13 Abgeordnete ent-
hielten sich. Zur symbolischen Kanzler-
mehrheit von 311 Stimmen reichte es nicht:
Nur 301 Parlamentarier der Koalitionsfrak-
tionen von Union und FDP votierten für den
Antrag. Mit ihm stimmten die Abgeordneten
auch der Übertragung der Rechte und Pflich-
ten von der EFSF auf den ESM zu. 
In seiner Regierungserklärung hatte Finanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU) zuvor
mit Nachdruck für die Hilfen geworben. Spa-
nien befinde sich in einer „Ausnahmesituati-
on“ mit der Gefahr von „gravierenden Anste-

ckungsproblemen“ in Europa. Eine  umfäng-
liche und schnelle Hilfe für den spanischen
Finanzsektor sei daher ein „Beitrag zum Er-
halt der Finanzstabilität der Euro-Zone ins-
gesamt“. Der Minister betonte, Spanien sei
mit seinen Renten- und Arbeitsmarktrefor-
men und einem ambitionierten Sparpro-
gramm auf einem „guten Weg“. Mit den EFSF-
Hilfen bekäme das Land die Zeit, die es für
seine Reformen benötige.  Zugleich würden
sie an strenge Auflagen geknüpft. Unter an-
derem müssten sich die in Frage kommen-
den Geldhäuser einer externen Prüfung un-
terziehen und ihre Restrukturierungspläne
von der EU-Kommission genehmigen lassen.
Managerbezüge der Banken würden gede-
ckelt, Geldinstitute, die als nicht lebensfähig
angesehen werden, würden abgewickelt, sag-
te Schäuble. Er stellte zudem klar, dass die

Gelder spanischen Banken nicht direkt ge-
zahlt würden: „Spanien bekommt das Geld
zur Bankenrekapitalisierung, und Spanien
haftet als Staat für die Hilfen aus der EFSF“,
sagte der Minister. Gemeinsame Regeln für
eine „Rekapitalisierung von Banken“ seien
erst auf längere Sicht mit einer gemeinsamen
starken Bankenaufsicht in Europa möglich. 
Auch der Vorsitzende der FDP-Fraktion, Rai-
ner Brüderle betonte, dass im Falle Spaniens
von einer direkten Bankenhilfe keine Rede
sein könne: „Die Möglichkeit von Direkthil-
fen ist klar an die Umsetzung, nicht an die
Ankündigung einer Bankenaufsicht ge-
knüpft“, sagte der Liberale mit Blick auf die
EU-Gipfelbeschlüsse von Ende Juni. Uni-
onsfraktionschef Volker Kauder hob hervor,
dass die Koalition bei ihrer Euro-Stabilisie-
rungspolitik von Anfang an darauf geachtet
habe, dass „Leistung und Gegenleistung, So-
lidität und Solidarität zusammenkommen“
– auch im Falle Spaniens. 

Kein »Kaputtspekulieren« SPD-Fraktions-
chef Frank-Walter Steinmeier warnte indes
davor, die Sanierung von maroden Kreditin-
stituten durch den Rettungsschirm zur Dau-
erlösung zu machen. Es dürfe keine Banken-
rettung um jeden Preis geben: „Wer sich ka-
puttspekuliert hat“, dürfe kein Steuergeld
verscherbeln: „Der muss schlicht und ein-
fach vom Markt.“ Es sei nötig, Staatsrisiken
und Bankenrisiken voneinander zu trennen,
sagte Steinmeier und forderte einen eigenen
Rettungsschirm für Geldinstitute, der über
eine Bankenabgabe, nicht aber über Steuer-
gelder finanziert wird.
Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende
der Linken, Sahra Wagenknecht, warf der Ko-
alition vor, das Geld der Steuerzahler „wie-
der einmal im schwarzen Loch des Finanz-
markts zu versenken“. Es sei ein „verdammt
schlechtes Geschäft“, Banken Kredite zu ge-
ben, die selbst nicht mehr in der Lage seien,
eigene Anleihen auf dem Markt loszuwer-
den. Die Bundesregierung betreibe eine Po-
litik, die „gigantische Wettbuden am Markt“
belasse und wenn es für diese eng würde,
würde sie den Steuerzahler brav für die Ver-
luste haften lassen. 
Der Fraktionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen, Jürgen Trittin, fragte: „Wa-
rum sind wir schon wieder in der Situation,
mit Staatsgeldern eine Bankschuldenkrise zu
managen?“ Die Bundesregierung sei dem
Vorschlag, „endlich einen europäischen
Bankenrestrukturierungsfonds aufzubau-
en“, nicht gefolgt. Nötig sei eine Schulden-
bremse nicht nur für Staaten, sondern auch
für Geldinstitute, eine starke Bankenaufsicht
und eine europäische Einlagensicherung,
die von den Banken selbst finanziert werde,
forderte Trittin. 
Entgegen der eigenen Fraktionslinie votierte
Thomas Silberhorn (CDU) gegen die Hilfen.
Er teilte die Sorge anderer Abgeordneter,
dass die bereitgestellten 100 Milliarden Euro
des EFSF auch für den Ankauf spanischer
Staatsanleihen verwendet werden könnten.
Das Gebot strikter Konditionalität werde
durchbrochen, wenn Spanien Finanzhilfen
gewährt würden, „ohne dass im Gegenzug
angemessene Auflagen für das Land selbst
vereinbart wurden“, sagte Silberhorn. 

Kein Ende in Sicht Das letzte Wort in dieser
Sondersitzung hatte Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU). Der hielt am En-
de seine schon vor dem Sommer formulier-
te Empfehlung „für eine möglichst flexible
Urlaubsplanung“ ausdrücklich aufrecht. Die
nächste Plenarsitzung setzte er „spätestens“
für den 11. September an. Einen Tag darauf
will das Bundesverfassungsgericht urteilen,
ob der geplante dauerhafte Rettungsschirm
ESM überhaupt mit dem Grundgesetz ver-
einbar ist. Heikle Fragen in heiklen Zeiten:
Die Debatte, wie Europa seine Finanzproble-
me in den Griff bekommen kann, werden
die Abgeordneten wohl noch öfter führen
müssen. Alexander Heinrich/Johanna Metz ❚

Geld für Spanien
EURO Mitten in der Sommerpause hat der Bundestag den Weg für
Hilfen freigemacht. Die EZB enttäuscht derweil die Märkte

Eine Bank wankt: Bankia, das viertgrößte spanische Kreditinstitut, hat sich vor allem mit Immobilienkrediten verhoben.
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Transparenz und restlose Aufklärung – das
versprach Hans-Georg Maaßen (49), der
neue Präsident des Bundesverfassungs-
schutzes (BfV),  am Tage seiner Amtsüber-
nahme am 1. August. Maaßen, zuvor Spit-
zenbeamter im Innenministerium und
Nachfolger von Heinz Fromm, der aus Kon-
sequenz aus den Pannen beim BfV zurück-
getreten war, steht vor einer schwierigen
Aufgabe: Er soll den Umbau der zuletzt we-
gen schwerer Versäumnisse bei der Aufklä-
rung der rechtsextremen Terrorzelle Natio-
nalsozialistischer Untergrund (NSU) mas-
siv in die Kritik geratenen Behörde organi-
sieren. 

»Gezielte Aktion« So wurden beim Verfas-
sungsschutz unmittelbar nach Auffliegen
der Terrorzelle im November 2011 Akten
mit Bezug zur NSU vernichtet. Für die Mit-
glieder des Untersuchungsausschusses im
Bundestag steht heute fest, dass die Akten
gezielt geschreddert wurden. Der Vorsitzen-
de des Ausschusses, Sebastian Edathy
(SPD), sprach nach einer Sondersitzung am
19. Juli sichtlich verärgert von einer „Vertu-
schungsaktion“ und forderte zusammen
mit den Obleuten der anderen Fraktionen
von den deutschen Behörden ein sofortiges
Ende der Vernichtung von Akten mit Bezug
zum Rechtsexremismus.  

Inzwischen befassen sich in Bund und Län-
dern vier Untersuchungsausschüsse mit der
Mordserie der Zwickauer Terrorzelle. Zu-
letzt konstituierte sich ein solches Gremium
Anfang Juli in Bayern, wo die Neonazis al-
lein fünf ihrer neun Morde verübt hatten. 
Die Arbeit geht den Parlamentariern nicht
aus: So wurde jetzt bekannt, dass offenbar
zwei Kollegen der von der NSU ermordeten
Polizistin Michèle Kiesewetter Mitglieder ei-
nes baden-württembergischen Ku-Klux-
Klan-Ablegers waren. Kiesewetter war 2007
in Heilbronn während ihres Streifendiens-
tes mit Kopfschüssen getötet worden – mut-
maßlich von den Neonazis Uwe Mundlos
und Uwe Böhnhardt. 
Der Mord an der jungen Polizistin und die
neuerlichen Enthüllungen aus Baden-Wür-
temberg werden am 13. September auch
Thema im Bundestags-Untersuchungsaus-
schuss sein. Zuvor richtet das Gremium am 
11. September sein Augenmerk auf Hessen:
In Kassel hatte die NSU-Zelle im April 2006
den türkischstämmigen Internetcafé-Betrei-
ber Halit Yozgat erschossen. Der ehemalige
Verfassungsschützer T. hatte sich am Tatort
aufgehalten und war sogar verdächtigt wor-
den, in den Mord verwickelt gewesen zu
sein. T. sowie der frühere Direktor des Lan-
desamtes für Verfassungsschutz Hessen sind
als Zeugen geladen. Johanna Metz ❚

Jetzt noch der Ku-Klux-Klan
NSU-AUSSCHUSS Neue Enthüllungen, neue Fragen 

Trauer um
Liselotte Funcke   
NACHRUF „Mit ihrem politischen und par-
lamentarischen Engagement hat sich Lise-
lotte Funcke große Verdienste erworben, um
den Deutschen Bundestag, die Demokratie
und Deutschland“, würdigte Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert (CDU) die FDP-Po-
litikerin. Sie sei eine „engagierte Parlamen-
tarierin“ gewesen. Vergangenen Donnerstag

ist Liselotte Funcke
im Alter von 94 Jah-
ren verstorben. 
Sie wurde als viertes
Kind des Schrauben-
fabrikanten und spä-
teren FDP-Bundes-
tagsabgeordneten
der ersten Wahlperi-
ode Oscar Funcke im
westfälischen  Hagen
geboren. 1946 trat
die Diplom-Kauffrau
selbst in die FDP ein,

für die sie ab 1950 im Düsseldorfer Landtag
saß. 1961 wechselte Funcke in den Bundes-
tag, ab 1972 leitete sie den Finanzausschuss.
Von 1969 bis 1979 bekleidete sie das Amt
der Bundestags-Vizepräsidentin für ihre
Fraktion. Anschließend kehrte die langjähri-
ge stellvertretende FDP-Parteivorsitzende in
die Landespolitik zurück: Unter Minister-
präsident Johannes Rau (SPD) wurde Fun-
cke  Wirtschaftsministerin in ihrer Heimat.
Von 1981 bis 1991 war sie erste Ausländer-
beauftragte der Bundesregierung.          ver ❚

Abstimmung
soll frei sein 
BESCHNEIDUNG Mehrere Bundestagsabge-
ordnete wollen den Fraktionszwang aufhe-
ben, wenn das Parlament über eine gesetz-
liche Regelung zur Beschneidung von Jun-
gen abstimmen sollte. Der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der FDP-Fraktion, Jörg
van Essen, sagte, bei einer so grundsätzli-
chen Frage könne niemand zu einem be-
stimmten Abstimmungsverhalten gezwun-
gen werden. Abgeordnete von SPD, Grünen
und Linken äußerten sich ähnlich. 
In seiner Sondersitzung am 19. Juli hatte
der Bundestag die Regierung aufgefordert,
bis zum Herbst einen Gesetzentwurf vorzu-
legen, der sicherstellt, dass eine „medizi-
nisch fachgerechte Beschneidung von Jun-
gen ohne unnötige Schmerzen grundsätz-
lich zulässig ist“. Dem Antrag (17/10331)
von Union, SPD und FDP stimmten 473
Abgeordnete zu, 97 Parlamentarier, darun-
ter die Linksfraktion und Teile der Grünen,
lehnten ihn ab. 13 enthielten sich. Hinter-
grund ist ein Urteil des Landgerichts Köln,
in dem die Beschneidung eines Vierjährigen
als Körperverletztung gewertet wird. 
Die Redner von Koalition und SPD forder-
ten in der Debatte ein klares Signal an die
jüdischen und muslimischen Gemeinden
in Deutschland: Deren Religionsausübung
müsse weiterhin ermöglicht werden, die Be-
schneidung von Jungen deshalb unter kla-
ren Vorgaben straffrei sein. Jens Petermann
(Die Linke) sah hingegen das Recht des Kin-
des auf körperliche Unversehrtheit und
Selbstbestimmung verletzt. Er forderte, das
frühkindliche Ritual der Beschneidung ins
„Schmerzlos-Symbolische“ zu verschieben
und die Entscheidung über einen Eingriff
den Heranwachsenden zu überlassen.
Justizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) ist gegen ein geson-
dertes Gesetz. Experten sind noch uneins
darüber, ob die Frage im Strafrecht oder
eher im Familienrecht zu regeln ist. joh ❚
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Liselotte Funcke (†)



Herr Schäuble, ja, Sie haben recht:
Wo man im Augenblick auch hin-
kommt, überall in Deutschland

herrscht große Sorge um die Zukunft der
Europäischen Union und unseres gemein-
samen Geldes. Sie haben recht: Die Men-
schen sind verunsichert. Aber sie sind nicht
nur wegen der immer neuen Krisenmeldun-
gen verunsichert, sondern auch zunehmend
verzweifelt, weil sie Hunger nach Erklärun-
gen haben. Sie wollen zum Beispiel Antwor-
ten auf die Fragen: Wie viele Rettungspake-
te braucht es eigentlich noch? Hat dieses
Fass überhaupt einen Boden? Wohin soll
die Reise noch gehen?

Herr Schäuble, ich weiß nicht, der wie-
vielte Versuch eines Mitglieds dieser Bun-
desregierung das eben war, die Politik der
Bundesregierung zu erklären und vor allen
Dingen zu erklären, was noch alles vor uns
liegt. Eine solche Erklärung hat wiederum
nicht stattgefunden. Sie tun es nicht, Frau
Merkel tut es nicht. Ich sage Ihnen: Wer sich
nicht erklärt, der wird auch nicht verstan-
den. Die Leute verstehen einfach nicht
mehr, wohin Sie wollen.

Es ist doch so: Wir hören, auch in diesem
Hohen Hause, seit Monaten immer wieder
dieselbe Geschichte. Das ist die Geschichte
von den disziplinlosen Südeuropäern, den
ökonomischen Hallodris, denen Deutsch-
land nur finanzpolitische Mores lehren
muss, und am Ende wird alles besser wer-
den.

Aber ich sage Ihnen, Herr Gröhe: An die-
se Geschichte – das stellen Sie doch auch
fest, wenn Sie unterwegs sind – glaubt kei-
ner mehr. Auch Ihnen glaubt man sie nicht
mehr.

Deshalb haben Sie diese Geschichte
durch eine zweite Geschichte ergänzt. Das
ist die Geschichte von den roten Linien, die
bei jeder neuen Bewilligung nicht über-
schritten werden dürfen. Mit der Aussage
„Kein Cent für Griechenland“ hat das alles
vor zwei Jahren begonnen.

Das war der Anfang der Rutschbahn; dar-
über klagen Sie intern doch auch.

Ich weiß nicht, wie viele rote Linien in-
zwischen formuliert, wie viele rote Linien
versichert und wie viele rote Linien beto-
niert worden sind. Mit bloßem Schulterzuk-
ken ist in den letzten Monaten noch jede
dieser roten Linien überschritten worden.
Inzwischen verfällt die Halbwertszeit Ihrer
roten Linien nach Tagen. Das ist das ganze

Drama, mit dem Sie in-
tern zu kämpfen haben.

Herr Schäuble, Sie
wissen: Ich unterstelle
Ihnen im Hinblick auf
Europa wahrlich keine
bösen Absichten. Aber
so werden Sie – und lei-
der eben nicht nur Sie –
, so wird die Politik ins-
gesamt die Bevölkerung
auf dem europäischen
Weg verlieren.

Den Gipfel dieser be-
sonderen Art von Regie-
rungskunst haben wir
vor knapp drei Wochen
hier im Deutschen Bun-

destag erlebt: bei der Abstimmung über
ESM und Fiskalpakt.

Einige von uns sind ja schon ein paar Jah-
re in der Politik. Aber das Chaos, das Sie,
Frau Merkel und Herr Schäuble, an jenem
Freitag Ende Juni hier im Bundestag ange-
richtet haben, war bis dahin ohne Beispiel.

In den zuständigen Ausschüssen des
Deutschen Bundestages haben Sie mit Ihrer
Mehrheit noch zwei Tage vor den Abstim-
mungen die Klarstellung durchgesetzt – Sie
haben gesagt, das sei nur eine Klarstellung
–, dass keine Direktfinanzierung von Ban-
ken aus dem ESM stattfinden darf. Weniger
als 48 Stunden später erklärte die Kanzlerin,
die ja von diesen Regierungsfraktionen ge-
tragen wird, in Brüssel das
genaue Gegenteil: Die Di-
rektfinanzierung soll kom-
men.

Es ist sogar so weit ge-
kommen, dass nicht einmal
Ihre eigenen Leute noch
daran glauben. Wir wollen
nicht vergessen: Dreimal
haben Ihnen die Koalitions-
fraktionen bei der Abstim-
mung über den ESM die Ge-
folgschaft verweigert. Drei-
mal, und das in einer so be-
deutsamen Frage! Es hat, meine Damen
und Herren, Kanzler und Regierungen in
der Geschichte dieser Republik gegeben, die
daraus andere Konsequenzen gezogen hät-
ten, als betreten zu schweigen und sich in
die Sommerpause zu retten.

Herr Schäuble – auch das kann ich Ihnen
nicht ersparen –, Sie haben uns noch im
Mai dieses Jahres erklärt, dass Spanien nicht
unter den Rettungsschirm muss, zu einem
Zeitpunkt, als die Spatzen schon das Gegen-
teil von den Dächern pfiffen. Das ist genau
das, was wir Ihnen immer wieder vorgewor-
fen haben: dass Sie die Karten nicht frühzei-
tig, auch für das Parlament durchschaubar,
auf den Tisch legen, sondern lavieren und
taktieren, solange es geht, und Parlament
und Öffentlichkeit im Unklaren lassen. Wer
wollte, der konnte schon im Mai, mit Si-
cherheit aber Anfang Juni wissen, dass Spa-
nien Hilfe brauchen würde.

Wir wissen seit langem: Wir leben nicht
auf einer Insel der Seligen. Die Krise kommt
auch im stärksten europäischen Exportland
an. Eines ist sicher: Wenn die europäischen
Volkswirtschaften, eine nach der anderen,

wirklich ins Trudeln geraten würden, dann
wäre nicht auszuschließen, dass am Ende
auch Deutschland in diesem Strudel mitge-
rissen wird. Wir müssen den Menschen sa-
gen, dass nicht Spanier, Griechen und Por-
tugiesen, sondern wir, wir Deutsche, das
größte Interesse an der Überwindung der
europäischen Krise haben. Wir müssen sa-
gen, dass dieser Weg hart wird, dass er lan-
ge dauern wird und mit erheblichen Lasten,
auch für unser eigenes Land, verbunden
sein wird. Den Menschen dies offen ins Ge-
sicht zu sagen, ist eigentlich nicht Aufgabe
der Opposition. Das wäre Ihre tägliche Auf-
gabe seit Mai 2010 gewesen.

Meine Damen und Herren, ich will nicht
verhehlen, dass viele in meiner Fraktion
überhaupt nicht davon überzeugt sind, dass
wir das Richtige tun. Wenn die Mehrheit
dennoch zustimmt, dann nur deshalb, weil
der Schaden durch eine Verweigerung
Deutschlands gegenüber Spanien auch aus
unserer Sicht katastrophal wäre. Aber damit
ist auch gesagt: Es kann so nicht weiterge-
hen. Die Rettung von Banken durch den
ESM – das müsste auch Ihr Interesse sein –
darf nicht zur Dauerlösung werden. Ich sa-
ge Ihnen: Wer immer es vorhat, es wird kei-
nen direkten Weg von der Spanien-Hilfe zur
dauerhaften Rekapitalisierung von kriseln-
den Banken geben, jedenfalls nicht mit uns.

Das Gegenteil muss doch die Aufgabe
sein. Wir müssen aus diesem Parlament her-
aus Alternativen formulieren. Wir müssen
Staatsrisiken und Bankenrisiken voneinan-
der trennen und endlich Vorschläge für ein
Trennbankensystem oder die Anwendung
der Volcker Rule in Deutschland machen.
Wir müssen Banken untereinander für die
eigenen Risiken einstehen lassen, ohne dass
der Steuerzahler in Zukunft weiterhin bela-
stet wird. Deshalb brauchen wir einen ei-
genständigen Banken-ESM – meinetwegen

für systemrelevante Banken
–, der sich über eine euro-
päische Bankenabgabe fi-
nanziert. Das ist die Alterna-
tive, meine Damen und Her-
ren. Wir dürfen uns da nicht
länger treiben lassen. Wir
müssen Alternativen aufzei-
gen.

Nun weiß ich nicht, wie
das in Ihren Fraktionen so
geht. Aber ich sage Ihnen:
Jede Woche mit neuen
Nachrichten von Praktiken

auf den Finanzmärkten lässt den letzten
Rest von Verständnis für eine Bankenrettung
bei uns schwinden. Es ist ja schlimm genug,
dass Bankenvorstände in der Vergangenheit
ganz offenbar nicht genau wussten, mit wel-
chen Risiken sie wirklich hantieren. Es ist
ein Skandal, dass auch seriöse Institute oder
solche, die sich so bezeichnen, in Europa of-
fensichtlich auf den Niedergang ganzer
Volkswirtschaften gewettet haben. Aber
dass die grenzenlose Gier keinen Halt
macht vor der systematischen Manipulation
von Aktienkursen, das übersteigt doch
wahrscheinlich sogar unsere gemeinsamen
Vorstellungen. 

Mein Abschlusssatz ist nur: Kommen Sie
bitte auf dieses Parlament nicht wieder auf
den letzten Drücker zu. Zurren Sie die Din-
ge nicht endgültig fest, bevor Sie hier ins
Hohe Haus kommen. Sie haben es in den
letzten Wochen gespürt: „Friss oder stirb“,
das geht mit diesem Parlament nicht mehr.
Das wäre das Ende von europäischen Ge-
meinsamkeiten, die es parteiübergreifend
in diesem Hause immer noch gibt. 

Herzlichen Dank.

Die wirtschaftliche Lage in Europa
und darüber hinaus ist immer noch
durch die Verunsicherung auf den

Finanzmärkten über die weitere Entwick-
lung der Euro-Zone belastet. Das kann man
an dem Auf und Ab der Börsen und auch
des Euro-Kurses, die beide von den realen
Geschehnissen zumeist abgekoppelt sind,
ablesen.

Wir haben seit Ausbruch der Vertrauens-
krise mit umfassenden finanz- und wirt-
schaftspolitischen Reformmaßnahmen in
den betroffenen Ländern und mit der Schaf-
fung leistungsfähiger Strukturen und Kon-
trollmechanismen für die gemeinsame Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik in der Euro-
Zone erhebliche Fortschritte gemacht. Das
ist unbestritten. Aber die Rückgewinnung
verloren gegangenen Vertrauens dauert und
kann nur Schritt für Schritt erfolgen.

Deshalb hat die Bundesregierung immer
wieder darauf hingewiesen, dass es trotz al-
ler zwischenzeitlichen Erfolge zu weiteren
Inanspruchnahmen der europäischen Fi-
nanzierungsinstrumente kommen kann, al-
so der Finanzierungsinstrumente, mit de-
nen Mitgliedstaaten der Euro-Zone die für
den Erfolg von Reformmaßnahmen not-
wendige Zeit verschafft werden soll.

Die spanische Regierung hat am 25. Juni
einen Antrag auf Finanzhilfe gestellt. Spa-
nien sieht sich aufgrund der hohen Nervo-
sität der Finanzmärkte nicht in der Lage, die
aus der Immobilienblase resultierenden
Verwerfungen im spanischen Bankensektor
alleine zu bewältigen. Diese Einschätzung
haben die Europäische Kommission, die
Europäische Zentralbank, die Europäische
Bankenaufsichtsbehörde, EBA, und der In-
ternationale Währungsfonds bestätigt. Es
wird an den Märkten bezweifelt, ob es dem
spanischen Staat gelingen kann, die Proble-
me in seinem Bankensektor zu lösen, ohne
dabei seine eigene Zahlungsfähigkeit zu ge-
fährden. Schon der Anschein einer Gefähr-
dung der nachhaltigen Zahlungsfähigkeit
des spanischen Staates kann zu gravieren-
den Ansteckungseffekten im Euro-Raum
führen. Dadurch werden die Probleme im
spanischen Bankensektor zu einem Pro-
blem der Finanzstabilität der Euro-Zone.

Wir haben für solche Fälle im vergange-
nen Jahr das Instrument der Gewährung
von Finanzhilfen der Europäischen Finanz-
stabilisierungsfazilität, EFSF, an Staaten zur
Restrukturierung und Rekapitalisierung von

Banken geschaffen. Die
Bundesregierung ist
nach sorgfältiger Prü-
fung zu der Auffassung
gekommen, dass die
Voraussetzungen für die
Inanspruchnahme die-
ser Hilfen vorliegen,
dass die mit der Hilfe
verbundenen Auflagen
geeignet sind, das spani-
sche Bankenproblem
nachhaltig zu lösen, und
dass wir ein starkes Inte-
resse daran haben, Spa-
nien zu ermöglichen,
seinen erfolgverspre-
chenden Weg grundle-

gender wirtschafts- und finanzpolitischer
Reformen aus eigenem Antrieb weiterzuver-
folgen.

Spanien ist mit seinen Anstrengungen zur
Defizitreduzierung und der Umsetzung von
tiefgreifenden Strukturreformen insgesamt
auf einem guten Weg, wieder zu soliden
Staatsfinanzen und zu einer wettbewerbs-
und wachstumsfähigen Wirtschaft zurück-
zufinden; aber dieser Erfolg ist durch die
Unsicherheit im Bankensektor gefährdet.

Das Land hat sich im September vergan-
genen Jahres neue verfassungsrechtliche Fis-
kalregeln ähnlich der Schuldenbremse un-
seres Grundgesetzes gegeben, Regeln, die
für alle staatlichen Ebenen grundsätzlich
strukturell ausgeglichene
Haus-halte vorschreiben. In
der letzten Woche hat die
spanische Regierung ein
Konsolidierungspaket mit
Ausgabenkürzungen und
Einnahmesteigerungen,
auch mit einer Anhebung
der Mehrwertsteuer von 18
auf 21 Prozent, in einem Vo-
lumen von insgesamt 56
Milliarden Euro über die
nächsten zweieinhalb Jahre
vorgestellt. Mit dieser Hilfe will Spanien die
Vorgabe im europäischen Defizitverfahren
erfüllen, sein übermäßiges Defizit bis 2014
abzubauen.

Zur Verbesserung seiner Wettbewerbsfä-
higkeit hat das Land grundlegende Arbeits-
marktreformen ergriffen. Dazu zählen zum
Beispiel Maßnahmen zur Verringerung der
starken Abschottung zwischen befristeten
und unbefristeten Beschäftigungsverhält-
nissen oder zur Flexibilisierung des Lohn-
findungsverfahrens. Bei einer Arbeitslosig-
keit von über 20 Prozent und einer Jugend-
arbeitslosigkeit von mittlerweile über 50
Prozent muss es das vorrangige Ziel sein, al-
len zu ermöglichen, sich ihren Lebensunter-
halt selbst zu erwirtschaften. Auch das Ren-
tensystem wird überholt, zum Beispiel
durch die Einschränkung von Frühverren-
tungen. Es wird eine Reform der Pflegever-
sicherung mit dem Ziel der Kostenrationa-
lisierung geben.

Diese von Spanien ergriffenen strukturel-
len Reformen sind richtig, und sie sind not-
wendig; Spanien kommt an ihnen so wenig
vorbei wie andere Staaten, die inmitten von
Reformprozessen stehen. Aber das kann nur

funktionieren, wenn auch die Probleme im
Bankensektor gelöst werden. Da geht es dar-
um, einen Teufelskreis zwischen Staats- und
Bankenrisiken zu durchbrechen: Einerseits
wird die Stabilität der spanischen Banken
infrage gestellt, weil der spanische Staat oft-
mals für die Lösung der Bankenprobleme
als finanziell zu schwach wahrgenommen
wird. Andererseits folgt diese Wahrneh-
mung von angeblicher Finanzschwäche des
Staates allein aus der Sorge um mögliche
Einstandspflichten bei den Banken.

Um die Unsicherheit zu reduzieren, hat
Spanien seinen gesamten Bankensektor ei-
ner externen Evaluation unterzogen. Wir
wissen aus dieser Evaluation, in welcher
Größenordnung Kapitalverstärkungen im
Zuge von Restrukturierungen notwendig
sein werden. Die Hilfen und die Vorgaben
der Restrukturierung des Bankensektors
werden vom spanischen Restrukturierungs-
fonds FROB gemanagt. Spanien stellt den
Antrag, Spanien bekommt das Geld zur
Bankenrekapitalisierung, und Spanien haf-
tet als Staat für die Hilfen aus der EFSF.

Das jetzige Programm ändert nichts dar-
an, dass der spanische Staat seinen eigenen
laufenden Finanzierungsbedarf weiter ganz
regulär selber am Markt refinanzieren kann
und refinanzieren wird. Eine zügige Um-
strukturierung der in Schieflage geratenen
spanischen Finanzinstitute ist deshalb
wichtig, um den Kapitalmarktzugang des
spanischen Staates zu tragbaren Zinssätzen
sicherzustellen und Ansteckungseffekte auf
andere Staaten in der Euro-Zone zu unter-
binden.

Aufgrund der Schwäche einiger spani-
scher Banken ist in einem insgesamt unsi-
cheren Marktumfeld mit hohen Zinssätzen
für die staatliche Kreditaufnahme Spaniens
die Finanzstabilität der gesamten Euro-Zo-
ne gefährdet. Ohne die extreme Verunsiche-

rung der Finanzmärkte wäre
Spanien in der Lage, seinen
Bankensektor allein in Ord-
nung zu bringen. Aber wir
haben eben eine Ausnah-
mesituation, und in dieser
Ausnahmesituation helfen
wir dem spanischen Staat,
gegen die übermäßige Ner-
vosität der Finanzmärkte,
und wir leisten damit einen
Beitrag zum Erhalt der Fi-
nanzstabilität der Euro-Zo-

ne insgesamt.
Ich bin überzeugt, dass wir auf einem gu-

ten Weg sind, die Probleme in der Euro-Zo-
ne zu überwinden und die Basis für eine so-
lide Währungsunion mit einem nach außen
und innen weiterhin stabilen Euro zu schaf-
fen. Wir wissen, dass unsere Mitbürger in ei-
nem hohen Maße durch die ständigen Kri-
senmeldungen verunsichert sind.

Deshalb müssen wir wieder und wieder
erklären, welche großen Vorteile die euro-
päische Integration einschließlich der ge-
meinsamen Währung für alle Europäer und
nicht zuletzt, sondern vor allem für uns
Deutsche hat, Vorteile, die unter gar keinen
Umständen gefährdet werden dürfen.

Genauso wichtig ist es, dass nicht ständig
unrealistische Erwartungen geschürt und
anschließend enttäuscht werden, sondern
dass wir beharrlich und Schritt für Schritt
die notwendigen Maßnahmen umsetzen.
Nur so können wir Vertrauen zurückgewin-
nen. 

Heute geht es darum, Spanien für die Lö-
sung seiner Bankenprobleme die nötige Zeit
zu verschaffen. Dafür bitte ich um Ihre Zu-
stimmung.
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Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister für Finanzen:

Spanien bekommt das Geld
und Spanien haftet
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Frank-Walter Steinmeier, SPD:

Dieses Parlament muss
Alternativen formulieren
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Bankenhilfe statt Ostseestrand

PLENARDEBATTE
In der Debatte sprachen im Anschluss
an die Regierungserklärung von Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble
insgesamt 18 Redner der fünf Bundes-
tagsfraktionen.
Mit 473 Ja-Stimmen bei 97 Nein-Stim-
men und 13 Enthaltungen stimmte der
Bundestag für die Garantien.
In dieser Sonderausgabe der „Debat-
tendokumentation“, die normalerwei-
se als extra Heft dieser Zeitung bei-
liegt, kommen aus Platzgründen ledig-
lich fünf Redner, einer pro Fraktion, zu
Wort. Darüber hinaus sind die Reden in
sich gekürzt. Die Reden in voller Länge
sind jederzeit abrufbar über die Inter-
netseite des Bundestags www.bundes-
tag.de als Protokoll und außerdem 
in der Mediathek als audiovisuelle 
Beiträge.

SONDERSITZUNG Am 19. Juli unterbrach
der Bundestag seine Sommerpause und

billigte die Garantie Deutschlands 
für das europäische Hilfsprogramm 

für marode spanische Banken.

»Die Rückgewin-
nung verloren
gegangenen

Vertrauens dauert
und kann nur

Schritt für 
Schritt erfolgen.«

»Wir wissen seit
langem: Wir leben

nicht auf einer
Insel der Seligen.
Die Krise kommt
auch im stärksten

europäischen
Exportland an.«
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Herr Steinmeier hat kürzlich behaup-
tet: Die SPD sagt, was ist. Das war
Ferdinand Lassalle in Kurzform.

Sie, Herr Steinmeier, hätten heute die
Möglichkeit gehabt, zu sagen, was ist. Sie
haben es nicht gemacht. Sie haben ver-
schwiegen, bemäntelt. Aber wer Lassalle zi-
tiert, legt die Latte hoch. Sie sind heute be-
quem unter ihr durchgelaufen. Sagen Sie
doch einmal, was ist. Was ist mit dem toten
Rennen der Kanzlerkandidatur? Was ist mit
dem Rückwärtsgang bei der Rente mit 67?

Was ist mit Ihrer Steuererhöhungspolitik?
Was ist mit Ihrer Vergemeinschaftung von
Schulden, Stichwort Euro-Bonds?

Die Fraktionen im Deutschen Bundestag
haben sich weitreichende Rechte der Parla-
mentsbeteiligung erkämpft. Rechte bedeu-
ten auch mehr Pflichten. Rechte bedeuten
auch Verantwortung. Diese Sondersitzung
ist ein starkes Zeichen unserer Demokratie.
Wir Parlamentarier tun unsere Pflicht. Wir
Parlamentarier nehmen unsere Verantwor-
tung wahr.

Wir beschließen heute das Hilfspro-
gramm für Spanien. Das ist keine leichte
Entscheidung. 

Aber wir wissen: Wir müssen den Teufels-
kreis aus Schuldenkrise und Bankenkrise
durchbrechen. Im Moment schwappt die ei-
ne Krise immer wieder in die andere hin-
über. Deshalb brauchen wir Dämme und

Dränagen. Spanien lei-
det unter den Folgen der
Immobi-lienblase. Spa-
nien hat strukturelle
Schwächen. Aber Spa-
nien ist nicht Griechen-
land.

Spanien hat noch vor
kurzem eine niedrigere
Schuldenquote als
Deutschland gehabt.
Spanien hat industrielle
Kerne und attraktive
Dienstleistungssekto-
ren. Realwirtschaft kann
sich aber nicht von der
Finanzwirtschaft abkop-
peln. 

Realwirtschaft braucht Kredite. Deshalb
hat Spanien nur eine Chance, wenn es den
Bankensektor in Ordnung bringt. Dafür hat
es Hilfe bei den Euro-Part-
nern beantragt.

Deutschland ist bereit, zu
helfen. Aber wir halten uns
an den Grundsatz: Keine
Leistung ohne Gegenlei-
stung! Die Bundesregierung
und die europäischen Part-
ner haben Spanien ein
knackiges Pflichtenpaket
auferlegt.

Spanien verpflichtet sich,
eine Bad Bank zu schaffen.
Spanien hat sich verpflich-
tet, strenge Stresstests für den gesamten
Bankensektor durchzuführen. Danach wird
entschieden, welche Institute abgewickelt
werden.

Spanien hat sich zu weitreichenden
Strukturreformen verpflichtet, etwa auf dem
Arbeitsmarkt. Spanien hat ein Sparpaket
von 65 Milliarden Euro angekündigt. Das
sind klare Signale.

Eine direkte Bankenhilfe ist nicht verein-
bart worden; Finanzminister Schäuble hat
das noch einmal ausdrücklich bestätigt. Auf
dem Gipfel wurde ausdrücklich beschlos-
sen: Erst wird eine europäische Bankenauf-
sicht geschaffen. Ich erkläre für meine Frak-

tion: Es wird nicht reichen, wenn der Wäh-
rungskommissar im September Vorschläge
dazu macht. Die Möglichkeit von Direkthil-
fen ist klar an die Umsetzung und nicht an
die Ankündigung einer Bankenaufsicht ge-
knüpft.

Das haben die Kanzlerin und der Finanz-
minister öffentlich immer wieder gesagt.
Die Fraktionen vertrauen der Regierung.
Notfalls werden wir das anmahnen. Hier ist
dann unser parlamentarisches Selbstver-
ständnis gefordert.

Ich erkläre für meine Fraktion außerdem:
Ohne eine europäische Bankenaufsicht mit
harten Durchgriffsrechten sind direkte Ban-
kenhilfen überhaupt keine Option.

Privates Eigentum, Haushaltsautonomie
und Geldwertstabilität sind unsere wirt-
schaftlichen und rechtsstaatlichen Vorräte.

Meine Damen und Herren, die Menschen
im Land machen sich Sorgen um die Geld-
wertstabilität. Wir alle hier haben den Men-
schen versprochen, der Euro werde genauso
stabil sein, wie es die D-Mark war, und die
Europäische Zentralbank werde genauso
unabhängig sein, wie es die Deutsche Bun-
desbank war und ist. Das müssen wir auch
einhalten. 

Zweimal haben die Deutschen ihre Geld-
werte verloren, und zwar durch zwei Wäh-

rungsreformen. Inflation
stand am Anfang und am
Ende der unseligsten Zeit
der deutschen Geschichte.
Deshalb ist unsere Mitgift
für Europa Sensus für Geld-
wertstabilität und die Schaf-
fung der Voraussetzungen
dafür. 

Mit einer Schuldenunion
aus Euro-Bonds schaffen wir
das nicht, mit einer Haf-
tungsunion, in der die deut-
schen Sparkassen für Groß-

banken in Spanien und sonst wo einstehen,
auch nicht, mit einer Inflationsunion –
Stichwort „Banklizenz für den ESM“ – auch
nicht.

Von Deutschland wird Orientierung und
auch ein Stück Führungsverantwortung ge-
fordert. Führungsverantwortung heißt aber
nicht, der liebe Onkel oder die nette Tante
zu sein und ständig Bonbons zu verteilen,
sondern durch ein gutes Beispiel Orientie-
rung zu geben. Deutschland setzt ein gutes
Beispiel. 

Wir bringen unsere Wirtschaftsstärke,
aber auch unsere Stabilität ein. 

Das ist der richtige Pfad für Europa.

Rainer Brüderle, FDP:

Das ist der richtige 
Pfad für Europa
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Wir sind also wieder einmal zusam-
mengekommen, um Milliarden,
die die Steuerzahlerinnen und

Steuerzahler hart erarbeitet haben, im
schwarzen Loch des Finanzmarkts zu ver-
senken. Der einzige Fortschritt ist immer-
hin, dass Sie diesmal wenigstens offen zu-
geben, worum es geht: Nicht um Hilfszah-
lungen an Länder, die ihnen vielleicht dabei
helfen können, ihre Krise zu meistern oder
ihre riesige Jugendarbeitslosigkeit zu be-
kämpfen, sondern es geht wieder einmal
nur um Hilfszahlungen für Banken, die an-
dere Banken, Hedgefonds und private
Großanleger vor Verlusten schützen sollen.

Bis zu 48 Milliarden Euro kann die heu-
tige Entscheidung den deutschen Steuer-
zahler kosten. Das ist etwa das Vierfache
dessen, was der Bund jährlich in seinem
Etat für Bildung und Forschung ausweist.
Insoweit muss man schon sagen: Es war
wirklich ungerecht, dass Frau Merkel in
Europa einmal „Madame Non“ genannt
wurde. Wenn es um Banken und darum
geht, Steuergeld für Banken zu verbrennen,
dann war Madame Merkel – und sie ist es
bis heute – leider immer „Madame Oui“.

Gleichzeitig singen Sie aber – diese Regie-
rung macht das heute ja wieder – das Man-
tra von Haushaltsdisziplin und Haushalts-
konsolidierung. Sie zwingen die Bundeslän-
der, Polizisten und Lehrer zu entlassen, um
eine sogenannte Schuldenbremse einzuhal-
ten. Verarmte Kommunen verkloppen Kran-
kenhäuser und Wohnungen und schließen
eine kommunale Einrichtung nach der an-
deren. Ich sage Ihnen aber: So viele Theater,
Bibliotheken und Schwimmbäder gibt es in
ganz Deutschland nicht, dass man durch ih-
re Schließung die gigantischen Summen
wieder hereinholen könnte, die Sie hier mit

jeder einzelnen Ent-
scheidung verpulvern.

Erzählen Sie doch nie-
mandem, dieses Geld sei
nicht in Gefahr. Es ist na-
türlich in akuter Gefahr.
Ich bin zwar lange nicht
so marktgläubig, wie Sie
das sind. Aber gibt es Ih-
nen nicht zu denken,
dass die Banken, deren
Risikokapital Sie jetzt
mit deutschem Steuer-
geld aufstocken wollen,
am privaten Markt seit
langem nicht einmal
mehr Anleihen platzie-
ren können? Das spricht

doch wohl sehr dafür, dass Sie sich hier auf
ein verdammt schlechtes Geschäft einlas-
sen.

Ich finde, Sie müssen sich auch einmal
entscheiden. Sie wollen doch den Kapitalis-
mus auch im Finanzbereich, also private
Banken und ein marktwirtschaftlich organi-
siertes Finanzsystem.  

Dann müssen Sie aber
auch die Regeln anerken-
nen, die in der privaten
Wirtschaft nun einmal gel-
ten. Eine der Kernregeln ist,
dass Investoren für ihre Ver-
luste haften, nicht der Steu-
erzahler.

Jeder kleine Unterneh-
mer, der eine falsche Investi-
tionsentscheidung trifft,
muss am Ende dafür bü-
ßen.

Wenn Sie uns jetzt sagen:
„Na ja, Bankenpleiten kann man nicht ver-
antworten, das hat solche gesamtwirtschaft-
lichen Folgen“, dann seien Sie doch nur ein-
mal konsequent. Dann akzeptieren Sie, dass
Finanzen ein öffentliches Gut sind, das eben
nicht privater Renditejagd überlassen wer-
den darf.

Dann akzeptieren Sie, dass der Finanzsek-
tor öffentlich und gemeinwohlorientiert or-
ganisiert werden muss, dass Finanzen so
wenig auf einen Markt gehören wie Gesund-
heit, Bildung und viele andere elementare
Güter. Genau das fordert die Linke ja seit
langem.

Aber das, was Sie machen, gigantische
private Wettbuden am Markt zu belassen,
die alle Freiheiten haben, die Ersparnisse
mit waghalsigen Geschäften zu verzocken,
sich an jeder Blase zu beteiligen, um maxi-

male Rendite herauszuschinden, und im-
mer dann, wenn es eng wird, den Steuer-
zahler kommen und brav für die Verluste
haften zu lassen, also Sozialismus für die
Bankvorstände und Vermögenden und Ka-
pitalismus für den Rest der Bevölkerung,
das ist wirklich ein absurdes und krankes
Modell.

Ich muss auch sagen: Dass sich SPD und
Grüne jedes Mal dazu hergeben, der Regie-
rung für diesen Bankensozialismus die nö-
tige Mehrheit zu sichern, die sie gar nicht
mehr hätte ohne sie, das ist wirklich ein ein-
ziges Trauerspiel.

Ich kann die Phrase nicht mehr hören:
Die Finanzmärkte dürfen nicht beunruhigt
werden. 

Ob die Menschen beunruhigt werden, ob
die Demokratie ausgehebelt wird, ist alles
nicht so wichtig, solange nur die Finanz-
märkte bei Laune bleiben. Ich finde es
schon ziemlich skrupellos, wie teilweise ver-
sucht wurde, sogar das Bundesverfassungs-
gericht mit Rücksicht auf Finanzmarktinter-
essen unter Druck zu setzen.

Tatsächlich brauchen Spanien und auch
Italien – das wird das nächste Land sein –
unser Steuergeld nicht.

Was sie wirklich brauchen, ist erstens ein
regulierter Finanzsektor, in dem Investoren
und Gläubiger für die Verluste der Vergan-
genheit haften. Zweitens müssen sie endlich
unabhängig von der Zinstreiberei der Fi-
nanzmärkte werden. 

Ich sage Ihnen: Wenn sie sich tatsächlich
zu dem gleichen Zinssatz
wie die privaten Banken fi-
nanzieren könnten, näm-
lich zu 0,75 Prozent, und
wenn sie nicht mehr für die
Verluste ihrer Banken haften
müssten, dann hätten diese
Länder so gut wie keine De-
fizite mehr.

Ich nenne Ihnen noch
zwei Zahlen, um deutlich zu
machen, wo das Geld liegt.
Die europäischen Staaten
haben aktuell eine Staats-

verschuldung von 11 Billionen Euro. 
Die privaten Vermögen in Europa betra-

gen 13 Billionen Euro, und zwei Drittel be-
sitzen die oberen 10 Prozent. Das heißt, Sie
können spielend die Spareinlagen von 90
Prozent der Bevölkerung in Europa sichern
und Sie können sogar noch die Staatsver-
schuldung reduzieren, wenn Sie bereit sind,
die Reichen mit ihrem Vermögen dafür haf-
ten zu lassen. Das wäre tausendmal besser
als Ihr Schuldensumpf, die ganzen Kür-
zungsdiktate und die Ausplünderung der
Steuerzahler. 

Die Linke jedenfalls wird heute wieder ge-
schlossen gegen diese erneute milliarden-
schwere Bankenrettung stimmen; denn wir
sind überzeugt: So kann und so darf es in
Europa nicht weitergehen. 

Ich danke Ihnen.

Sahra Wagenknecht, Die Linke:

So darf es in 
Europa nicht weitergehen
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Wir haben hier im Deutschen Bun-
destag den ersten Rettungsschirm
beschlossen, um einen Beitrag lei-

sten zu können, unsere Währung, den Euro,
zu schützen und zu stabilisieren. Wir haben
diesen Rettungsschirm doch geschaffen, um
ihn dann einzusetzen, wenn es notwendig
ist.

Frau Wagenknecht, die Linke hat damals
nicht zugestimmt. Deswegen ist es gar kein
Wunder, dass Sie auch jetzt nicht zustim-
men.

Es wundert mich überhaupt nicht, dass
Sie das erste Mal nicht zugestimmt haben
und auch jetzt nicht zustimmen werden;
denn das, was damals Sie und die SED als
ökonomisches Konzept in der DDR ge-
macht haben, hat dazu geführt, dass die
Bürgerinnen und Bürger Sie rausgeschmis-
sen haben.

Wissen Sie, Sie sollten hier nur ein einzi-
ges Mal auftreten und den Satz sagen: Wir
haben nachgedacht und erkannt, was wir al-
les falsch gemacht haben.

Aber das bringen Sie ja überhaupt nicht
fertig. Dazu sind Sie gar nicht in der Lage.

Wir haben damals ganz klar formuliert,
unter welchen Voraussetzungen und Bedin-
gungen wir bereit sind, diese Euro-Stabili-
sierung vorzunehmen. Wir haben dies mit-
einander so beschlossen, indem wir gesagt
haben: Es müssen Leistung und Gegenlei-

stung, Solidität und So-
lidarität zusammen-
kommen. Deswegen ist
doch völlig klar: Die
heutige Zustimmung zu
dem Antrag, Spanien bei
der Rekapitalisierung
seiner Banken zu unter-
stützen, ist mit entspre-
chenden Konditionen
verbunden.

Ich kann mich nur
wundern: Immer bei
dem Satz „Es muss etwas
verändert werden, es
kann nicht so weiterge-
hen wie bisher“ kommt
aus der linken Hälfte des

Deutschen Bundestags ein Stöhnen. Man
kann doch nicht sagen, dass die Griechen
und andere so hervorragend gewirtschaftet
haben, dass nichts verändert
werden muss. Ich kann Ih-
nen nur sagen: Es gehört mit
dazu, dass wir dies dort, wo
etwas falsch gelaufen ist, sa-
gen. Bloß Hilfe zu geben
nach dem Motto: „Nur nicht
sagen, was falsch gelaufen
ist“, wird zu keiner Lösung
in Europa führen.

Ich gehöre – darauf habe
ich schon einmal hingewie-
sen – der ersten Nachkriegs-
generation an, die eine gro-
ße Vision hatte: ein stabiles Europa ohne
Grenzen, ein Europa des Friedens. Es sollte
nie wieder Krieg von diesem Europa ausge-
hen. Deswegen fühle ich mich diesem
Europa in besonderer Weise verpflichtet, ge-
nauso wie viele, viele von uns hier. Wir wol-
len dieses Europa erhalten; wir wollen es
stabilisieren. Aber damit dies gelingt, müs-
sen sich auch alle an die Spielregeln halten,
die wir miteinander vereinbart haben.

In diesem Punkt bin ich der Bundesregie-
rung, namentlich Angela Merkel und Wolf-
gang Schäuble, dankbar. Ich muss dies aber
auch immer wieder sagen: Ein Teil der Pro-
bleme ist in Europa entstanden – das gehört

zur Wahrheit und zur Analyse, um daraus
die Konsequenzen zu ziehen –, weil man
sich, wenn es ernst wurde, nie an die Regeln
gehalten hat, die man selber vereinbart hat.
Ich will gar nicht die aktuelle Ausgabe des
Spiegels zitieren. Lesen Sie von der SPD ein-
mal ganz genau nach! Dann wissen Sie, was
damals infolge des brutalen Regelbruchs
und der Aufgabe der Stabilitätskriterien pas-
siert ist.

Noch zu einem anderen Punkt. Wir ha-
ben auch klipp und klar gesagt, warum wir
diese Maßnahmen ergreifen. Ich bin
manchmal sehr überrascht, wie hier daher-
geredet wird. Der Euro ist unsere Währung,
und wir haben allen Grund, unsere Wäh-
rung zu stabilisieren und zu schützen. Ich
bin wirklich heilfroh, dass wir sagen kön-
nen: Wir haben keine Euro-Krise, wir haben
eine Staatsschuldenkrise.

Das ist der entscheidende Punkt. Wir wer-
den alles tun, um diese Währung zu schüt-
zen.

Wir haben in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008/2009 dafür sorgen kön-
nen, dass die Spareinlagen der Menschen
gesichert sind. In Spanien waren es Sparkas-
sen aus dem regionalen Bereich – genauso,
wie es bei uns welche gibt –, die zu einer
Bank zusammengeschlossen wurden. Wer

leichtfertig daherschwätzt,
es werde den Banken Geld
gegeben, um sie zu stützen,
um Kapitalisten zu stützen,
der vergisst durchweg, dass
auf diesen Banken die Spar-
vermögen unserer Bürgerin-
nen und Bürger liegen.
Wenn diese Banken in
Schieflage kämen, wären
unsere Bürgerinnen und
Bürger in erster Linie betrof-
fen. Deswegen ist es richtig,
was wir heute machen. Wir

tragen zu einer Stabilisierung in Europa bei.
Wenn ich mir anhöre, welche Konzepte

auch gestern wieder im Haushaltsausschuss
– vorgeschlagen werden: 

Altschuldenfonds, Vergemeinschaftung
und vieles andere mehr –, dann muss ich sa-
gen: Ich bin zwar dankbar dafür, dass wir in
diesem Parlament eine gesamteuropäi-sche
Verantwortung tragen – ja, Herr Kollege
Steinmeier und Herr Trittin, das stimmt; da-
für bin ich dankbar –, aber wenn ich höre,
welche Lösungsvorschläge Sie darüber hin-
aus haben, bin ich dankbar dafür, dass eine
christlichliberale Koalition dieses Land 
regiert.

Volker Kauder, CDU/CSU:

Der Euro ist 
unsere Währung

©
 D

BT
/M

ar
c-

St
ef

fe
n 

Un
ge

r

Lieber Kollege Kauder, in Ihrer Dank-
barkeit sollten Sie vielleicht nicht
übersehen, dass diese christlich-libe-

rale Koalition, wie Sie sich selber eben be-
zeichnet haben, in entscheidenden Abstim-
mungen in diesem Hause keine Mehrheit
mehr gehabt hat; das ist der Kern.

Wenn Sie sagen – möglicherweise wäre
ich hier mit Ihnen sogar einer Meinung –,
man müsse die Ausgaben stärker auf Inve-
stitionen konzentrieren, dann frage ich Sie,
lieber Herr Kauder: Wie kommen Sie denn
dann auf die Idee, eine neue, milliarden-
schwere Subvention in Form des Betreu-
ungsgelds auf den Weg zu bringen? Was hat
denn das mit finanzieller Solidität zu tun?

Angesichts der spanischen Entwicklung,
Herr Kauder, sich hier hinzustellen und die
Geschichte von der Staatsschuldenkrise zu
wiederholen, das ist schon abenteuerlich.

2007 lag die spanische Verschuldungsquo-
te bei 36 Prozent. Selbst heute ist die staatli-
che Verschuldungsquote in Spanien niedriger
als in der Bundesrepublik Deutschland unter
der angeblichen Sparkanzlerin Angela Merkel.
In Spanien haben wir es genau genommen
mit etwas anderem zu tun. Spanien ist in die
Krise geraten, weil eine Immobilienblase ge-
platzt ist und weil wir dort eine Bankenkrise
und eine Bankschuldenkrise haben. Das ist
das Problem, um das es in Spanien geht.

Die spanische Gesellschaft befindet sich
jetzt in der Situation, dass sie angesichts der
geplatzten Immobilienblase nicht mehr in
der Lage ist, mit den Folgen dieser Entwick-
lung klarzukommen und ihren außer Kon-
trolle geratenen Sparkassensektor – liebe
Kollegin Wagenknecht, darum geht es im
Wesentlichen; das sind doch die Banken,
die Sie eigentlich befürworten – in den Griff
zu bekommen.

Das versucht Spanien
nun in einer schweren
wirtschaftlichen Krise.
Worin besteht diese wirt-
schaftliche Krise? Zum
Beispiel darin, dass nicht
genügend investiert
wird. Warum wird nicht
genügend investiert?
Weil für Unternehmen
unter den Bedingungen
zusammenbrechender
Sparkassen eine Fremd-
kapi ta l f inanzierung
kaum noch möglich ist.
Das ist eine der Ursa-
chen für die Rezession;
das ist eine der Ursachen

für eine fast 50-prozentige Jugendarbeitslo-
sigkeit in diesem Land.

Das heißt für uns: Wer die Rezession in
Spanien überwinden will, der muss mit da-
für Sorge tragen, dass dieser marode Ban-
kensektor restrukturiert wird. 

Ich glaube, es ist richtig, zu versuchen,
Spanien zu helfen. Aber es wird auch not-
wendig sein, aus dieser Entwicklung zu ler-
nen. Warum sind wir schon wieder in der
Situation, mit Staatsgeldern eine Bank-
schuldenkrise – denn darum geht es hier –
managen zu müssen? Das ist deswegen der
Fall, weil Sie bis heute unserem Ratschlag,
unserer Forderung, endlich einen europäi-
schen Bankenrestrukturierungsfonds aufzu-
bauen, nicht gefolgt sind. Das ist der Kern.

Wenn man aus dieser Entwicklung lernen
will, dann gibt es nur eine Konsequenz, und
die lautet: Wir brauchen zügig eine europäi-
sche Bankenunion, wir brauchen zügig eine
exekutiv wirksame europäische Bankenauf-
sicht, wir brauchen eine Schuldenbremse
nicht nur für Staaten, sondern auch für Ban-
ken, und wir brauchen eine von den Ban-
ken über eine Abgabe finanzierte europäi-
sche Einlagensicherung. 

Das ist es, was wir in Europa brauchen,
und das heißt, aus dieser Krise, aus dieser
Hilfssituation endlich zu lernen und Konse-
quenzen zu ziehen.

Jürgen Trittin, Bündnis 90/Die Grünen:

Wir brauchen eine 
europäische Bankenunion
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Weitere Informationen: www.nomos-shop.de/13584
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»Diese Sonder-
sitzung ist ein

starkes Zeichen
unserer Demo-

kratie. Wir
Parlamentarier

nehmen diese Ver-
antwortung war.«

»Wir haben keine
Euro-Krise,

wir haben eine
Staatsschulden-

krise. Wir werden
alles tun, um 

diese Währung 
zu schützen.«

»Ob die 
Demokratie 

ausgehebelt wird,
ist  nicht so 

wichtig, solange
nur die

Finanzmärkte bei
Laune bleiben.«
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>Albert Nehm ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1978-1990,
SPD
Am 14. Juli starb Albert Nehm im Alter von
80 Jahren. Der aus dem hessischen Baunatal
stammende Stellmacher und Gewerkschafter
wurde 1954 SPD-Mitglied. Der langjährige
Direktkandidat des Wahlkreises Werra-Meiß-
ner arbeitete ausschließlich im Haushalts-
ausschuss mit.

>Günter Maleuda ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
parteilos
Am 18. Juli starb Günther Maleuda im Alter
von 81 Jahren. Der promovierte Agrarwissen-
schaftler trat 1950 in der DDR der Demokra-
tischen Bauernpartei Deutschlands bei und
wurde 1987 Parteivorsitzender. Maleuda,
von 1981 bis 1990 Volkskammermitglied,
zog 1994 als Parteiloser auf der Liste der PDS
in den Bundestag ein. Er saß im Landwirt-
schaftsausschuss.

>Paul Röhner
Bundestagsabgeordneter 1965-1982,
CSU
Am 7. August wird Paul Röhner 85 Jahre alt.
Der ehemalige Bamberger Oberbürgermeister
von 1982 bis 1994 trat 1965 der CSU bei und
gehörte von 1975 bis 1989 dem Landesvor-
stand und dem CSU-Präsidium an. Röhner  war
von 1975 bis 1982 Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der CDU/CSU-Fraktion.

>Volker Schemmel
Bundestagsabgeordneter 1990, SPD
Volker Schemmel wird am 12.August 70 Jah-
re alt. Der Maschinenbauingenieur aus Alten-
burg zählte 1989 dort zu den SPD-Mitbe-
gründern, wurde Vorsitzender des Ortsver-
eins und gehörte 1990 der ersten frei ge-
wählten Volkskammer an.Von 1994 bis 1999
amtierte Schemmel als Staatssekretär in der
thüringischen Landesregierung.

>Ludwig Eich
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
SPD
Ludwig Eich wird am 18.August 70 Jahre alt.
Der Datenverarbeitungskaufmann aus Buch-
holz im Westerwald schloss sich 1969 der
SPD an, war Mitglied des Kreisvorstands und
bis 1983 Geschäftsführer des SPD-Unterbe-
zirks Neuwied. Von 1983 bis 1990 saß er im
Mainzer Landtag, 35 Jahre war er Mitglied
des Neuwieder Kreistags. Eich engagierte
sich im Bundestag im Finanzausschuss.

>Jochen Feilcke
Bundestagsabgeordneter 1983-1998,
CDU
Jochen Feilcke wird am 19. August 70 Jahre
alt. Der Berliner Verbandsreferent trat 1964
der CDU bei, wurde 1977 Vorsitzender des
Kreisverbands Schöneberg und gehörte dem
CDU-Landesvorstand an. Von 1975 bis 1983
war Feilcke Mitglied des Abgeordnetenhau-
ses. Im Bundestag engagierte er sich in allen
vier Wahlperioden im Ausschuss für Arbeit
und Sozialordnung.

>Heinrich Pohlmeier
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
CDU
Am 22. August vollendet Heinrich Pohlmeier
sein 90. Lebensjahr. Der promovierte Germa-
nist und Studiendirektor aus Büren trat 1964
der CDU bei, stand von 1967 bis 1985 an der
Spitze des CDU-Kreisverbände Büren bezie-
hungsweise Paderborn und gehörte von
1970 bis 1980 dem NRW-Landtag an. Pohl-
meier, engagierte sich vorwiegend im Aus-
schuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit,
dessen stellvertretender Vorsitzender er von
1987 bis 1990 war.

>Karlheinz Guttmacher
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
FDP
Am 24. August wird Karlheinz Guttmacher 
70 Jahre alt. Der promovierte Chemiker und
Hochschullehrer trat 1961 der LDPD in der
DDR bei. Seit 1991 gehörte er dem FDP- Lan-
desvorstand und von 1995 bis 2003 dem Prä-
sidium der thüringischen FDP an. 2002/03
war er Landesvorsitzender seiner Partei.
Guttmacher engagierte sich vorwiegend im
Petitionsausschuss. bmh ❚

Zwei leise Frauenstimmen empfangen den Besucher, der
sich wie in eine andere Welt versetzt fühlt, wenn er aus der
grellen Augustsonne in den kühl-dämmrigen Kunst-Raum
des Bundestages tritt, der im Erdgeschoss des Marie-Elisa-
beth-Lüders-Hauses am Ufer der Spree liegt. Die Stimmen
sind Teil einer Raumzeichnung mit Sound, die die Künst-
lerin Brigitte Waldach eigens für die Ausstellung „Neue Li-
nien – Neuerwerbungen grafischer Kunst für die Kunst-
sammlung des Deutschen Bundestages“ geschaffen hat
und die die gesamte obere Ebene des Kunst-Raumes ein-
nimmt. „Nervös“ nennt Waldach ihre Installation aus elas-
tischen Schnüren und Schriftfolgen an den Wänden – ei-
ne Anspielung sowohl auf unsere hektischen Zeitläufte als
auch auf die These des Arztes und Psychologen Alfred Ad-
ler, nach der Unruhe eine Ursache für Kreativität ist.
Den gleichförmigen Monologen der Installation kann und
will man sich auch beim Betrachten der Grafiken im Erd-
geschoss des Kunst-Raumes nicht entziehen, allesamt Neu-
erwerbungen der vergangenen Jahre für die Kunstsamm-

lung des Bundestages. „Es ist das zweite Mal seit seinem
Umzug nach Berlin, dass das Parlament im Rahmen einer
Ausstellung einen Einblick in seine Artothek bietet“, er-
zählt Kristina Volke, stellvertretende Kuratorin der Kunst-
sammlung. „Damit reagiert es auf das enorme Interesse der
Öffentlichkeit an dieser Sammlung.“
Begründet wurde sie 1969. Damals erwarb der Bundestag
auf Vorschlag des Abgeordneten Professor Dr. Gustav Stein
500 Grafiken zu je 500 DM. Der Grundstock für eine Ar-
tothek, aus der sich die Volkvertreter Kunstwerke für die
Gestaltung ihrer Büros ausleihen können, war gelegt. 
Seit 1976 wird die Sammlung durch den Ankauf weiterer
Werke Jahr für Jahr erweitert, 175.000 Euro stehen dafür
jährlich zur Verfügung. Vorschläge für Ankäufe kann jeder
Parlamentarier machen; die Entscheidung trifft der Kunst-
beirat des Bundestages. Diesem Gremium gehören neun
Abgeordnete aller im Bundestag vertretenen Fraktionen
an, den Vorsitz führt Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU). Bei den Neuerwerbungen legt das Gremium

ein besonderes Augenmerk auf junge Künstler. „Da sich
diese seit einigen Jahren vermehrt der Grafik zuwenden,
gelangen zahlreiche großartige Zeichnungen in unsere
Sammlung“, erklärt Kristina Volke. „Das hat für uns zwei
Vorteile: Grafik ist preiswerter als etwa Malerei. Und in
letzter Zeit findet gerade auf dem Gebiet der Grafik ein
künstlerischer Innovationsschub statt, der für die gesamte
Kunstproduktion Bedeutung hat.“ Es ist also kein Zufall,
dass die aktuelle Ausstellung diese Form der Bildenden
Kunst in den Mittelpunkt stellt.
Einen expliziten Politikbezug haben nur wenige der aus-
gestellten Werke. Eine Ausnahme sind die Zeichnungen
von Matthias Beckmann, der im Stil der Graphic Novel
Szenen aus dem Parlamentsleben festgehalten hat. Der
Künstler fertigte die Zeichnungen während eines Prakti-
kums im Abgeordnetenbüro von Franz Müntefering (SPD)
an. Klar, dass sich der Bundestag die Chance nicht entge-
hen ließ, Beckmanns Serie für seine Kunstsammlung zu er-
werben. Nicole Alexander ❚

»Enormes Interesse der Öffentlichkeit«

ORTSTERMIN: IM KUNST-RAUM DES BUNDESTAGES

Kampf gegen
die Krise
14. August 1952: Bundesrepublik wird
Mitglied des IWF und der Weltbank
Man stelle sich vor, Deutschland zahlt ge-
meinsam mit anderen Staaten Geld in ei-
nen Topf, mit dessen Hilfe klammen Län-
dern unter die Arme gegriffen werden soll
– in Form von Krediten. Klingt ein wenig
nach EU-Rettungsschirm, doch in dem
Fall handelt es sich um eine knappe Be-
schreibung des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF). Seit dem 14. August
1952 ist die Bundesrepublik IWF-Mit-
glied. Zeitgleich trat sie der Weltbank bei.

Der IWF wurde 1944 in Bretton Woods
(USA) gegründet, um nach der Weltwirt-
schaftskrise der 1930er Jahre und den
Problemen durch den Zweiten Weltkrieg
den internationalen Handel wiederzube-
leben und die Währungen zu stabilisie-
ren. Die Weltbank dagegen vergab in den
Jahren nach ihrer Gründung 1945 insbe-
sondere Kredite zum Wiederaufbau
Europas. Heute leistet sie vor allem Ent-
wicklungshilfe. 
Treibende Kraft hinter dem deutschen
Beitritt in die beiden UN-Sonderorgani-
sationen waren die USA, die Deutschland
auch wirtschaftlich weiter in den Westen
integrieren wollten. Ein Ansinnen, das
dem marktwirtschaftlichen Kurs von
Bundeswirtschaftsminister Ludwig Er-
hard (CDU) entgegenkam, der erster
deutscher IWF-Gouverneur wurde. Wäh-
rend die aktuelle IWF-Chefin Christine
Lagarde schon vor einer neuen Weltwirt-
schaftskrise wie in den dreißiger Jahren
warnte, empfehlen manche Politiker den
IWF als Vorbild für eine Lösung der Euro-
Krise. Einige Parallelen zur Vergangenheit
scheint es tatsächlich zu geben. So sagte
einst schon Erhard:„Stabilität beginnt zu-
hause. Das ist genau das, was uns in
Europa fehlt.“ Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 27. August.

Nein, ein optimaler Start war das
für die deutsche Olympia-
mannschaft in London nicht.
Mit den Sportlern leiden Mil-

lionen Deutsche, die doch eigentlich bei
strahlendem Sonnenschein einen Me-
daillenregen feiern wollten.
Für die Volksvertreter bedeutet das: Ihr
Einsatz ist gefragt. Statt lästiger Schlagzei-
len über Koalitionskrach und den immer-
währenden Vorwürfen, in der Eurokrise
nicht, nicht richtig oder nicht schnell ge-
nug zu handeln, könnten sie in diesen Ta-
gen durchweg positive Meldungen erzeu-
gen; ganz ohne Sondersitzungen des
Bundestages oder Marathon-Abstim-
mungen.
Doch wie ließe sich eine Rettungsaktion
für die deutschen Sportler organisieren?
Soll eine „Taskforce London“ rivalisieren-
de Teams mit der Aussicht deutscher Zu-
stimmung zu Euro-Bonds zum Aufgeben
bewegen? Könnten Konkurrenten mit der
am Beckenrand gemurmelten Drohung
„Euer Austritt aus der EU hat für uns
längst den Schrecken verloren“ so einge-
schüchtert werden, dass sie nur noch mit
halber Kraft ihre Bahnen ziehen? Auch
die Frage, wie Sportler auf Linie gebracht
werden sollen, die die Kürzel EFSF, ESM
und EZB allenfalls mit leistungssteigern-
den, aber verbotenen Unterstützungsmit-
teln in Verbindung bringen, ist noch un-
geklärt.
Doch gut informierte Kreise munkeln,
Kanzlerin Angela Merkel habe den Über-
legungen der Rettungsrebellen bereits  im
Vorfeld die Unterstützung verweigert: Mit
der Aktion würde ihre geheime Kampa-
gne zur Pflege des deutschen Images als
Sparweltmeister gefährdet. Deren Motto:
Wir verzichten auf alles, sogar auf Medail-
len. Und gerade für die Südeuropäer sei-
en Medaillengewinne doch geradezu
existentiell – könnte das Edelmetall doch
umgehend eingeschmolzen und dem
Staatshaushalt zugeschlagen werden. Die
deutsche Devise lautet daher: Verlieren
für Europa! Susanne Kailitz ❚

Verlieren für
Europa!

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 60 JAHREN ...

Zentrale der Weltbankgruppe in
Washington D.C.

Zahlreiche Grafiken hat die Kunstsammlung des Bundestages in den vergangenen Jahren erworben. Sie sind noch bis zum 9. September im Kunst-Raum ausgestellt.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 10.-14.08.2012
Haushaltsjahr 2012 (Di-Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 29-31 vom 16.07.2012 
„Rechtsextremismus“, Seite 1-15
Die Ausgabe mit dem Sonderthema Rechts-
extremismus leidet an der wiederholten Ver-
wechslung beziehungsweise Gleichsetzung
der Begriffe „rechts“ und „rechtsextrem“.
„Rechte“ werden somit umstandslos mit
den Rechtsextremen – also Verfassungsfein-
den – gleichgesetzt. Wenn Sie nicht nur die
Rechtsextremen, sondern auch die Rechten,
also die konservativen, gleichwohl demo-
kratischen Bürger aus der Gesellschaft aus-
grenzen, bleibt nur noch die Linke als ver-
fassungstreu übrig, denn eine Mitte gibt es
dann nicht mehr, weil die Mitte links und
rechts logischerweise voraussetzt. 
Es kann doch nicht zuviel verlangt sein, von
politischen Journalisten zu erwarten, dass
sie „rechts“ (im Rahmen der
Demokratie) von „rechtsra-
dikal“ (äußerst rechts, aber
noch im Rahmen der Aner-
kennung der Demokratie)
und „rechtsextrem“ (eine
Diktatur anstrebend) zu un-
terscheiden wissen. Mit der
Verwischung der Begriffe
und Zuordnungen wird
dem notwendigen Eintreten
gegen den Rechtsextremis-
mus (und auch gegen den
Rechtsradikalismus) ein
schlechter Dienst getan.

Edgar Guhde,
Düsseldorf

Zur Ausgabe 29-31 vom
16.07.2012, „Rassismus im
Stadion“, Seite 11  
Es freut mich, dass Ihre Zei-
tung auf meine Initiative
„Fußball-Fans gegen
Rechts“ auf Facebook auf-
merksam geworden ist und
über diese berichtet hat.

M. Bendel,
Berlin

Zur Ausgabe 29-31 vom
16.07.2012, „Morden im
toten Winkel“, Seite 1
Weshalb verschweigen Sie
in Ihren Anmerkungen zur
Person von Herrn Pfahl-
Traughber, dass er Mitarbei-

ter des Verfassungsschutzes war? Das lässt
seinen Beitrag nämlich in einem völlig an-
deren Licht erscheinen. Weder Ihr Eingangs-
statement noch der oben genannte Beitrag
gehen im übrigen auf die unglaubliche
Schlamperei, Ignoranz  und Arroganz ein,
mit der das Thema „NSU“ von einigen Mit-
arbeitern der Sicherheitsbehörden jahrelang
bearbeitet worden ist. 

Rainer Borsdorf

Zur Ausgabe 29-31 vom 16.07.2012
„Morden im toten Winkel“, Seite 1
Der Bericht von Armin Pfahl-Traughber
über die Morde mit rechtsextremistischem
Hintergrund zieht einen zu engen Blickwin-
kel. Denn in einem wichtigen Punkt hat der
Staat doch weggeschaut. Und zwar bei der

Etablierung einer neuen rechten Jugendkul-
tur, die das Vakuum in Ostdeutschland ge-
füllt hat, nachdem etliche Einrichtungen für
junge Menschen nach der Wende geschlos-
sen wurden. Wozu neben vielen Klubs und
weiteren sozialen Anlaufstellen vor allem
die zu Beginn der 1990er Jahre äußerst po-
pulären Jugendmedien „DT64“ und „Elf99“
gehören, die verunsicherten Individuen
Halt hätten geben können. Die damaligen
Programme zeichnete aus, dass sie anders
als die meisten heutigen Sender auf Infor-
mationen zum Mitdenken setzten. Weswe-
gen man, um die aktuelle Situation zu ver-
stehen, sich auch mit den Fehlern im Zuge
der Wiedervereinigung befassen muss!

Rasmus Helt,
Hamburg

Zur Zeitung „Das Parlament“,
Rubrik „Parlamännchen“, Seite 3
Ich bin fest davon überzeugt, dass Erklärun-
gen wie die im „Parlamännchen“ nicht nur
für Kinder gut sind, sondern dass diese auch
Erwachsenen helfen, die sich durch die Flut
von Begriffen wie ESM, IWF, Staatsanleihen
und anderen überfordert fühlen.

Manfred G. Hackauf,
Muszaki, Polen

Zur Ausgabe 27-28 vom 2.07.2012,
„Neuer Schub für Europa“, Seite 1
Die Kanzlerin beschwört die Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit als Voraussetzung für
nachhaltiges Wachstum. Aber sie verliert
kein Wort darüber, dass Nachhaltigkeit im
verantwortlichen Umgang mit den Ressour-

cen unserer Erde besteht,
weil sie die Grundlage unse-
rer Existenz und Wirt-
schaftsweise bilden. Allge-
meingüter sind anders als
Privateigentum vor einem
Zugriff nicht geschützt. Will
man der Regierung glauben,
ist es Unternehmen erlaubt,
Erzeugnisse durch Raubbau
an der Natur günstiger an-
zubieten, um auf dem Welt-
markt wettbewerbsfähig zu
sein. Und das wird dem
Wähler dann noch als Er-
folgsstory verkauft.

Alfred Peim

SEITENBLICKE

PANNENMELDER
In der Ausgabe „Rechtsextre-
mismus“ ist uns auf Seite 5
ein Namensdreher unterlau-
fen. In unserem Artikel
„Kampfgruppen im Unter-
grund“ ist von der „Antonio
Amadeu Stiftung“ die Rede
und von dem angolanischen
Vertragsarbeiter „Antonio
Amadeu“, der im November
1990 von rechtsextremen Ju-
gendlichen zu Tode geprü-
gelt wurde. Tatsächlich hieß
dieser Amadeu Antonio. Die
nach ihm benannte Stiftung
heißt demzufolge Amadeu
Antonio Stiftung. 


